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Sonntag, 15. Dezember 1991 
1. Plenarsitzung 

Beginn: 14.15 Uhr 

Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, Vorsitzender der CDU (von den Delegierten mit 
Beifall begrüßt): Meine sehr verehrten Damen und Herren! Verehrte Gäste! Liebe 
Freunde aus der Christlich Demokratischen Union Deutschlands! 

Hiermit eröffne ich den 2. Parteitag der CDU Deutschlands. Ich begrüße Sie alle sehr, 
sehr herzlich in Dresden. 

(Beifall) 

Mein Gruß gilt zunächst Ihnen, den gewählten Delegierten aus den Orts-, Kreis- und 
Landesverbänden unserer Partei aus ganz Deutschland. 

Ich begrüße sehr, sehr herzlich unsere in- und ausländischen Gäste. Wir freuen uns, 
daß Sie heute wiederum in einer so großen Zahl zu uns gekommen sind. 

Die Zahl der journalistischen Wegbereiter, über tausend, und die Zahl der vielen Gäste 
ist so beachtlich, daß hier in der Halle eine beachtliche Enge entstanden ist. 

Ich darf bei dieser Gelegenheit gleich sagen: Wenn wir jetzt zum erstenmal in einem 
der neuen Bundesländer tagen, wird vielleicht das eine oder andere nicht so ganz 
selbstverständlich klappen wie bisher. Wir sitzen enger zusammen, wir haben keine 
Tische für die Delegierten. Aber was wir brauchen, ist das Zusammenrücken und nicht 
die Tische, liebe Freunde. 

(Beifall) 

So kann dieser Saal vielleicht ein Symbol für das sein, was wir uns als Ziel gesetzt 
haben: der Einheit unserer Partei und der Einheit unseres Volkes auf den Weg zu 
helfen und hierzu einen Beitrag zu leisten. 

Ich begrüße von den ausländischen Gästen sehr herzlich den Vorsitzenden unserer 
europäischen Volkspartei, den belgischen Ministerpräsidenten, unseren Freund 
Wilfried Martens. 

(Beifall) 

Lieber Wilfried, sei herzlich willkommen. Ich will gern einmal vor dem Forum unserer 
Partei sagen, wie sehr Du uns geholfen hast. Auf dem Weg zur deutschen Einheit war 
der belgische Ministerpräsident ein treuer Freund und Unterstützer, und in den 
schwierigen Verhandlungen auf dem Weg zum geeinten Europa indiesen Tagen in 
Maastricht war das wieder so. 

(Beifall) 

Lieber Wilfried, wir haben uns nicht in die belgische Innenpolitik einzumischen, das 
liegt uns ganz fern. Aber Wilfried Martens als Ministerpräsident Belgiens, das ist eine 
gute Sache, das darf ich doch sagen. 

(Beifall) 

Ich grüße sehr herzlich unseren Freund, den schwedischen Ministerpräsidenten Carl 
Bildt. 

(Beifall) 

Er ist seit Jahrzehnten - man sieht ihm das nicht an - ein guter Freund der Jungen 
Union, des Rings Christlich Demokratischer Studenten und unserer Partei. Wir freuen 



uns über seinen Wahlsieg. Wir freuen uns vor allem darüber, liebe Freunde, daß wir -
wie ich denke - 1995 Schweden unter seiner Führung in der Europäischen 
Gemeinschaft begrüßen können. 

(Beifall) 

Ich begrüße sehr herzlich unseren alten Freund, den Vorsitzenden der Europäischen 
Demokratischen Union, unseren Freund Alois Mock, den Außenminister der Republik 
Österreich. 

(Beifall) 

Lieber Alois, herzlichen Dank für Dein Kommen und auch für die Freundschaft, die Du 
uns oft erwiesen hast. Herzlichen Dank - das sage ich gerade in dieser wichtigen 
Woche im Blick auf ein bestimmtes Ereignis - für Deinen Kampf für die Menschen­
rechte in der Nachbarschaft, in Kroatien, in Jugoslawien. 

(Beifall) 

Ich begrüße ganz herzlich Jan Bielecki. 

(Beifall) 

Lieber Freund Bielecki, ich bedanke mich bei Ihnen, dem Chef des Liberal-Demokrati­
schen Kongresses, vor allem auch dafür, was an Gemeinsamkeit in Ihrer Zeit als 
Ministerpräsident möglich war. Wir werden nachher Bischof Nossol hören. Wir alle 
wissen - und das wurde auch heute morgen im Gottesdienst drüben in der Kathedrale 
deutlich: Die Aussöhnung zwischen Deutschland und Polen ist eine Voraussetzung 
für den Frieden in Europa. Ohne die wirkliche Aussöhnung gibt es keinen Frieden in 
Europa. 

(Beifall) 

Dies ist kein einfacher Weg. Es hat in der Geschichte zwischen unseren Völkern viel 
Leid gegeben. Wenn wir dies aber gegenseitig aufrechnen, wird es nie wirklichen 
Frieden geben. Einer, der wie ich von der deutsch-französischen Grenze kommt, der 
erlebt hat, was Erbfeindschaft bedeutet, weiß auch, wie wichtig es ist, Friede, 
Freundschaft und Aussöhnung möglich zu machen, vor allem für die junge Genera­
tion. 

Dazu, verehrter Freund, haben Sie einen Beitrag geleistet. Ich darf das auch sagen: 
Wir hoffen noch auf viele Beiträge von Jan Bielecki. 

(Beifall) 

Ich heiße sehr herzlich willkommen die Gäste, die mit uns morgen auf den Foren 
dieses offenen Parteitags über viele wichtige Probleme diskutieren werden. Ich 
begrüße sehr, sehr herzlich die Repräsentanten und Vertreter der Kirchen und 
Religionsgemeinschaften. 

Sie verstehen, wenn ich ganz am Anfang Herrn Bischof Nossol herzlich begrüße, der 
nachher das geistliche Wort sprechen wird. 

(Beifall) 

Herr Bischof, es ist gerade zwei Jahre her, daß wir die unvergeßliche Begegnung im Hof 
des Gutes von Kreisau aus dem Geist deutsch-polnischer Versöhnung hatten, an einem 
Ort, an dem ein wichtiger Teil des geistigen Widerstands gegen den Terror des 
Nationalsozialismus seine Heimat hatte. Die meisten, die sich in den Jahren nach 1940 
bis zum 20. Juli 1944 in Kreisau versammelten, sind Opfer der Nazi-Barbarei geworden. 
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Es war der richtige Platz, wo sich Deutsche und Polen Im Gottesdienst, im Gebet 
versammeln konnten. Der damalige Gottesdienst und Ihr geistliches Wort ist uns 
unvergessen. Ich will Ihnen dafür heute noch einmal sehr herzlich danken. 

(Beifall) 

Ich begrüße sehr herzlich den Bischof von Dresden-Meißen, Herrn Bischof Reinelt. 

(Beifall) 

Ich begrüße Herrn Landesbischof Johannes Hempel von der Evangelisch-Lutheri­
schen Landeskirche in Sachsen. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich freue mich natürlich, daß unser Freund Dr. Herbert 
Wagner, der Oberbürgermeister der Stadt Dresden, bei uns ist. 

(Beifall) 

Es ist ein gutes Gefühl - man kann gar nicht genug davon bekommen - , auf solchen 
Tagungen CDU-Oberbürgermeister mit der Amtskette zu sehen. 

(Beifall) 

Ich begrüße sehr, sehr herzlich den Ministerpräsidenten von Sachsen, unseren 
Freund Kurt Biedenkopf. 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 

Lieber Herr Wagner und lieber Kurt Biedenkopf, wir sind gerne in das vorweinachtliche 
Dresden gekommen. 

Ich will zu Beginn des Parteitags die Gelegenheit nutzen, Sie beide zu bitten, Ihren 
Mitarbeitern und den Bürgern von Dresden und Sachsen unseren herzlichen Dank 
und unsere herzlichen Grüße zu übermitteln. Ich weiß, was es gerade in dieser Zeit 
bedeutet, die Probleme eines Parteitags in organisatorischer und sonstiger Hinsicht 
zu lösen. Herzlichen Dank. Bitte geben Sie diesen Dank an alle Mitarbeiter weiter. 

Ich begrüße sehr herzlich die zahlreichen journalistischen Wegbegleiter, die als 
Beobachter und Berichterstatter zu diesem Parteitag gekommen sind. Ich hoffe auf 
eine faire Berichterstattung. Wir sind ja auf diesem Gebiet verwöhnt; das weiß jeder 

(Heiterkeit) 

Deswegen versteht auch jeder diesen besonders herzlichen Wunsch. 

Ich will gleich die Gelegenheit nutzen und unserem Freund Theo Waigel, der am 
Dienstag früh sprechen sollte, ein herzliches Grußwort von dem Parteitag zu 
übersenden. Er mußte sich gestern früh einer Meniskusoperation unterziehen und 
kann deshalb nicht kommen. An seiner Stelle wird der stellvertretende Parteivorsit­
zende sprechen. Ich denke, Sie sind alle damit einverstanden, daß wir Theo Waigel 
von hier aus unsere herzlichen Genesungswünsche senden. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, auf diesem Parteitag in Dresden erinnere ich mich - und sicherlich mit 
mir viele - noch an den Tag vor fast zwei Jahren - am Donnerstag wären es genau zwei 
Jahre -, an die bewegende abendliche Kundgebung vor der Ruine der Frauenkirche. 
Nicht nur mir hat sich jener 19. Dezember 1989 tief eingeprägt. Es war für mich sehr 
bemerkenswert, daß heute nacht in einem Gespräch, in dem es um ganz andere Dinge 
ging, George Bush bei der Nennung des Namens Dresden fragte, ob das jene Stadt sei, 
in der damals die Kundgebung vor der zerstörten Kirche stattgefunden habe. 



Die Botschaft von Dresden ging damals um die Welt. Nicht nur ich, sondern viele 
andere werden nie das Meer von deutschen und sächsischen Fahnen und die vielen 
Spruchbänder „Deutschland, einig Vaterland" und „Wir sind ein Volk" vergessen. 

Ich habe damals in meiner Rede gesagt: „Mein Ziel bleibt, wenn die geschichtliche 
Stunde es zuläßt, die Einheit unserer Nation." Und ich habe hinzugefügt: ich weiß, 
daß wir dieses Ziel erreichen können." Liebe Freunde, wir können gemeinsam stolz 
sein auf das, was wir inzwischen erreicht haben. 

(Beifall) 

Selbst die kühnsten Optimisten unter uns hätten sich damals nicht träumen lassen, 
daß wir heute, zwei Jahre später, den 2. Parteitag der vereinten CDU Deutschlands in 
einem neuen Bundesland, hier in Dresden abhalten würden. 

Und deswegen, finde ich, ist es mehr als symbolisch, daß ich genau an diesem Punkt 
Lothar de Maiziere begrüße. 

(Herzlicher, anhaltender Beifall) 

Lieber Lothar de Maiziere, wir alle wissen um Ihren Beitrag auf dem Weg zur 
deutschen Einheit in einer Zeit ungewöhnlicher Herausforderungen, schwierigster 
Probleme. Der Parteitag hat es bezeugt, und ich will es noch einmal wiederholen: Wir 
danken Ihnen sehr, sehr herzlich für diesen Dienst an unserem Vaterland. 

(Beifall) 

Wie hier in Dresden, sind vor zwei Jahren in vielen Städten und Regionen der 
damaligen DDR die Menschen zu Zehntausenden auf die Straße gegangen. Sie haben 
sich gegen die Unterdrückung durch das SED-Regime aufgelehnt. Mit mutigem 
Eintreten für Freiheit, Demokratie und Selbstbestimmung gehörten sie ganz entschei­
dend zu den Wegbereitern der deutschen Einheit. 

Ende 1989 gab es sicherlich kaum jemanden, der vorhergesagt hätte, daß weniger als 
ein Jahr später die ersten gesamtdeutschen Bundestagswahlen stattfinden würden. 
Und wer sich die Prognosen jener Zeit noch einmal vergegenwärtigt, der weiß: Es hat 
auch niemand erwartet, daß die Wähler CDU und CSU als eindeutige Sieger 
bestimmen würden. 

Das war so. Dafür sind wir den Wählern dankbar. Aber wir respektieren auch die 
besondere Verpflichtung, die damit für uns als die führende Regierungspartei in 
Deutschland verbunden ist, der Verantwortung für das ganze Deutschland auch mit 
ganzer Kraft nachzukommen. 

Meine Damen und Herren, als Ergebnis dieser Wahl verfügen CDU und CSU im 
Bundestag über 48 Prozent der Mandate. Ohne uns oder gegen uns ist eine 
Regierungsmehrheit nicht möglich. Das ist gut so; aber es verpflichtet. Es verpflichtet 
dazu, mit Augenmaß und ohne jede Spur von Hybris dieser Verantwortung gerecht zu 
werden. 

Ich will heute die Gelegenheit nutzen, all denen zu danken, die zu diesem Wahlsieg 
ihren Beitrag geleistet haben, ohne deren Hilfe dies nicht möglich gewesen wäre. 

(Beifall) 

Wir haben seit dem letzten Parteitag am 1. und 2. Oktober 1990 in Hamburg in zehn 
Landesverbänden Wahlkämpfe zu bestehengehabt. In fünf dieser zehn Länder stellen 
wir den Bürgermeister bzw. den Ministerpräsidenten. Wie hier in Sachsen, gehören in 
vier der fünf neuen Bundesländer die Ministerpräsidenten der CDU an. 
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Wir haben in Hessen denkbar knapp verloren, und schmerzlich war für uns auch die 
Niederlage und vor allem der Verlust der Regierungsverantwortung in meinem 
Heimatland, in Rheinland-Pfalz. 

Gerade in jüngster Zeit haben wir aber auch höchst erfreuliche Erfolge erzielt. Unsere 
Parteifreunde in Bremen haben mit Ulrich Noelle und Bernd Neumann an der Spitze 
bei der Bürgerschaftswahl ein gutes Ergebnis erzielt. 

Liebe Freunde, wir stehen jetzt vor zwei wichtigen Landtagswahlen am 5. April 1992. 
Unsere Freunde in Baden-Württemberg leisten hervorragende Arbeit. Alle, auch alle in 
der Bundespartei, müssen sich in diesem Wahlkampf engagieren, damit wir dort die 
Mehrheit halten und damit Erwin Teufel Ministerpräsident von Baden-Württemberg 
bleibt. 

(Beifall) 

Ebenso kämpfen wir mit Ottfried Hennig und unseren Freunden in Schleswig-Holstein. 
Wir wissen, daß sie vor einer besonders schwierigen Aufgabe stehen, und wir wissen, 
daß Ottfried Hennig der richtige Mann ist, die Probleme zu lösen. Wir wünschen ihm 
nicht nur Glück. Wir werden ihn mit all unserer Kraft unterstützen, damit wir auch dort 
ein großartiges Ergebnis erzielen. 

(Beifall) 

Liebe Freunde! Dieser Parteitag steht unter dem Motto „Einheit leben". Wir wollen die 
Vollendung der inneren Einheit Deutschlands weit über die ökonomischen und 
sozialen Fragen hinaus, die gelöst werden müssen. Wir wollen die innere Einheit 
Deutschlands, und wir wollen die Einheit Europas verwirklichen. Das ist zugleich 
immer ein Beitrag für Frieden in der Welt. Das ist Thema unseres Parteitages hier in 
Dresden. 

Es geht um die innere Einheit der Partei und um die Einheit unseres Volkes, und dazu 
sind offene Gespräche und Diskussionen notwendig - in einer Weise, daß wir 
Verständnis füreinander zeigen, nicht, indem wir Dinge verschweigen, sondern indem 
vk̂ ir sie offen ansprechen, aber aus dem selbstverständlichen Geist des Miteinanders 
der Christlich Demokratischen Union, und darum bitte ich Sie sehr herzlich. 

Wir werden auf diesem Parteitag die Schwerpunkte unserer Politik festlegen und die 
Aufgaben benennen, die wir auch im kommenden Jahr lösen wollen. Diese Tage im 
Advent geben uns - und das ist wichtig für eine politische Gemeinschaft - auch die 
Chance zu Selbstbesinnung und Standortbestimmung. Wir wissen, daß viele Men­
schen in den neuen Bundesländern Sorge empfinden - Sorge um den Arbeitsplatz, 
Sorge um die Zukunft. Sie sehen auch, daß es mit dem Neuaufbau vorangeht, aber 
manche zweifeln, ob das für sie selbst Licht am Ende des Tunnels bedeutet. 

Aber wir haben allen Grund zur Zuversicht. Wir werden diese Probleme bewältigen 
können. Es geht jedoch nicht nur um die ökonomisch-sozialen Probleme. Es geht um 
die Menschen, ob sie zueinander finden, ob sie Geduld und Verständnis füreinander 
haben. In diesem Geist lade ich Sie alle dazu ein, miteinander zu diskutieren, 
zuzuhören - was so viele in der Politik völlig vergessen und verlernt haben - und damit 
zu gestalten. 

Ich habe noch ein Versehen wiedergutzumachen. Ich begrüße sehr herzlich den 
Vorsitzenden des Zentralrats der Juden in Deutschland, Herrn Galinski. 

(Beifall) 
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist eine gute Tradition, daß wir am Beginn 
unseres Parteitags all jener Freunde gedenl<en, die seit dem letzten Parteitag 
verstorben sind. 

(Die Anwesenden erheben sich) 

Ich will stellvertretend für die vielen nur einige wenige nennen: 

Ich nenne Ernst Eichelbaum; geboren 1893, gestorben im April 1991. Er gehörte 1945 
zu den Mitbegründern der CDU in Leipzig. Er war von 1946 bis 1948 zweiter 
hauptamtlicher Bürgermeister in Leipzig. Nach seiner Flucht war er über viele Jahre 
hinweg im Vorstand der Exil-CDU und von 1957 bis 1965 Mitglied des Deutschen 
Bundestages. 

Ich nenne Dr. Hermann Kopf; geboren 1901, gestorben im Mai 1991. Er war von 1949 
bis 1969 Mitglied des Deutschen Bundestages, seit 1960 Vorsitzender des Auswärti­
gen Ausschusses. Er war einer der großen Baumeister des neuen Europa. Was jetzt in 
Maastricht möglich war, geht auch auf seine Arbeit zurück. 

Ich nenne Frau Dr. Agnes Katharina Maxsein; 1904 geboren, im Oktober 1991 
gestorben. Sie war von 1946 bis 1948 stellvertretende Vorsitzende des CDU-Landes­
verbandes Berlin, von 1949 bis 1952 Vizepräsidentin des Berliner Abgeordnetenhau­
ses. Von 1952 bis 1969 gehörte sie dem Deutschen Bundestag an. 

Ich nenne Herbert Blankenhorn; geboren 1904, gestorben irh August 1991. Er war seit 
1948 Generalsekretär der CDU in der britischen Besatzungszorie. Er war viele Jahre 
hindurch einer der wichtigsten außenpolitischen Mitarbeiter Konrad Adenauers und 
viele Jahre Botschafter der Bundesrepublik Deutschland. 

Ich nenne Professor Dr. Gerhard Zeitel, geboren 1927, gestorben im Januar 1991. Er 
war von 1972 bis 1980 Mitglied des Deutschen Bundestages und von 1980 bis 1985 
Minister im Saarland. Er war ein Jahrzehnt - von 1977 bis 1987 - Bundesvorsitzender 
der Mittelstandsvereinigung der CDU/CSU. 

Ich habe diese wenigen Namen stellvertretend für viele genannt. Ich bitte Sie darum, 
daß wir gemeinsam den Toten ein stilles Gebet widmen. - Ich danke Ihnen. 

Ich rufe TAGESORDNUNGSPUNKT 1 auf: 

Geistliches Wort von Alfons Nossol, Bischof von Oppeln (Polen) 
Meine Damen und Herren! Liebe Freunde! Ich konnte Herrn Bischof Nossol aus 
Oppeln schon begrüßen und daran erinnern, in welch bewegender Weise er in Kreisau 
zu uns, den Deutschen, gesprochen hat. Ich darf Sie nun, Herr Bischof, sehr herzlich 
um Ihr geistliches Wort bitten. 

(Beifall) 

Bischof Alfons Nossol: Hochverehrter Herr Bundeskanzler! Verehrte Delegierte und 
Gäste! Meine Damen und Herren! Einleitend habe ich mich zu entschuldigen, heute 
vor Ihnen zu stehen. Sie wissen es schon: Es war ein persönlicher Wunsch Ihres Herrn 
Vorsitzenden. Gestatten Sie mir somit, einige Passagen aus seinem an mich 
gerichteten Brief anzuführen - ich zitiere - : 

„Nie zuvor standen die Chancen so gut, die Spaltung unseres Kontinents zu 
überwinden und ein Europa des Friedens, der Versöhnung und der Völkerverständi­
gung zu schaffen. Dabei ist es für die künftige Entwicklung von entscheidender 
Bedeutung, daß vor allem Deutsche und Polen Brücken der Begegnung bauen und 
gemeinsame Zeichen setzen im Geist guter Nachbarschaft. Es entspricht dem 

12 



Selbstverständnis der CDU und gehört zur guten Tradition, an den Beginn eines jeden 
Parteitages ein geistliches Wort zu stellen. Als Christliche Demokraten wissen wir uns 
auch bei unseren politischen Entscheidungen in Verantwortung vor Gott... Unverges­
sen bleibt mir der große Friedensgottesdienst in Kreisau und Ihre ernste Mahnung, zu 
wahrer Vergebung und gegenseitigem Verzeihen im Geist christlicher Nächstenliebe 
bereit zu sein." 

Kurzum: Der Versöhnungsgottesdienst in Kreisau vom November 1989 und das 
gemeinsame Gedenken an das Vermächtnis der Märtyrer des deutschen Widerstan­
des, vor allem Graf James von Moltkes, ist schuld daran. Damals begann der 
geschichtsträchtige Umbruch in Mittel- und Osteuropa erst richtig. 

Lassen Sie mich heute die Bedeutung der Gewißheit um die Nähe des Herrn im Herzen • 
der Christen und aller Menschen am Weg zu einem gemeinsamen Europa betonen und 
in diesem Zusammenhang, angesichts des heurigen Advents, auf die christliche 
Botschaft und die Einheit, die Versöhnung und den Frieden sowie die Freude an der 
Zukunft hinweisen, die der wesentliche Grund unserer Hoffnung sein soll. 

Niemand wird es bestreiten: Der „Völkerherbst von 1989" hatte auch eine zutiefst 
christliche, wenn nicht gar „kirchliche" Dimension, ohne die er kaum als „sanfte 
Revolution" denkbar gewesen wäre. Es sei mir gestattet, ihren weit vorausliegenden 
Auslösungsfaktor, die polnische „Solidarität-Bewegung der 80er Jahre in Erinnerung 
zu rufen, die zur Zeit des totalitären Regimes in Mittel- und Osteuropa gerade in 
unseren Kirchen den einzigen „Ort und Hort der Freiheit" sah, und die nicht zuletzt 
durch den Bischof von Rom, den „aus dem fernen Land", eben von der Weichsel her 
kommenden Papst, gleich eine internationale Stütze erhielt. Erst dann hat das Jahr 
1989 zu dramatischen Umwälzungen in der politischen und geistigen Landschaft 
Europas geführt, die noch kurz zuvor niemand hätte voraussagen können. 

Das Neuartige an dieser Revolution war eben, daß sie nicht durch politische oder 
militärische Gewalten zustande kam, sondern durch geistige Aufbrüche, die den alten 
Machtstrukturen einfach das Fundament entzogen und sie fast über Nacht zum Einsturz 
brachten. So berührt dieser Vorgang nicht nur die bisher von der marxistischen 
Ideologie beherrschten Staaten, sondern ist weltweit von Bedeutung. Er reicht über das 
politische Feld hinaus, zumal er selbst aus dem Metapolitischen kam und dann, freilich 
die politische Kraftursprünglich nicht-politischer Faktoren an den Tag brachte. 

Man könnte das an der Analogie des Zerfalls der Mauern Jerichos verdeutlichen. 
Selbstverständlich darf nicht in ungebührlicher Weise die in der Bibel berichtete 
Heilsgeschichte mit Ereignissen unserer Gegenwart parallelisiert werden, um ihnen 
nicht eine falsche Sakralität beizulegen. Daß jedoch Mauern vor einer betenden 
Prozession und vor deren Posaunentönen niederfallen, wollte uns aufgeklärten 
Menschen seit langem reichlich unglaubwürdig erscheinen. Aber nun haben wir 
selbst zwar nicht das Gleiche, aber etwas irgendwie Ähnliches erlebt. „Die ideologi­
sche Mauer, die nicht nur Europa, sondern unsichtbar die ganze Welt überall teilte, 
besteht nicht mehr wie ehedem. Und sie ist nicht durch Waffengewalt niedergelegt 
worden, gewiß auch nicht einfach durch Gebete, aber durch einen Aufbruch des 
Geistes, durch Prozessionen für die Freiheit, die schließlich in der Tat stärker waren 
als Stacheldraht und Beton. Der Geist hat seine Kraft bewiesen; der Posaunenstoß 
der Freiheit war stärker als die Mauer, die sie in Grenzen halten sollte. Und auch, wenn 
wir Gott nicht allzu direkt ins Spiel bringen dürfen, bleibt doch, daß der Glaube an ihn 
oder wenigstens das Fragen nach ihm für die Intonation dieser befreienden Posaunen­
stöße von nicht geringer Bedeutung war", wie Ratzinger es einmal ausdrückte. 
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Es tut gut, sich auf die ursprüngliche Kraft des Geistes und des Christlichen überhaupt 
gerade heute, mitten im Advent 1991, zu besinnen, weil nur aus ihr eine geistige 
Erneuerung unseres Kontinents erwachsen kann. Christlicher Glaube darf nicht durch 
innerweltliche Utopien ausgehöhlt werden, überhaupt ein jeder Glaube nicht, der es 
mit Gott ganz zu tun hat, wie dies z. B. zur Zeit in jenem Wort „Religion ja - Gott nein" 
zum Ausdruck kommt. Der Glaube ist gemäß dem Inkarnationsprinzip, also seit 
Bethlehem, realitätsbezogen und „geerdet", eben ein Glaube, der die Erde liebt und 
stets die „Menschlichkeit Gottes" in Sicht hat. Daher rührt auch unser christliches 
Engagement für die Gerechtigkeit, den Frieden und die Bewahrung der Schöpfung, 
vor allem jedoch für den Menschen und seine Würde. Unsere einzige Sorge muß der 
Mensch sein, und Gott unser Heil! 

Wir sind somit nicht berechtigt, lautstark Menschenrechte einzufordern, indem wir zur 
gleichen Zeit die Rechte Gottes in der Welt mit Füßen treten. Ganz Europa muß sich 
wieder seiner christlichen Wurzeln bewußt werden und nach echter Transzendenzer­
fahrung streben. Denn wo es gelingt, dem Suchenden den Ausblick auf die offene 
Stelle im Kosmos zu eröffnen, kann christliche Kultur nicht nur einen Morgen haben, 
sondern sie ist auch imstande, wahre Einheit in Vielfalt zu begründen. Das Verlangen 
nach der christlichen Heilsbotschaft sollte deswegen nicht geschmälert werden. 
Unser gemeinsames Europa der Zukunft muß vor allem zu einer allgemein verbindli­
chen christlichen Ethik zurückkehren, deren Primat vor der Technik gewahrt bleibt; 
einer Ethik, die dem Schutz jeder Art von menschlichem Leben, das niemals und in 
keiner Hinsicht zum Objekt einer technisch möglichen Manipulation herabgewürdigt 
werden darf, dient, und- die es versteht, Ökonomie mit Ökologie zu versöhnen und 
allerorts vor pragmatischen Nützlichkeitserwägungen geht. Alle diese Prinzipien des 
Menschen als sittlicher Existenz sollten selbstverständlich auch ausdrücklich beim 
Vollendungsprozeß der inneren Einheit Deutschlands zum Tragen kommen. Die 
Stunde für sie hat geschlagen. Jetzt heißt es wirklich, die Einheit zu leben. 

Bei weitem genügt nämlich nicht einmal hier, es bei Wirtschaftsbrücken bewenden zu 
lassen. Ihnen haben'jetzt unbedingt auch „Herzensbrücken" zu folgen. Geschweige 
denn, wenn es um die Schaffung eines wahren „Europa des Friedens, der Versöhnung 
und der Völkerverständigung" geht, wofür ganz besonders die Aussöhnung und 
Verständigung zwischen unseren Nachbarvölkern, Polen und Ihnen, steht. 

Sowohl Frieden und Krieg als auch Liebe und Haß kommen zweifelsohne im Herzen 
des Menschen zur Welt. Das intellektuelle Wissen reicht somit nicht aus. Die Intuition 
hat es zu ergänzen, zumal man überhaupt das Wesentlichste - wie wir es seit Saint 
Exupery wissen - sowieso nur mit dem Herzen erfassen kann. 

Ferner sei darauf hingewiesen, daß nach dem Zerfall der totalitären Systeme in Mittel-
und Osteuropa nicht mehr dem Kampf, sondern vor allem dem Zeugnis, und zwar 
dem Zeugnis von der Wahrheit, Freiheit und der Liebe Versöhnungscharakter 
zukommt. Gewiß kein leichtes Unterfangen. Aber gerade das christliche Zeugnis - wie 
dies die eben zu Ende gegangene Europäische Bischofssynode in Rom hervorhob -
ist jetzt als die beste Art von Neuevangelisierung unseres alten Kontinents und eines 
akzeptablen Christ-Seins gefragt, und sie tut not. 

Das Streben nach Freiheit gehört eigentlich zu den „Urtrieben" menschlicher Seele, 
weil es irgendwie den Funken Gottes, die scintilla Dei in uns als Geschöpfen Gottes 
darstellt. Insoweit ist Freiheit eine Gabe, die es als solche jedoch stets zugleich auch 
als Aufgabe zu begreifen gilt. Echte Demokratie und Frei-Sein sind somit dynamische 
Anliegen und Kernprozesse der integral verstandenen Vermenschlichung. Ohne das 
begreifen zu wollen, ist man anhaltend der Gefahr ausgesetzt - ähnlich wie 
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übersteigertes Nationalbewußtsein in Chauvinismus ausarten kann - , die Freiheit in 
Willkür umschlagen zu lassen und sie somit künstlich aufzulösen. Anstatt sich hier auf 
komplizierte Analysen über den Freiheitsbegriff einzulassen, genügt es wohl, festzu­
stellen, daß die Freiheit einfach eine Art Selbstdeterminierung zur ethischen Notwen­
digkeit ist: Selbstdeterminierung zur ethischen Notwendigkeit. Deswegen sollte man 
sie auch niemals von der Wahrheit loslösen. Im Johannes-Evangelium bekommen wir 
es ausdrücklich zu lesen: „Ihr werdet die Wahrheit erkennen, und die Wahrheit wird 
euch frei machen." „Wir sollten somit bemüht sein, die volle Bedeutung und den Wert 
der Wahrheit aufzufinden: die Wahrheit, die befreit - Freiheit durch Wahrheit. Niemals 
außerhalb der Wahrheit! Außerhalb der Wahrheit ist Freiheit keine Freiheit. Sie ist 
Schein. Sie ist sogar Verknechtung." So argumentierte Johannes Paul II. während 
seiner vierten Pastoralvisite in seiner Heimat, um den Primat der Wahrheit vor der 
Freiheit herauszustellen. Sodann unterließ er es keineswegs, auch zugleich die 
Christus-Förmigkeit der christlichen Freiheit zu unterstreichen, indem er auf die zwei 
Möglichkeiten hindeutete: nämlich auf „die Freiheit, zu der uns Christus befreit. Die 
Freiheit durch Wahrheit. Oder auch die Freiheit von Christus." Dies sind für ihn „zwei 
Wege, auf denen Europa schreitet und gewiß auch in Zukunft gehen wird." Die 
christus-förmige Freiheit und Wahrheit gilt,es heute in allen Teilen Europas zu 
bezeugen, und zwar in Liebe, weil eben Liebe auch der Freiheit höchste Frucht ist. 

Auf das Ereignis der Liebe als wesentlichste Existenzform des Christen kommt es 
schließlich an. Ohne ihr „Tun in Wahrheit" gibt es keine Umkehr im Leben der 
Menschen und ganzer Nationen, also nicht nur innere Buljgesinnung, sondern ein 
wirkliches Zurückkehren auf die Wege Gottes. Dies impliziert notwendig auch die 
ehrliche Vergangenheitsbewältigung, die irgendwie noch aussteht, wie es einmal 
Reinhold Schneider, der begnadete Freiburger Dichter, ausdrückte. Nie zuwenig! Hier 
haben wir vieles noch hinzuzutun, und zwar auf beiden Seiten, überall in Europa. 
Dabei reicht es auch keineswegs, das inzwischen geschichtlich gewordene „Wir 
gewähren Vergebung, und wir bitten um Vergebung" von 1965 einfach nachzuspre­
chen, sondern es gilt, es heute auch in die konkrete Tat umzusetzen: im vereinten 
Deutschland, in Europa, - gemeinsam in Europa, dem wir gemeinsam entgegenge­
hen. Dreimal fragen die Leute im Evangelium des dritten Adventsonntags, was sie tun 
sollen, und dreimal gibt Johannes der Täufer Antwort. Alle werden zur helfenden 
Nächstenliebe gemahnt. Und in der Lesung aus dem Buch Zefanja erfahren wir von 
der Freude, daß der Herr, unser Gott, der die Rettung bringt, seine Liebe zu uns 
erneuert. Trotz allem, er erneuert sie auch heute und wird sie stets zu erneuern suchen. 

Das Bewußtsein um die Nähe des Herrn spielt deswegen für die Vollendung der 
Versöhnung eine gewichtige Rolle, weil es uns sodann leichter fällt, Zeugen seines 
Liebeswillens und Täter seiner Versöhnungs- und Friedensabsicht zu sein, seine 
Sprecher, Wortführer in seinem Namen und seine Statthalter in der Gesellschaft und 
in der Welt. Dabei müssen wir uns als Christen entschieden von jeder Lust oder 
Versuchung distanzieren, herrschen oder dominieren zu wollen. Es heißt im Gegenteil: 
Dienen und auf den Herrschaftswillen zu verzichten. Auf europäischer Ebene 
bedeutet dies: den durch Gott geschenkten Frieden weitergeben, die durch Gott 
angebotene Versöhnung herstellen, die geschenkte Liebe in eine Haltung, die jede 
Exklusivität verweigert, umsetzen, - das heißt auch, niit zu helfen beim Abbau von 
noch bestehenden Mauern und trennenden Grenzen. Dieser Geist möge uns 
bewegen. In dieser Gesinnung sollen wir zum europäischen Aufbau beitragen. 

Wir müssen endlich alles unternehmen, was in Europa zum Übergang vom Leben 
nebeneinander oder gar gegeneinander zu einem Miteinander und Füreinander führt. 
Wenn dies geschehen soll, muß selbstverständlich das Recht des anderen auf seine 
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Eigenart, auf seine Identität gewahrt werden. Er muß so angenommen werden, wie 
uns alle Christus schon zuvor angenommen und mit sich versöhnt hat. Wobei der 
Westen von den christlichen Erfahrungen des Ostens durchaus auch so manches zu 
übernehmen hätte, und zwar im Sinne der Hervorhebung von Johannes Paul II: Beide 
Gestalten unseres Glaubens bilden eben zwei Lungenhälften, und den Kirchen 
gebührt es, mit beiden zu atmen anzufangen. Das, was gegenseitig zu übernehmen 
ist, darf selbstverständlich nicht geschluckt werden. Es muß verdaut, verarbeitet 
werden. Wir müssen es uns aneignen, weil es uns gegenseitig bereichert und uns allen 
hilft, noch mehr, noch weit mehr Mensch zu werden. 

Zu gedenken sei auch der ethnischen, nationalen und religiösen Minderheiten sowie 
der Gastarbeiter und Asylanten und aller anderen Menschen in Not. Im gemeinsamen 
Haus Europa, einem Europa der Regionen, sollte es dann auch keine Heimatlosen und 
Heimatvertriebenen mehr geben. 

Seitdem sich verschlossene Türen aufgetan haben, trennende Mauern niederbrachen 
und uns allen mehr Freiheit, Wahrheit und auch Liebe gegeben ist, besteht auch eine 
neue Hoffnung und ein neuer Trost für die Zukunft Europas und der Welt. 

Hoffnung und die mit ihr verbundene Freude stellen Schlüsselbegriffe gerade für die 
Adventszeit dar, eine Zeit, die mit dem Kommen des Herrn, des Friedensfürsten, 
endet. Ich möchte deswegen mit den Worten aus dem am heutigen Adventssonntag 
verlesenen Philipper Brief abschließen: „Freut Euch im Herrn zu jeder Zeit! Noch 
einmal sage ich: Freut Euch! Eure Güte werde allen Menschen bekannt. Der Herr ist 
nahe!" 

Ihren Beratungen sei ein gutes Gelingen beschert. Ihnen allen wünsche ich schon 
heute gesegnete Weihnachten und ein gutes, glückliches neues Jahr. Gott befohlen! 

(Lebhafter Beifall) 

Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, Vorsitzender der CDU: Lieber Herr Bischof, haben 
Sie herzlichen Dank für dieses geistliche, im besten Sinne pastorale Wort. Ich glaube, 
gerade in einem solchen geschichtlichen Augenblick, In dem wir, die Deutschen,- und 
auch wir, die CDU, als eine der großen Parteien unseres Vaterlandes - in besonderer 
Weise gefordert sind, ist es gut, zu Beginn eines Parteitages ein solches Wort zu 
hören: ein Wort zur Nachdenklichkeit, ein Wort der Hoffnung und vor allem ein Wort 
der Freude. Herr Bischof, ich habe das schon heute früh im Gottesdienst gedacht: Es 
kann für einen Deutschen gelegentlich etwas bedrückend sein, daß ein Bischof aus 
Polen kommen muß, um uns sagen muß: Freut Euch, liebe Freunde. - Laßt uns 
darüber nachdenken! 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, nunmehr rufe ich TAGESORDNUNGSPUNKT 18 auf: 

Antrag auf Änderung des Statuts der CDU Deutschlands 
(§ 28, Änderung des Delegiertenschlüssels) 

Es handelt sich hier um den Antrag B 1 des Bundesvorstandes. Sie finden ihn in Ihren 
Tagungsunterlagen, die Sie alle ja ohne Zweifel längst studiert haben, 

(Heiterkeit) 

auf Seite 108. 

Der Bundesvorstand schlägt Ihnen in diesem Antrag vor, für den 2. Parteitag in 
Dresden den Delegiertenschlüssel des 1. Parteitages in Hamburg nochmals anzuwen-
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den. Das ist keine Entscheidung für die Zul<unft, sondern eine Entscheidung für diesen 
Parteitag. Die Antragskommission empfiehlt Annahme des Antrages B 1. Darf ich 
fragen, ob dazu das Wort gewünscht wird? - Das ist nicht der Fall. Dann komme ich 
zur Abstimmung. Wer zustimmen will, den bitte ich um das Erheben der Stimmkarte. -
Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Soweit ich es von hier erkennen kann, ist das 
einstimmig beschlossen. Der Antrag ist somit angenommen. Das bedeutet, daß die 
Zahl der stimmberechtigten Delegierten festgelegt ist. 

Ich rufe TAGESORDNUNGSPUNKT 2 auf: 

Wahl des Tagungspräsidiums 
Der Vorschlag des Bundesvorstandes liegt Ihnen auf der Drucksache zu Punkt 2 der 
Tagesordnung vor. Wünscht zu dieser Vorlage jemand das Wort? - Werden weitere 
Vorschläge gemacht? - Das ist nicht der Fall. - Dann komrrie ich zur Abstimmung. 
Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Ich bitte um die Gegenprobe. -
Enthaltungen? - Es ist so beschlossen. Dann darf ich darum bitten, daß die Mitglieder 
des Tagungspräsidiums hier oben Platz nehmen und daß der Tagungspräsident Kurt 
Biedenkopf die Geschäfte übernimmt. 

Prof. Dr. Kurt. H. Biedenkopf, Tagungspräsidium: Herr Bundeskanzler! Verehrte 
Gäste! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Delegierte! Wir, das Tagungs­
präsidium, bedanken uns für das Vertrauen, das Sie mit Ihrer Bestätigung des 
Bundesvorstandes uns allen ausgesprochen haben. Wir werden uns alle gemeinsam 
bemühen, diesen wichtigen Parteitag bis zum Dienstagmittag zu Ihrer Zufriedenheit 
und zum Erfolg des ganzen Parteitages zu leiten. 

(Zustimmung) 

Wir hoffen auf Ihre Unterstützung bei dieser wichtigen Aufgabe. 

Ich rufe TAGESORDNUNGSPUNKT 3 auf: 

Beschlußfassung über die Tagesordnung 
Die Tagesordnung für den 2. Parteitag liegt Ihnen vor. Darf ich fragen, ob zur 
Tagesordnung das Wort gewünscht wird? - Das ist nicht der Fall. Wenn Sie mit der 
Tagesordnung einverstanden sind, darf ich Sie bitten, das mit dem Kartenzeichen zu 
signalisieren. - Danke schön. Darf ich um die Gegenprobe bitten! - Enthaltungen? -
Ich stelle einstimmige Verabschiedung fest; somit haben wir die Tagesordnung 
beschlossen. 

Zum zeitlichen Ablauf des Parteitages möchte ich Ihnen vorschlagen, daß wir für die 
Einreichung von Initiativanträgen eine Antragsfrist auf heute, Sonntag, den 15. 
Dezember, 18 Uhr festlegen. Wenn Sie mit diesem Vorschlag einverstanden sind, 
bitte Ich um das Kartenzeichen. - Die Gegenprobe! - Enthaltungen? - Dann ist die 
Antragsfrist Sonntag 18 Uhr bei wenigen Gegenstimmen beschlossen. 

Ich darf zu den Anträgen noch folgendes sagen. Die Initiativanträge sollten im 
Tagungsbüro in das Textverarbeitungssystem geschrieben und auf einem entspre­
chenden Antragsformular mit dem Vordruck für 30 Unterschriften ausgedruckt 
werden. Delegierte, die einen Initiativantrag unterstützen wollen, werden gebeten, zur 
Feststellung der Ordnungsgemäßheit des Antrags die auf der Stimmkarte angege­
bene Delegiertennummer bei der Unterschrift mit anzugeben. Nur so kann die 
Rechtmäßigkeit der Unterschrift anhand ,der Delegiertenliste nachgeprüft werden. 
Nach Vollzug der 30 Unterschriften sind die Initiativanträge beim Tagungspräsidium 
an der Bühne abzugeben. 
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Der Bundeskanzler und Parteivorsitzende, liebe Freunde, hat schon eine ganze Reihe 
von Gästen begrüßt. Ich möchte Sie auf die Gästeliste aufmerksam machen, die Ihnen 
vorliegt, und auch noch die Freude des Tagungspräsidiums darüber zum Ausdruck 
bringen, daß uns so viele Gäste die Ehre geben und an diesem Parteitag teilnehmen. 

(Beifall) 

Ich rufe auf TAGESORDNUNGSPUNKT 4: 

Bestätigung der vom Bundesvorstand 
eingesetzten Antragskommission 

Die Vorlage befindet sich bei Ihren Tagungsunterlagen. Ich darf fragen, ob «weitere 
Vorschläge gemacht werden. - Das ist nicht der Fall. Dann bitte ich Sie, wenn Sie der 
vorgeschlagenen Zusammensetzung der Antragskommission zustimmen, um Ihr 
Kartenzeichen. - Die Gegenprobe! - Enthaltungen? - Dann ist die Antragskommission 
so, wie vom Bundesvorstand vorgeschlagen, durch den Parteitag bestätigt. Ich darf 
die Mitglieder der Antragskommission bitten, sich nach dem Ende der heutigen 
Plenarsitzung, also etwa 22 Uhr, im Sitzungszimmer der Antragskommission im 
dritten Obergeschoß dieses Kongreßhauses einzufinden. 

Ich rufe auf TAGESORDNUNGSPUNKT 5: 

Wahl der IVIandatsprüfungskommission 
Auch dafür findet sich bei Ihren Unterlagen ein Vorschlag des Bundesvorstandes. Wer 
mit diesem Vorschlag einverstanden ist, den bitte ich um das Kartenzeichen. - Die 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Damit ist die Mandatsprüfungskommission gewählt. 
Die Kommission wird dem Parteitag ihren Bericht heute vor dem Tagesordnungspunkt 
„Nachwahlen für das Präsidium" erstatten. Die Mitglieder der Mandatsprüfungskom­
mission bitte ich, sich um 17 Uhr im Büro des Organisationsleiters zu ihrer Sitzung 
einzufinden. 

Schließlich rufe ich auf den TAGESORDNUNGSPUNKT 6: 

Wall! der Stimmzählkommission 
Der Vorschlag des Bundesvorstandes für die nach § 10 der Geschäftsordnung zu 
wählende Stimmzählkommission liegt Ihnen ebenfalls vor. Wer mit diesem Vorschlag 
einverstanden ist, den bitte ich um das Kartenzeichen. - Die Gegenprobe! -
Enthaltungen? - Dann ist dies so beschlossen. Die Mitglieder der Stimmzählkommis­
sion treffen sich zu einer Vorbesprechung um 18 Uhr im Raum der Stimmzählkommis­
sion, der sich, vom Präsidium aus gesehen, links von der Bühne befindet. 

Wir kommen nunmehr zu TAGESORDNUNGSPUNKT 7: 

Grußworte 
Der Parteivorsitzende hat unseren Oberbürgermeister, Herrn Dr. Herbert Wagner, 
bereits begrüßt. Herr Oberbürgermeister, ich darf Sie um Ihr Grußwort an den 
Parteitag bitten. 

Dr. Herbert Wagner (mit Beifall begrüßt); Sehr verehrter Herr Bundeskanzler! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Freunde! Es ist eine große Ehre für Dresden, 
daß die Christlich Demokratische Union Deutschlands als Tagungsort für ihren 2. 
Bundesparteitag unsere Stadt ausgewählt hat. Im Namen der Dresdner grüße ich alle 
Delegierten und alle Gäste aus dem In- und Ausland recht herzlich und heiße sie in 
unserer Stadt willkommen. Sie erweisen einer Stadt die Reverenz, in der sich die 
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friedliche Revolution besonders früh und besonders machtvoll entfaltete. Wenn 
einmal die Geschichte der Wende, wenn einmal die Geschichte der deutschen 
Wiedervereinigung geschrieben wird und wenn man einmal von der Vorgeschichte 
jener epochemachenden Maueröffnung am 9. November erzählen wird, dann wird 
auch immer wieder von Dresden die Rede sein. 

Denn als am 4. Oktober 1989 die Züge mit den Prager Botschaftsflüchtlingen durch 
diese Stadt rollten, strömten die Menschen zuhauf zum Hauptbahnhof, die einen - so 
glaubten sie damals -, um einen der letzten Züge in die Freiheit noch zu erwischen und 
auf ihn aufzuspringen, die anderen, weil sie das langersehnte Signal für Reformen und 
für den offenen Protest erwarteten. 

Von da an formierten sich in dieser Stadt Demonstrationszüge! Von da an machten die 
Menschen ihrem jähre- und jahrzehntelang angestauten Protest offen Luft. Von da an 
gab es kein Halten mehr. Der Bankrott des SED-Regimes wurde vor aller Welt 
offenbar. Sieben Tage lang wurde hier in Dresden in der Innenstadt Geschichte 
gemacht. Immer mehr Menschen demonstrierten, immer konkreter wurden ihre 
Forderungen. 

Während die SED-Funktionäre am 7. Oktober hinter zugezogenen Vorhängen im 
Dresdner Rathaus den 40. Jahrestag der DDR feierten, wälzten sich unten auf der 
Straße Demonstrationszüge durch die Stadt. Der SED-Staat schlug noch einmal 
brutal zu: 1303 Menschen wurden festgenommen, einige schwer mißhandelt. 

So auch am nächsten Tag, als die Eskalation der Gewalt in Dresden erstmals gestoppt 
wurde. An jenem 8. Oktober formierte sich wieder ein Demonstrationszug, und die 
Polizei wollte diese Demonstration wie an den Vortragen gewaltsam auflösen. Sie 
umzingelte einen Teil der Demonstranten. Die Demonstranten setzten sich, und aus 
ihrer Mitte standen zwei Kapläne auf und gingen auf die Polizeikette mit der Bitte, 
keine Gewalt anzuwenden, und mit der Forderung nach einem geeigneten Gespräch­
spartner staatlicherseits zu. 

Zur gleichen Zeit verhandelten im Dresdner Rathaus hohe evangelische Kirchenmän­
ner ebenfalls in der Absicht, der Eskalation der Gewalt ein Ende zu setzen, unter ihnen 
Landesbischof Hempel, der heute Ihr Ehrengast ist. 

(Beifall) 

Auf diese Gesprächsangebote, Gesprächsforderungen ging die damalige SED-Füh­
rung ein. Am nächsten Morgen, also am 9. Oktober, wurden 20 Vertreter der 
Demonstranten beim damaligen Oberbürgermeister vorgelassen. Es kam zum ersten 
Rathausgespräch, dem Vorläufer der Runden Tische. Dresden zeigte: Es ist möglich, 
miteinander zu reden. 

Diese Menschen hatten das Regime mit ungeheurer Disziplin zum Gespräch 
gezwungen. Der Totalitarismus begann zu zerfallen. Von nun an ging es darum, mit 
Augenmaß, Mut und Beharrlichkeit Zentimeter für Zentimeter Freiheit und Demokratie 
zu erstreiten. Von nun an ging es um die Ziele Rechtsstaatlichkeit, Soziale Marktwirt­
schaft und die Einheit Deutschlands in einem freien Europa. Nach der Öffnung der 
Grenze am 9. November wurde es wohl klar, daß die Entwicklung in Richtung 
deutsche Einheit ging, doch die meisten Menschen glaubten, daß dieser Prozeß noch 
sehr lange dauern würde. 

Ein großes Ereignis auf dem dann doch sehr viel kürzeren Weg war der Besuch des 
Bundeskanzlers am 19. Dezember hier in Dresden. Vor der Ruine der Frauenkirche, 
inmitten eines Meeres schwarzrotgoldener Fahnen und sächsischer Fahnen, spra-
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chen Sie, Herr Bundeskanzler. Sie sprachen betont sachlich, vermieden jedes 
Aufheizen der Stimmung, und doch brachen sich die Begeisterung und die Freude der 
IVIensGhen derart Bahn, artikulierte sich die Sehnsucht der Menschen nach Freiheit 
derart deutlich, daß Sie, Herr Bundeskanzler - Sie haben es heute auch gesagt - , zu 
diesem Zeitpunkt wohl spürten, daß die Einheit Deutschlands viel schneller kommen 
würde, als wir es alle ahnten. 

(Beifall) 

Daran, daß dieser Weg schwierig werden würde, hat Helmut Kohl inmitten des 
Dresdner Jubels aber keinen Zweifel aufkommen lassen. Im Gegenteil, der.Bundes­
kanzler sagte - hier darf ich zitieren; es war für mich sehr bewegend, erstmals von 
einem westdeutschen Politiker als Landsmann angesprochen zu werden - : 

Wir lassen unsere Landsleute in der DDR nicht im Stich, 

(Beifall) 

und wir wissen - lassen Sie mich das auch hier in diese Begeisterung, die mich so 
erfreut, hinein sagen - , wie schwierig dieser Weg in die Zukunft ist. Aber ich rufe Ihnen 
auch zu: Gemeinsam werden wir diesen Weg in die deutsche Zukunft schaffen. 

(Beifall) 

Hier und heute rufen wir Dresdner Ihnen zu, Herr Bundeskanzler: Jawohl, wir sind auf 
einem schwierigen Weg. Jawohl, wir sind auf einem schwierigeren Weg, als manche 
erst dachten. Aber Sie, Herr Bundeskanzler, haben dies von Anfang an gesagt, und 
deshalb brauchen Sie von Ihrer Dresdner Rede kein einziges Wort zurückzunehmen. 

(Beifall) 

Wir alle haben die Ärmel hochgekrempelt. Wir alle nutzen unsere neu gewonnene 
Freiheit. Wir alle arbeiten hart daran, den gewaltigen Problemberg abzutragen, den 
uns das SED-Regime hinterlassen hat: eine wettbewerbsunfähige Wirtschaft, eine 
zerstörte Umwelt, eine ruinierte Bausubstanz. Zahlreiche Wohnungen in dieser Stadt 
sind baufällig oder grundlegend erneuerungsbedürftig. 30 000 Dresdner suchen eine 
Wohnung. Gleichzeitig sind 27 000 Wohnungen leer, baufällig, verfallen - nach den 
Prinzip: Ruinen schaffen ohne Waffen, Marke DDR. Das ist die katastrophale Erblast, 
die wir übernommen haben. 

Nun werden einige von Ihnen sagen: Warum privatisiert ihr denn nicht? Dieser Rat ist 
leicliter gegeben als ausgeführt. Sehr gern wollen wir privatisieren. Aber wer kauft 
diese heruntergekommene Baustubstanz, und wer kann sofort diese ungeheure 
Sanierungssumme aufbringen, ohne die Mieter auf einen Schlag zu sehr zu belasten? 
Wenn Sie sich die Bausubstanz ansehen, werden Sie sich fragen: Was ist denn davon 
privatisierungsfähig? Was kann man zu Eigentumswohnungen machen? Von den 
240 000 Wohnungen in der Stadt - die Hälfte davon im kommunalen Bestand - sind, 
so schätzen wir, maximal 30 000 bis 40 000 vom technischen Zustand und von der 
Anlage her privatisierungsfähig. Von den Großplattenbauten ist grundsätzlich - wenn 
überhaupt - nur ein geringer Teil privatisierungsfähig. 

Man fragt uns weiter: Warum stellt ihr dann nicht Flächen für den Wohnungsneubau 
zur Verfügung? Das versuchen wir natürlich händeringend. Aber ein schlichtweg 
gigantisches Hindernis bilden die ungeklärten Eigentumsverhältnisse an Grund und 
Boden. Allein im Dresdner Vermögensamt zur Regelung offener Vermögensfragen 
werden 40000 Restitutionsansprüche bearbeitet. Wenn sie bei uns bearbeitet 
worden sind, werden sie von den Gerichten weiterbearbeitet. 

20 



Das in 40 Jahren allmählich wachsende bundesdeutsche Recht ist oft noch viel zu 
kompliziert, um hier im Osten vernünftig zum Tragen zu kommen. 

(Beifall) 

Doch trotz aller Schvyierigkeiten geht es sichtbar voran. In Dresden ist das erste nach 
der Wende geplante Wohngebiet im Bau, ein Wohngebiet, in dem zuerst die 
Versorgungseinrichtungen und dann die Wohnungen erstellt w/erden, in dem nicht 
mehr mit den Großplatten, sondern in Ziegelbauweise gebaut wird. Es ist das erste 
Wohngebiet, in dem die Wärmeversorgung mit dem umweltfreundlichen Erdgas 
erfolgen wird. 

(Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen Sie mich eines klarstellen. Auch 
wenn Ihnen manch einer immer wieder etwas anderes sagen will, manch einer, der 
von Anfang an gegen die deutsche Einheit war: Wir hier im Osten sind für die Hilfe aus 
dem Westen zutiefst dankbar, für die finanzielle Hilfe, für die ideelle Hilfe, für die 
materielle Hilfe und für die personelle Hilfe. Dafür sind wir hier zutiefst dankbar. 

(Beifall) 

Die Hilfe aus dem Westen trifft hier im Osten auf hochmotivierte Menschen, auf 
äußerst leistungsbereite Menschen, die in ihrer Lern- und Anpassungsfähigkeit bis an 
die Grenze des Möglichen gefordert sind. Dies erklärt so manche Turbulenzen hier. 

Bei uns spielt sich Geschichte im Zeitraffer ab. Was in den westlichen Bundesländern 
in 40 Jahren wachsen konnte - und das war wahrlich auch kein Schneckentempo - , 
das will hier oft in wenigen Monaten geschafft sein. An einem geschichtlichen 
Aufbauwerk mitzuwirken, das bringt erhebliche Mühen mit sich, das schafft aber auch 
Begeisterung. Der Funke dieser Begeisterung ist übergesprungen auf unsere west­
deutschen Helfer, die hier oft bis zur Erschöpfung arbeiten. Trotz des oftmals geringen 
Wohnkomforts, trotz der weiten Entfernung zu Elternhaus und Freunden, wer von den 
jungen Menschen aus den Altbundesländern Pioniergeist besitzt und wer das 
Glücksgefühl erleben möchte, schwierigste Situationen überwunden zu haben, dem 
kann ich nur raten: Go east. 

(Beifall) 

Gerade jetzt bieten sich für junge Menschen hier im Osten, in den neuen Bundeslän­
dern, enorme Aufstiegschancen, besonders für die dringend benötigten guten 
Juristen. Am Rande sei bemerkt: So manch einer dieser jungen Helfer hat hier nicht 
nur enorm viel Arbeit vorgefunden, sondern inzwischen auch einen Partner fürs Leben 
gefunden, obwohl wir uns hier nicht in erster Linie als Ehevermittlungsinstitut 
verstehen. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Aber nicht nur für die jungen Menschen, die aus den alten Bundesländern zu uns 
kommen, sind wir dankbar, sondern auch für die geistig Junggebliebenen auf der 
Höhe ihrer Schaffenskraft. So kam Kurt Biedenkopf Anfang 1990 nach Leipzig, um 
Vorlesungen über Soziale.Marktwirtschaft zu halten - nicht mehr. 

(Beifall) 

Nach einem Dreivierteljahr wählten ihn die Sachsen zum Ministerpräsidenten, und 
vorigen Woche wählte ihn die sächsische CDU zum Landesvorsitzenden. 

(Beifall) 
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Zeiten des Aufbruchs sind Zeiten der Chancen. 
Meine Damen und Herren, dies ist der erste Bundesparteitag in einem der neuen 
Bundesländer. Viel zu wenige Hotels, viel zuwenig Komfort, weite Anfahrtswege zum 
Tagungsort, dazu noch viele Umleitungen - manch einer von Ihnen wird schimpfen. 
Doch es gibt auch Delegierte, die das freundliche Angebot von Dresdner Unionspar­
teifreunden angenommen haben, bei ihnen zu Hause zu übernachten, mitten im 
Plattenwohngebiet, mitten in einer Altbauwohnsiedlung, in einer Altbauwohnung mit 
Kohleofen und Toilette auf dem Hausflur. So bekommen sie ein klein wenig mit, wie 
wir hier im Osten vor Ort leben. Diese Menschen nehmen den Satz, den wir im 
Dresdner Manifest haben, ernst: Wir müssen die Menschen zusammenbringen, wir 
müssen aufeinander zugehen. - Diesen Parteifreunden danke ich recht herzlich dafür. 

(Beifall) 
Zwinger, Semper-Oper, Gemäldegalerie, Grünes Gewölbe, Hofkirche, Dresden hat so 
viele Schönheiten, daß der Gast selbst nach Wochen nur weniges davon gesehen hat. 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, obwohl Sie alle hier ein enormes Arbeitspen­
sum zu bewältigen haben, wünsche ich Ihnen von Herzen noch ein klein wenig 
Freizeit, um auch etwas von den Schönheiten unseres Eibflorenz zu genießen. 
Fast auf den Tag genau zwei Jahre nach der unvergessenen Rede des Bundeskanz­
lers vor der Ruine der Frauenkirche wünschen wir Dresdner Ihnen allen ein gutes 
Gelingen des Parteitages und zukunftsweisende Beschlüsse zum Wohle unseres 
Vaterlandes. - Danke schön. 

(Beifall) 
Dr. Alfred Gomolka, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Oberbürgermeister. Mit 
Ihren Worten der Erinnerung haben Sie viele von uns sehr direkt angesprochen. Sie 
haben damit deutlich gemacht, daß die Wahl des Tagungsortes Dresden uns allen ein 
Ausdruck gemeinsamer Verpflichtung ist. 

Ich erteile nun das Wort zu einem weiteren Grußwort an den Vorsitzenden der 
Christlich Demokratischen Union des Freistaates Sachsen, den Ministerpräsidenten, 
Herrn Professor Dr. Biedenkopf. 

Prof. Dr. Kurt H. Biedenkopf (mit Beifall begrüßt): Herr Vorsitzender! Liebe 
Delegierte! Verehrte Gäste! Lieber Oberbürgermeister, als die Königsberger Universi­
tät Immanuel Kants 50. Geburtstag feierte, wurde Kant mit „Ehrwürdiger Greis" 
angesprochen. Inzwischen sind wir schon beim „Jugendlichen Greis". Ich empfinde 
das als einen Fortschritt. 

Namens der sächsischen CDU und namens des Freistaates Sachsen begrüße ich Sie 
sehr herzlich im Freistaat Sachsen und wünsche Ihnen und uns allen einen 
erfolgreichen Parteitag. 
Als der Landtag am 27. Oktober 1991 beschloß, dieses Bundesland „Freistaat" zu 
nennen, gab es in einem anderen Freistaat gewisse Irritationen. 

(Heiterkeit) 
Wir konnten allerdings - das möchte ich einfach zur Einführung in die Landesge­
schichte doch mit erwähnen - uns auf das Erstlingsrecht berufen. Der Freistaat 
Sachsen wurde am 28. Februar 1919 zum erstenmal von der damaligen Volkskammer 
so genannt, im November des gleichen Jahres sind die Bayern dann gefolgt. Der 
Beschluß lautete damals: „Sachsen ist ein demokratischer sozialistischer Freistaat im 
Rahmen des Deutschen Reiches." Das „sozialistisch" haben wir gestrichen. 

(Heiterkeit und Beifall) 
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Sachsen ist ein neues, aber zugieicti ein altes Bundesland. Seine Geschichte reicht 
bis zur Jahrtausendwende des zu Ende gehenden Jahrtausends zurück. Es war 
immer ein deutsches und ein europäisches Land. Es war immer mit wechselnden 
Grenzen eine staatliche Identität, und dies, meine Freunde, hat den Menschen in den 
letzten Jahren und auch gerade seit der Wen'de, seit der friedlichen Revolution ein 
Stücl< Halt gegeben. 

Der Freistaat Sachsen kennzeichnet sich durch die Vielfalt der Regionen und Stämme. 
Wir empfinden diese Vielfalt als eine Bereicherung: das Vogtland und das Erzgebirge, 
die sächsische und die schlesische Oberlausitz, die Sorben, die die ursprünglichen 
Einwohner dieser Region waren, die großen Städte Chemnitz, Dresden und Leipzig 
und die Vielfalt und die Schönheit der Landschaft und ihre Entwicklung. Regionen der 
wirtschaftlichen und der handwerklichen Tradition finden wir hier, ebenso Wohlstand 
der Städte, der Bürger, Wirtschaft, Wissenschaft und Kultur, die eine fast einmalige 
Verbindung miteinander eingingen und von Anfang an dieses Land prägten. Neben 
Prag und Heidelberg gibt es die älteste deutsche Universität in Leipzig, ein Ableger 
der Prager Universität, gegründet von Studenten und Professoren, die aus Prag 
geflüchtet waren und sich in Leipzig niederließen. Wie überhaupt die Geschichte 
dieses Landes immer wieder dadurch gekennzeichnet ist - das sollten wir uns auch in 
der Gegenwart vor Augen halten, wenn wir über unser Verhältnis zu Ausländern 
sprechen - , daß von allen Teilen Europas Menschen hierherkamen und sich am 
Aufbau und der Weiterentwicklung dieses Teils Deutschlands beteiligt haben. Ohne 
die Niedersachsen, ohne die Franken, ohne Menschen aus Polen, aus Böhmen, aus 
anderen Regionen wäre dieses Land nie das geworden, was es ist: ein Land, in dem 
sich vieles miteinander verbunden und zu Reichtum entwickelt hat. 

So können wir heute nicht nur auf eine stolze wirtschaftliche, sondern auch auf eine 
stolze wissenschaftliche und auf eine große kulturelle Tradition zurückblicken. Dies ist 
ein wesentlicher Teil dessen, meine Freunde, was wir hier in Sachsen in das geeinte 
Deutschland einbringen. 

Wir sind im letzten Jahr von vielen gefragt worden, was denn die Deutschen in 
Ostdeutschland in dieses geeinte Deutschland mitbringen oder ob sie nur Nehmende 
seien. Wir bringen viel ein, nicht nur den Reichtum der Geschichte, der Kultur, der 
Landschaften, wir bringen vor allem uns selbst ein. Im Dresdner Manifest heißt es nach 
dem Wort von Lothar de Maiziere, daß man die Teilung durch Teilen überwinden muß. 
Viele sehen unter diesem Begriff nur die finanzielle Seite. Das ist aber gar nicht das 
Entscheidende. Das Entscheidende ist, daß wir - das wünschen wir uns auch von 
diesem Parteitag - unsere Erfahrung, unsere Geschichte, unsere Vergangenheit, unsere 
Freuden und unsere Leiden in der Vergangenheit miteinander teilen und auf diese Weise 
uns gegenseitig erfahren. Hier haben die Menschen, die als Folge des, Zweiten 
Weltkriegs hier leben mußten und die nicht das Glück hatten, auf der anderen Seite von 
Mauer und Stacheldraht in Freiheit leben zu können, eine gapze Menge eigene 
Erfahrungen mitzubringen: die Erfahrungen mit der Unfreiheit, die bis in die jüngste Ver­
gangenheit reicht, und mit der Kraft, die man entwickeln kann, um Unfreiheit zu über­
winden. Oberbürgermeister Wagner hat von dieser Kraft gesprochen, als er an das er­
innerte, was sich hier in Dresden, was sich am Tag darauf in Leipzig, was sich am Tag zu­
vor in Zwickau ereignet hatte: Die Sachsen sind stolz darauf, daß ein wesentlicher Teil der 
politischen Bewegung, die dann zur Wende führte, von diesem Land ausgegangen ist. 

Sie bringen das Wissen darum, wieviel Kraft man hat, wenn man die Angst überwindet 
und an sich selbst glaubt. Diese Kraft werden wir auch in Zukunft brauchen; denn die 
Aufgaben, die uns gestellt sind, sind groß. 
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Wir bringen mit eine ganz bestimmte Erfahrung mit politischer Zusammenarbeit: die 
Erfahrung der Runden Tische, die Erfahrung, daß es möglich ist, auch dann, wenn 
man im Wettbewerb miteinander steht, in einem Dialog miteinander zu verbleiben, 
dessen Notwendigkeit durch die Größe der Aufgabe diktiert wird, und dessen 
Unterbrechung angesichts dieser Größe nicht zu verantworten wäre. 

Wir bringen mit die Beziehungen, das Verhältnis zu unseren Nachbarn im Osten. 
Bischof Nossol hat davon gesprochen. Dieser Teil Deutschlands - das gilt für alle 
ostdeutschen Bundesländer - ist in besonderer Weise aufgerufen, am Brückenschlag 
zwischen West und Ost mitzuwirken - das ist ein eigenständiges Mitwirken - und 
damit auch an einem Stück Wiederbelebung Mitteleuropas. 

Wir wollen mithelfen - und wir erhoffen uns von diesem Parteitag Unterstützung und 
Anleitung - bei dem Ebnen des Weges unserer östlichen und südöstlichen Nachbarn 
in die Europäische Gemeinschaft. Wir wissen um die Hoffnungen, die die Tschechen 
und die Polen mit der Europäischen Union verbinden. Wir haben deshalb von Anfang 
an zur gemeinsamen Arbeit in einer Euroregion Böhmen-Sachsen-Schlesien eingela­
den, um auf diese Weise die drei Industrieräume, die früher wie selbstverständlich 
miteinander verbunden waren, wieder zusammenzuführen und der Entstehung einer 
neuen Mauer, nämlich einer Mauer des Wohlstandes gegen die Not vorzubeugen. 

(Beifall) 

Denn nichts wäre tragischer als eine Entwicklung, die nach Überwindung der 
politischen Teilung Europas zu einer wirtschaftlichen Teilung Europas führen würde. 

Wir wollen in diesen Parteitag und die weitere gemeinsame Arbeit die Herausforderun­
gen und Aufgaben einbringen, die uns in diesem Teil Deutschlands gestellt sind: den 
Aufbau des Zerstörten, eine Spätfolge des Zweiten Weltkriegs, den wir alle gemein­
sam verloren haben; die Überwindung der Schäden, die das SED-Regime zurückge­
lassen hat, aber auf der anderen Seite auch die großartige Aufgabe der Erneuerung 
des Landes, seiner Strukturen, eine Aufgabe, die uns allen gestellt ist. 

Meine Freunde, ich glaube, wir sollten diese Aufgabe nicht als eine Last, sondern als 
eine große Chance angehen. 

(Beifall) 

Wann wird einem Volk, dessen größter Teil während einer 40jährigen Friedenszeit 
berufen war, das Land aufzubauen und zu einer hochentwickelten, freiheitlichen, 
sozialen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung zu führen, wann wird einem Land die 
Chance geboten, sich durch das Hinzutreten eines bisher abgespalteten Teils als 
Ganzes zu erneuern, sich als Ganzes die Frage zu stellen, was können wir denn mit 
dieser Chance des Neubeginns für das Ganze tun? 

Mit „für das Ganze tun" meine ich, daß uns die Räume, die sich hier jetzt zur 
Gestaltung neu anbieten, zugleich die Möglichkeiten geben, Alternativen zu dem zu 
entwickeln, was sich bisher entwickelt hat, und auf diese Weise zu prüfen, was besser 
werden kann, und zwar in ganz Deutschland, nicht nur hier. 

(Beifall) 

Deshalb unsere Hoffnung, daß wir diese Chance zur Erneuerung alle gemeinsam 
nutzen, daß wir in der Wahl eines neuen Weges im Osten keine Gefahr für die 
Besitzstände im Westen sehen, sondern daß wir insgesamt sagen: Laßt uns diese 
Möglichkeit ergreifen und unser Land insgesamt voranbringen. 
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Ich bin in den letzten Tagen häufig gefragt worden, was die sächsische CDU von diesem 
Parteitag erhofft und erwartet. Ich glaube, es wird uns allen gemeinsam so gehen, die wir 
alle nach Dresden gekommen sind - ein Vorgang, dessen historische Dimension der 
Bundesvorsitzende und der Oberbürgermeister angesprochen haben und der, das will 
ich Ihnen ganz ehrlich sagen, mich immer wieder überwältigt - : Wir er\warten und 
erhoffen uns von diesem Parteitag eine Erweiterung unserer aller Bewußtsein um die 
deutsche gelebte Einheit - das, was hier oben an der Tafel steht. Denn die Einheit im 
staatlichen Sinne und die gelebte Einheit sind zwei verschiedene Dinge. 

Die gelebte Einheit heißt, daß der Kölner oder der Düsseldorfer, der Hamburger oder 
der Stuttgarter den Wiederaufbau von Dresden als eine Bereicherung auch seiner 
Stadt und seines Lebens empfindet. 

(Beifall) 

Wir wünschen und erhoffen uns von diesem Parteitag eine Erweiterung unseres 
Wissens um den anderen. Wir sind sicher, daß dieser Parteitag einen wichtigen 
Beitrag leisten wird zum Bau der gemeinsamen Grundlage für den Aufbau des 
geeinten Deutschlands. 

Mir ist, meine Freunde, in diesem zurückliegenden Jahr mit den politischen Freunden 
in Sachsen klargeworden - das möchte ich zum Schluß doch feststellen - : Nach 
meiner festen Überzeugung kann diese gemeinsame politische Grundlage nur von 
der Christlich Demokratischen Union gelegt werden, 

(Beifall) 

von niemand anderem. Die Sozialdemokratische Partei stand sich in den entscheiden­
den Stunden selbst im Wege. 

(Beifall) 

Sie hat die Chance der Freiheit, der Einheit und des Zusammenwachsens nicht 
begriffen. Bis heute hat sie große Schwierigkeiten, das zu überwinden, womit sie sich 
selbst im Wege stand. 

Die Menschen glauben an eine politische Kraft, die auch in sich die Kraft hat, beide 
Teile Deutschlands in der ganzen Vielfalt, die das geeinte Deutschland ausmacht, 
über alle Interessengegensätze und über die ideologische Vergangenheit hinweg 
zusammenzuführen. Ich bin sicher, wir werden in diesen Tagen den Menschen in 
Dresden, in Deutschland erneut zeigen, daß sie recht haben. - Glück auf! 

(Anhaltender Beifall) 

Dr. Alfred Gomolka, Tagungspräsidium: Herr Professor Biedenkopf, ich danke Ihnen 
sehr herzlich für Ihr Grußwort. Sie haben die Dimension der Aufgaben anklingen 
lassen. Sie haben aber - dafür sind wir Ihnen dankbar - auch die Kraft und die Freude 
gezeigt, die zusammen mit der Verbundenheit untereinander die Gewähr sind, daß wir 
diese Aufgaben auch bewältigen können. Nochmals vielen Dank. 

(Beifall) 

Ich rufe nunmehr TAGESSORDNUNGSPUNKT 8 auf: 

Bericht des Vorsitzenden der CDU Deutschlands, 
Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl MdB 

Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, Vorsitzender der CDU (mit Beifall begrüßt): Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Liebe Freunde! Zum ersten Mal halten wir einen 
Bundesparteitag hier in Sachsen ab, und es ist das erste Mal, daß wir nach der 
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Überwindung der Teilung in einem der neuen Bundesländer - ich sagte es bei der 
Begrüßung - zusammenkommen können. So demonstrieren wir ganz einfach das, 
was für die Partei Konrad Adenauers, Jakob Kaisers, von Andreas Hermes und von 
Hermann Ehlers immer selbstverständlich war: Wir sind und bleiben die Partei der 
deutschen Einheit. 

(Beifall) 

In den Tagen und Wochen nach dem Fall der Mauer bot sich uns Deutschen eine 
einmalige Chance: die Chance - und das ist einmalig in der Geschichte - , ohne Krieg 
und ohne Blutvergießen, mit der Zustimmung all unserer Nachbarn die Einheit des 
Landes zu gewinnen. 

Wir haben diese Chance genutzt. Wir waren nicht allein, und auch in dieser Stunde soll 
das nicht vergessen werden: In Ost und West haben uns viele geholfen. Ich nenne 
genauso George Bush wie Michail Gorbatschow - gerade jetzt und heute. 

(Beifall) 

Aber der Erfolg war auch - und dies dürfen wir bei aller Bescheidenheit sagen - ein 
Erfolg einer beharrlichen und konsequenten Außen- und Deutschlandpolitik, vor allem 
seit dem Ende des Jahres 1982. 

Liebe Freunde, ich will nicht nachkarten: Aber wenn wir über die Geschichte der 
deutschen Einheit sprechen, müssen wir darüber sprechen, daß der Ausgangspunkt 
für diese einmalige Chance in der Durchsetzung des NATO-Doppelbeschlusses 
bestand. Ohne diese Entscheidung hätte es diesen Weg nicht gegeben! 

(Beifall) 

Es hätte damals sehr leicht zu einer Erosion der NATO kommen können, und ich weiß, 
nicht zuletzt von Michail Gorbatschow, daß die Stabilisierung der NATO eine 
entscheidende Voraussetzung für die Einleitung der Perestroika war. 

(Vereinzelt Beifall) 

Beides gehört zusammen: die Standfestigkeit unserer Landsleute damals hier in der 
ehemaligen DDR, in den jetzigen neuen Bundesländern, die revolutionäre Aufbruch­
stimmung und das mutige Handeln der Solidamosc in Polen, der Menschen in Ungarn 
und anderswo, aber auch die Bereitschaft der Deutschen unter Führung der Union in 
der alten Bundesrepublik, zur Freiheitsidee des Westens zu stehen. 

(Beifall) 

An manchen Tagen ist es schon wie in einem Traum, und es geschieht soviel, daß viele 
von uns es kaum mehr wahrnehmen - ich nehme mich dabei nicht aus. Die nuklearen 
Kurzstreckenwaffen in Europa werden um 80 Prozent verringert. Wer das vor drei, 
vier, fünf Jahren auf einem Parteitag der CDU als Ziel verkündet hätte, wäre 
ausgelacht worden; das hat doch niemand für möglich gehalten. Wir haben gesagt: 
„Frieden schaffen mit weniger Waffen", und wir konnten unser Wort einlösen. Dafür 
sind wir dankbar. 

Liebe Freunde, wir haben auch an der anderen entscheidenden Weichenstellung 
einen wesentlichen Anteil - im Sinne der Präambel unserer Verfassung -, die deutsche 
Einheit zu vollenden und einen Beitrag zur politischen Einigung Europas zu leisten. 

Das war immer unsere Politik seit den Zeiten Konrad Adenauers. Und das, was letzte 
Woche in Maastricht erreicht wurde, ist - bei allen Mängeln in diesem oder jenem 
Punkt - der Durchbruch in Europa. Man muß sich klarmachen, man muß sich wirklich 
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klarmachen, was es heißt, daß es im Jahre 1997 oder 1999 - das spielt gar keine Rolle 
- in Europa nicht nur den großen Binnenmarkt geben wird, von Stockholm bis nach 
Edinburgh, von Dublin bis Rom, von Paris bis Lissabon, sondern daß es auch eine 
gemeinsame Währung geben wird und daß es - ungeachtet manchen Denkens in 
welchen Bürokratenstuben in Europa auch immer - das politische Europa natürlich 
auch geben wird; das eine formt das andere ganz zwangsläufig. Und am Ende dieses 
Jahrhunderts - ob drei Jahre oder ein Jahr vor der Jahrhundertwende - wird es für 
jeden ein für allemal offenbar sein: In diesem alten Kontinent wird es keinen 
Bruderkrieg untereinander mehr geben. Das ist doch die Botschaft, die wir jetzt 
verkünden können! 

(Beifall) 

Ich habe den Wunsch und die Bitte an Sie alle - weil doch in vielen unserer 
Diskussionen danach gefragt wird: Haben wir eigentlich Visionen? - die Gegenfrage 
zu stellen: liebe Freunde, gibt es eine größere Vision als Freiheit und Frieden und 
Einheit für diesen alten, ewig jungen Kontinent? 

(Beifall) 

Das ist doch eine Vision, für die es sich zu arbeiten lohnt. 

Und wir erleben in diesen Tagen ein anderes, ich finde: viel zu wenig beachtetes 
Ereignis: Wir erleben den Zusammenbruch der anderen der beiden schrecklichen 
Ideologien, die die Welt in diesem Jahrhundert beherrschen wollten: nach dem 
Faschismus-Nationalsozialismus den Zusammenbruch des Kommunismus, und 
zwar in einer unglaublich dramatischen Weise. Ich denke, wir müssen erkennen, daß 
dadurch auch im geistigen Leben Europas und Deutschlands jetzt ein Vakuum 
entstehen kann, das uns besonders fordert; ich will gleich darüber sprechen. 

pie Kommunisten haben nie verstanden, daß der Mensch die Achtung seiner Würde 
braucht wie die Luft zum Atmen, daß er Freiheit braucht. Jetzt ist auch dort, wo früher 
der Kommunismus herrschte, die Chance der Freiheit da, und es gilt, sie zu nutzen. 

Im November 1989 habe ich im Bundestag in meiner Rede zu den zehn Punkten 
gesagt: „Die Wiedervereinigung, d. h., die Wiedergewinnung der staatlichen Einheit 
Deutschlands, bleibt das politische Ziel der Bundesregierung." Ich karte nicht nach, 
aber man wird nach zwei Jahren wenigstens darauf hinweisen dürfen. Es gilt ja heute 
als wenig vornehm, auf solche Zitate hinzuweisen. Ich will jetzt bewußt nicht so 
vornehm sein, sondern einfach daran erinnern, wie das war. Und zwar vor allem 
deswegen, weil die Gleichen, die damals die falschen Ratschläge gaben, jetzt wieder 
falsche Ratschläge geben. Und wir haben doch die Lebenserfahrung gemacht -
jedenfalls im privaten Leben - daß wir den Ratgebern nicht folgen sollten, die immer 
das Falsche raten. 

(Beifall) 

Deswegen will ich doch daran erinnern, daß nicht irgendwann, sondern noch im 
Oktober 1989, meine Damen und Herren, kurz vor dem Fall der Mauer, der damalige 
Vorsitzende der SPD, Hans-Jochen Vogel, von der „Ablehnung des leichtfertigen und 
illusionären Wiedervereinigungsgeredes" gesprochen hat. Ähnlich Lafontaine und 
Engholm. Herr Schröder aus Niedersachsen verstieg sich sogar zu der Feststellung, 
die Wiedervereinigung sei „reaktionär und hochgradig gefährlich". 

Liebe Freunde, das ist der Grund - weil sie so völlig außerhalb der geschichtlichen 
Tatsachen und Erfahrungen lagen - weshalb sich die Sozialdemokraten im Blick 
zurück auf das Jahr 1989 so schwer tun und jetzt vieles veranstalten - bis hin zu 
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Publikationen vielfältiger Art - um die Geschichte umzuformulieren - nicht so, wie sie 
war, sondern, wie sie sie gern gezeichnet hätten. 

Deswegen ist es wichtig - und das ist ein Aufruf an uns alle - , daß wir uns darum 
kümmern, daß die Zeugnisse jener Tage offenbar und dokumentiert werden, damit 
nicht in zehn Jahren junge Studenten in den Seminaren deutscher Universitäten nur 
eine Darstellung bekommen, die nichts mit der Wirklichkeit von heute zu tun hat. 

(Beifall) 

Und vom Grundwertepapier von SPD und SED will ich in diesem Zusammenhang 
schon gar nicht mehr sprechen. 

Es ist einfach wahr: Viele führende deutsche Sozialdemokraten - ich sage bewußt: 
nicht alle - hatten das Ziel der deutschen Einheit aufgegeben und nicht mehr daran 
geglaubt. Sie sind in der Zeit danach - sie tun das zum Teil bis heute - durch die neuen 
Bundesländer gezogen und haben, statt den Menschen zu helfen, Katastophenge-
mälde entworfen. 

Aber ich will nicht nur von den Sozialdemokraten, sondern auch einmal von jenen 
reden, die auf Grund ihrer besonderen Sensibilität eigentlich dazu berufen sein 
sollten, geschichtliche Vorgänge zu begreifen: Unter den Schriftstellern beispiels­
weise wandte sich Martin Walser als einer von wenigen im August 1989 gegen die -
wie er sagte - "Gesundsprechung des kranken Zustandes" der deutschen Teilung. Er 
sagte: „Wenn du dich darum kümmerst, ... dann bist du ein Nationalist. ... Dann ist 
man kein Links-Intellektueller, für manche schon gar kein Intellektueller mehr." Ich 
weiß nicht, wen er im einzelnen gemeint hat, aber er könnte an Günter Grass gedacht 
haben, der sogar noch im Februar 1990 sagte: „Das Einheitsgebot gehört auf den 
Müllhaufen unserer Geschichte." 

Meine Damen und Herren, wie weit hat sich doch dieser gefeierte Schriftsteller von der 
Wirklichkeit der Menschen in unserem Land entfernt! Nach meinem Verständnis 
kennzeichnet es einen Schriftsteller, daß er ein ausgeprägtes Gespür für das hat, was 
die Menschen bewegt. Was eigentlich müssen angesichts solcher Äußerungen 
Millionen empfinden, deren Sehnsucht nach Freiheit und Einheit sich endlich - nach 
über 40 Jahren Diktatur und Spaltung - erfüllte? 

Weil die Zeit doch so schnellebig ist und weil auch vieles bewußt verwischt wird, füge 
ich hinzu: Wie schäbig war doch das Verhalten von nicht wenigen im Westen, die in 
Freiheit lebten und dennoch zu Mauer, Stacheldraht und Schießbefehl schwiegen. 
Heute wird jeden Tag gefordert - das ist auch richtig so - , daß vor allem die eigentlich 
Verantwortlichen des SED-Regimes vor Gericht gestellt werden sollen, daß nicht 
zugelassen wird, daß nach dem Motto verfahren wird: Die Kleinen hängt man, und die 
Großen läßt man laufen. 

(Beifall) 

Aber dafür sind eben auch beweiskräftige Unterlagen erforderlich. Ich erinnere hier an 
die Zentrale Erfassungsstelle in Salzgitter, die einmal von allen Bundesländern in der 
Überzeugung, daß der Tag der deutschen Einheit kommen werde, eingerichtet wurde. 
Ich frage heute die SPD-Ministerpräsidenten des Saarlandes und von Nordrhein-
Westfalen, die SPD-Bürgermeister von Bremen und Hamburg, wie sie es angesichts 
der auch von ihnen erhobenen Forderung nach Bestrafung der Schuldigen eigentlich 
rechtfertigen wollen, daß sie 1988 beschlossen haben, ihre finanzielle Unterstützung 
dieser Einrichtung der Bundesländer zur Dokumentation des Unrechts zu streichen. 

(Beifall) 
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Der SPD-Vorsitzende und Ministerpräsident von Schleswig-Holstein hat diesen 
Schritt - Streichung der Zuschüsse - im Jahr 1989 getan - gut ein halbes Jahr, bevor 
Ungarn die Grenze nach Österreich für die Flüchtlinge aus der damaligen DDR öffnete. 

Das alles sind schon beachtliche Armutszeugnisse, die sich so mancher ausstellte, 
der sich selbst gerne als moralische Instanz begreift. Liebe Freunde, ich habe diese 
Beispiele nicht genannt, um - ich sage es noch einmal - nachzukarten, sondern um 
noch einmal deutlich zu machen, daß diejenigen, die sich so verhielten und handelten, 
heute nicht berufen sind, sich mit Ratschlägen hervorzutun. Auf diese Schlußfolge­
rung kommt es mir an. 

(Beifall) 

Ich wollte damit auch darauf hinweisen, daß vor allem sie Grund hätten, aus diesen 
Vorgängen und Fehlern zu lernen und daß sie die Notwendigkeit begreifen sollten, 
jetzt gemeinsam zu helfen, statt hier in den neuen Bundesländern durch die Lande zu 
ziehen und - ich sagte es schön - die Menschen mit Katastrophenszenarien zutiefst 
zu verunsichern. 

Liebe Freunde, niemand hat die Verwirklichung der deutschen Einheit konkret 
absehen können; wir nehmen das jedenfalls für uns nicht in Anspruch. Aber wahr ist 
auch, daß wir, wenn sich uns die Chance der deutschen Einheit zum Ende der 
Regierungszeit der SPD 1980 oder 1981 geboten hätte, die notwendigen materiellen 
Herausforderungen gar nicht hätten bewältigen können. Wir haben damals das Ruder 
herumgew.orfen, weil unsere Vorstellung von Sozialer Marktwirtschaft völlig anders 
war als die unserer Vorgänger. Das hat dem Land gutgetan. Fast vier Millionen neue 
Arbeitsplätze in den alten Bundesländern seit 1983 sprechen für sich. Über Jahre 
hinweg hat sich die finanzpolitische Situation in der alten Bundesrepublik hervorra­
gend entwickelt. Wenn wir die deutsche Einheit nicht bekommen hätten, könnte ich 
heute vor Ihnen stehen und eine hervorragende Bilanz der Staatsfinanzen für die alte 
Bundesrepublik vorlegen. So paradox es klingt: Ich freue mich, daß ich es nicht kann! 

(Beifall) 

Ich glaube, daß das, was wir für die deutsche Einheit, für die Einheit unseres 
Vaterlandes tun, jede Anstrengung wert ist. Jeder muß doch erkennen, daß sich die 
Lage bei uns und in Europa dramatisch verändert hat: 

Wir haben unser Ziel, die deutsche Einheit, erreicht. Aber wir dürfen uns nicht 
abkapseln und so tun, als seien die deutschen Dinge das Maß allen Handelns. 

(Vereinzelt Beifall) 

Wir haben gewachsene Verantwortung in Europa und in der Welt. Das, was Bischof 
Nossol hier gesagt hat, gilt nicht nur für Polen! Es gilt genauso für Ungarn, die GSFR 
und für die baltischen Staaten. Man kann doch nicht die Freiheit des Baltikums 
bejubeln und die Menschen dort gleichzeitig allein lassen! Das wäre eine heuchleri­
sche Politik! 

(Beifall) 

Das gilt natürlich auch für die Hilfe zur Selbsthilfe für die Menschen in den Republiken 
der Sowjetunion. In Mittel-, Ost- und Südosteuropa sind die Menschen fasziniert vom 
Einigungsprozeß im Westen. Es liegt gerade auch in unserem Interesse, daß sich 
Demokratie, Freiheit und Marktwirtschaft überall auf unserem Kontinent durchsetzen. 
Es ist wahr: Wir sind bis an die Grenze dessen gegangen, was wir an Lasten tragen 
können. Ich habe diesen Weg bewußt beschritten, auch in Kenntnis derTatsache, daß 
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wir das alles allein nicht schultern können. Aber wir haben ja auch Milliarden und 
Abermilliarden für Rüstung aufgebracht. Wenn wir in der vor uns liegenden Zeit 
Rüstung abbauen und die freiwerdenden Mittel in Werke des Friedens investieren 
können, dann ist gerade dies unsere Politik, wie wir sie immer verstanden haben. 

(Beifall) 

Ich sprach mit Blick auf die dramatischen Veränderungen bereits von dem großen Ziel 
der politischen und wirtschaftlichen Einigung Europas, die jetzt Wirklichkeit wird. 

Hinzu kommt: Der Ost-West-Konflikt ist überwunden. Der Nord-Süd-Konflikt tritt in 
den Vordergrund. Wirtschaftliches Elend, soziale Not, Armutsflüchtlinge, globale 
Umweltzerstörung verlangen Antworten auch von den Deutschen. Auch wiederhole 
ich: Wir dürfen nicht zulassen, daß in der Welt die Stimmung aufkommt, die 
Deutschen haben ihr Ziel erreicht; jetzt kümmern sie sich um nichts, außer um sich 
selbst. 

Liebe Freunde, das sage ich hier in die nachdenkliche Stimmung eines Parteitages, 
der sich nicht mit bevorstehenden Wahlen befaßt, sondern der sich aus gutem Grund 
einmal mit der Partei selbst, mit ihrem Selbstverständnis, ihrer Identität beschäftigt. 
Es ist zugleich die Stunde, zu fragen, ob wir angesichts der dramatischen Veränderun­
gen in der Welt wirklich fähig sind, unsere Prioritäten neu zu bedenken. Kurt 
Biedenkopf hat es soeben treffend formuliert, als er sagte - ich gebe es mit meinen 
Worten wieder -: Auch für den Kölner z.B. sollte es eine phantastische Sache sein, daß 
das wunderbare historische Stadtbild Dresdens, die Brühische Terrasse in ihrem 
Glanz, in ihrer Tradition wiederersteht. Wenn ich den Alltag in der Partei, in der 
Fraktion, im Bundesrat, in der kommunalen Politik in den westlichen Bundesländern 
betrachte, dann habe ich nicht den Eindruck, daß wir das schon ganz begriffen haben. 

(Beifall) 

Ich habe manchmal eher das Gefühl, wir haben einen historischen Moment genutzt, 
haben dann - was richtig war - ordentlich gefeiert, und jetzt läuft es mehr oder minder 
so weiter wie vorher. Das heißt zum Beispiel in den Gemeinden der alten Bundeslän­
der, daß jedes Hallenbad, das in der Planung war, nun auch gebaut werden soll. Mit 
Blick auf die neuen Prioritäten in Deutschland sage ich: Es muß jetzt nicht gebaut 
werden. 

(Beifall) 

Von uns erwarten die Menschen, daß wir fähig sind, auch zu sagen, was wir uns jetzt 
eben nicht leisten können. Es ist nicht die Zeit des Verteilens, meine Damen und 
Herren! 

(Beifall) 

Es ist die Zeit der Konzentration auf das jetzt wirklich Notwendige. Seit der 
Wiedervereinigung vor 14 Monaten haben wir in den neuen Ländern bereits vieles auf 
den Weg gebracht. Es sind weit mehr als 100 Milliarden DM pro Jahr in die neuen 
Bundesländer gegangen. Aber, meine Damen und Herren, dieses Opfer hat sich ja 
auch für die Menschen im Westen gelohnt. Ohne den Nachfrageboom durch die 
deutsche Einheit hätten wir im Jahre 1990 niemals eine solche Wirtschaftskraft 
entwickelt. 

(Beifall) 

Selbst in den Ländern der Europäischen Gemeinschaft können Sie das ablesen an der 
Zunahme ihrer Exporte nach Deutschland. 
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Wenn wir jetzt dabei sind, vieles neu zu entwicl<eln, zahlt sich das für Sachsen, für 
Dresden, aber natürlich auch für ganz Deutschland aus. Denn das, was hier in den 
neuen Bundesländern neu entsteht, wird künftig den internationalen Vergleich nicht 
zu scheuen brauchen. Mehr als hierzulande kann man aus vielen ausländischen 
Äußerungen hören, daß die neuen Bundesländer in wenigen Jahren zu den besten 
Standorten in Europa zählen werden. Nur, wir müssen den Menschen hier sagen, daß 
es das Ergebnis unserer Politik sein wird. 

Natürlich geht das alles nicht über Nacht. Und besonders verständlich ist: Die 
Menschen, die eine völlige Veränderung nicht nur eines ökonomischen Systems, 
sondern ihrer ganzen Lebensumstände erleben, machen sich Sorgen - Sorgen um 
Arbeitsplätze, um neue Beschäftigungsmöglichkeiten. Sie haben Ängste, weil das, 
was sie - wenn auch mehr oder minder wider Willen - erfahren haben, doch ein Stück 
Rahmen, ein Stück Geborgenheit enthalten hat. Wenn der Staat vorsorgte für die 
Arbeitsplätze, und wenn man glaubte, daß diese Arbeitsplätze sicher seien, und wenn 
man sich dann jetzt auf eine marktwirtschaftliche Ordnung umstellen muß, ist es doch 
ganz selbstverständlich, daß der Übergang schwierig ist. 

Die Deutschen im Westen sollten nicht so tun, als sei das bei ihnen anders gewesen. 
Liebe Freunde, wer es miterlebt hat - ich war damals 18, als die Währungsreform kam 
- der weiß, daß wir in unserer Bundestagsfraktion bis in die frühen 50er Jahre hinein 
gestritten haben - von den Sozialdemokraten rede ich schon gar nicht -, ob die 
Soziale Marktwirtschaft der richtige Weg sei. Es ist doch wahr, und es gehört zur 
Geschichte unserer Partei, daß es damals in unserer Partei Stimmen gab, die 
forderten, Ludwig Erhard sollte besser abtreten, weil seine Politik nicht die richtige 
Politik für die Zukunft sei. Was heute wie ein Denkmal erscheint, war damals durchaus 
kein Denkmal. Damals stellten manche die Frage, ob das der richtige Weg sei. Erhards 
Weg hat sich als richtig und erfolgreich erwiesen. Aber es war auch damals ein 
sorgenvoller Weg. Das müssen wir unseren Freunden und Landsleuten in den neuen 
Bundesländern sagen. 

Entwicklungen, die im Westen Deutschlands Jährzehnte in Anspruch nahmen, 
vollziehen sich hier in den neuen Bundesländern in wenigen Monaten. Dieser 
umfassende und rasche Wandel verunsichert viele. Wiedervereinigung, liebe Freunde, 
heißt deshalb für mich: Die Sorgen der Menschen in den neuen Bundesländern 
müssen die gemeinsamen Sorgen aller Deutschen sein. „Einheit leben" muß doch 
heißen, daß es für uns kein „hüben" und kein „drüben" mehr gibt. 

(Beifall) 
Deswegen ist solidarisches Handeln nicht im Reden, sondern im Handeln angesagt. 
Zu den praktischen Beispielen zählen 400 000 ABM-Plätze und 800000 Maßnahmen 
zur beruflichen Fortbildung und Qualifikation. Ich will das hier auch einmal sagen, weil 
es oft vergessen wird: Dies wird überwiegend von den Beitragszahlern aus den alten 
Ländern finanziert. Zu den Erfahrungen der letzten Monate gehört auch, daß es für alle 
Schulabgänger in den neuen Bundesländern eine Lehrstelle gibt. Liebe Freunde, das 
ist eine phantastische Leistung! 

(Beifall) 

Das ist eine Leistung, die vor allem aus der Gesellschaft geträgen wird. Es waren Unter­
nehmer, die sich sozialverpflichtet verhalten haben: Handwerksmeister, mittelständische 
Unternehmer, Betriebsräte und Gewerkschaftler. Das ist eine solidarische Leistung: 
Junge Leute weg von der Straße in erstklassige Ausbildungsverhältnisse zu bringen. 

(Lebhafter Beifall) 
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Wir haben seit Ludwig Erhard ja nicht von Marktwirtschaft, sondern von Sozialer 
Marktwirtschaft gesprochen. Ich sage das auch im Nachgang zu den stundenlangen 
Debatten auf dem Maastrichter Gipfel. Wir waren nie reine Marktwirtschaftler. Wir 
wissen um die Grenzen der Marktwirtschaft. Soziale Marktwirtschaft schließt das 
Gebot der Solidarität mit ein. Und Solidarität ist auch notwendig zur Sicherung der 
Stabilität unserer Währung. 

In einem Land, in dem zwei Generationen Inflation und Vermögensverluste bitter 
erfahren haben, in einem Land, in dem man im Rückblick auf die Geschichte doch 
sagen kann, daß die erste Inflation nach dem Ersten Weltkrieg sehr viel mit dem 
Aufkommen des Nationalsozialismus und der Verelendung breiter Massen unserer 
Bevölkerung zu tun hatte, ist die Sensibilität für diese Frage ganz besonders groß. 

Deswegen sage ich gerade auch im Blick auf den Weg in das vereinte Europa: Was 
jetzt in Maastricht in dem Vertrag so sorgfältig ausgearbeitet wurde, ist ein Beweis 
dafür, daß wir nichts tun werden, was die Stabilität unserer Währung gefährdet. Denn 
wir wissen nur allzu gut, daß eine stabile Währung die zentrale Voraussetzung für 
soziale Gerechtigkeit ist. Es werden immer breite Massen der Bevölkerung, die 
sogenannten kleinen Leute, bestraft, wenn die Währung nicht mehr stabil ist. Das 
kann und wird niemals unsere Politik sein. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, wir haben eine veränderte weltwirtschaftliche Lage. Es 
muß doch - das gehört zu den Prioritäten - bei abgebremster Weltkonjunktur unser 
Ziel sein, Arbeitsplätze und Stabilität im eigenen Land zu erhalten. Sie wissen, ich 
respektiere die Tarifautonomie. Als letztes kann ich mir vorstellen, daß die Regierung 
auch noch über Lohntarife bestimmt. Das wäre ein Grund zum Auswandern. Natürlich 
hat auch die Politik Mitverantwortung, etwa als Arbeitgeber im öffentlichen Dienst. 
Zugleich müssen wir bei der Entwicklung zwischen den neuen Bundesländern und 
den alten Bundesländern insgesamt immer wieder auf die engen Zusammenhänge 
von Sicherung von Arbeitsplätzen und Stabilität unserer Währung hinweisen. Mein 
Appell ist daher, daß jeder, der in der Verantwortung steht, das Notwendige tut, damit 
wir bei den Tarifrunden in diesem Jahr zu Ergebnissen kommen, die der Gesamtwirt­
schaft dienen und die jetzt vor allem die Interessen der neuen Bundesländer vorrangig 
berücksichtigen. Das gehört ebenfalls zur neuen Prioritätensetzung. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, ich sprach von den finanziellen Anstrengungen, die wir unternehmen 
müssen. Jeder weiß, der Investitionsbedarf in den neuen Bundesländern ist gewaltig. 
Mir scheint nur, von allen Krediten, die das Deutsche Reich und dann später die 
Bundesrepublik Deutschland in diesem Jahrhundert aufgenommen haben, sind die 
Kredite für den Frieden und die Freiheit und die deutsche Einheit die sinnvollsten. Das 
sind im übrigen Kredite, die gerade der jungen Generation ihre Zukunft sichern. 
Selbstverständlich ist aber auch: Wir werden die Neuverschuldung des Bundes 
wieder zurückführen. Solide Finanzpolitik gehört zum Markenzeichen unserer Politik. 
Und ich füge hinzu: Finanzpolitik wird auch ein zentrales Wahlthema sein, weil es mit 
dem persönlichen Glück und dem Schicksal vieler Menschen etwas zu tun hat. Meine 
Bitte in dieser föderal gegliederten Partei ist, daran zu denken, daß das nicht nur ein 
Thema der Bundesregierung und der Bundestagsfraktion ist, sondern genauso eine 
Frage der Länder und der Gemeinden. Für solide Staatsfinanzen und stabile Währung 
unseres Landes stehen wir alle gemeinsam in gesamtstaatlicher Verantwortung. 
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Aber wenn ich von den notwendigen Prioritäten spreche, dann stellt sich genauso die 
zentrale Frage nach dem l<ünftigen Standort Deutschland. Wer attral<tive und sichere 
Arbeitplätze will, der muß international leistungsfähig sein. Er muß ganz einfach auch 
besser sein als die Konkurrenz. 

Gerade an der Schwelle zum großen europäischen Markt in zwölf Monaten ist es eben 
töricht, nach der Art der Sozialdemokraten eine Frage wie die Neuregelung der 
Besteuerung von Betrieben abzuwerten. Hier geht es doch nicht um Geschenke für 
die Reichen. Hier geht es ausdrücklich darum, daß unsere Unternehmungen mit ihren 
Arbeitsplätzen, mit ihrer Produktion im europäischen Markt mit 380 Millionen 
Menschen wettbewerbsfähig sind. Das ist das Ziel, das wir uns gesetzt haben! 

(Beifall) 

Wenn wir uns klug verhalten, müssen wir uns - etwa im Jahre 1999, wenn die 
Währungsunion vollendet ist -, nicht sorgen, auch mit den Japanern und den 
Amerikanern, den Ländern im Fernen Osten im Export konkurrieren zu können. 

Wir sind aber noch nicht soweit! Ich weiß, daß viele das nicht gern hören. Doch 
Weglaufen vor den wirklichen Problemen unseres Landes hilft niemandem. Als eine 
der bedeutendsten Exportnationen der Welt müssen wir uns fragen: Sind wir jetzt, im 
Dezember 1991, für diesen härteren Wettbewerb gerüstet? Tun wir wirklich genug 
dafür, daß beispielsweise das umweltfreundliche und technisch anspruchsvolle Auto 
des Jahres 2000 in erster Linie am Standort Deutschland gebaut wird? Es stimmt 
mich schon nachdenklich - ohne daß ich deswegen Ängste beschwöre - , daß 
deutsche Automobilexporte etwa in den USA an Boden verlieren, während die 
Japaner kräftig zulegen. Wer also über viele besondere Leistungen im Sozialen 
nachdenkt - in den Tarifverträgen, vom Jahresauto bis hin zu der Verkürzung der 
Arbeitszeiten - , der muß vor allem daran denken: Wie wird im Jahre 2000 und 2010 die 
Arbeitsplatzsituation hier in Deutschland aussehen? Das muß jetzt das Ziel sein, um 
das wir uns bemühen! 

(Beifall) 

Es geht aber beim Standort Deutschland nicht nur um Produktions- und Exportergeb­
nisse. Es geht um mehr. Es geht um unsere Fähigkeit, um die Fähigkeit unserer 
Gesellschaft - ob Arbeitgeber oder Gewerkschaften oder andere wichtige Gruppen -
zu einer über Gruppeninteressen hinausgreifenden Zusammenarbeit. 

Es geht um die Leistungsfähigkeit unserer Schulen und Hochschulen. Auch hier 
müssen wir fragen, ob wir konkurrenzfähig sind. Es geht beispielsweise um die seit 
Jahrzehnten auf Parteitagen immer wieder aufkommende Frage, wie lange wir uns 
noch die längsten Ausbildungszeiten in Europa leisten können, ob wir wirklich vor 
Verbänden kapitulieren wollen, oder ob wir fähig sind, endlich das zu tun, was alle 
unsere Nachbarn längst getan haben. 

(Beifall) 

Es geht ebenso um Forschungsinvestitionen und um Spitzentechnologie. Aber es 
geht vor allem nicht nur um wirtschaftliche Dinge, sondern um das Bild Deutschlands, 
das in der Welt entscheidend geprägt wird durch Reichtum und Vielfalt von Kunst und 
Kultur. Das wachsende Interesse vor allem im Norden und Osten Europas an unserer 
Muttersprache, an der deutschen Sprache, eröffnet eine ungeheure Chance! Ist es 
nicht eigenartig, daß wir es in unserem föderalen Gemeinwesen einfach nicht 
zustande bringen, jetzt in einer Sonderaktion eine genügende Zahl von Deutschleh­
rern in den neuen Republiken der früheren Sowjetunion, in Polen und anderswo zur 
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Verfügung zu stellen? Das ist eine neue Priorität. Wir kriegen nicht jedes Jahr die 
Chance, für die deutsche Sprache in der Welt etwas zu tun. Jetzt ist die Chance da; 
lassen Sie sie uns nutzen! 

(Beifall) 

Wenn ich an die Kultur denke, denke ich natürlich hier in Sachsen an das Leipziger 
Gewandhausorchester, das von hier nach New York geht. Ich denke an umfassend 
informierende Tagungen der Goethe-Institute in Asien, an Gastprofessuren in 
Lateinamerika und an Projekte für politische Bildung in Afrika: auch dies bestimmt das 
Bild Deutschlands in der Welt! 

Mit einem Wort, liebe Freunde: Mir geht es um die Offenheit und die Anpassungsfähig­
keit unserer Gesellschaft gegenüber neuen Entwicklungen und Herausforderungen. 
Das bestimmt entscheidend den Standort Deutschlands und seine Attraktivität in 
Europa und darüber hinaus. 

Zu diesem Zukunftsstandort Deutschland gehört selbstverständlich der wirksame 
Schutz von Natur und Umwelt, die Bewahrung der Schöpfung, der Einklang von 
Ökologie und Ökonomie. Gerade hier in den neuen Bundesländern sehen wir ja das 
katastrophale Erbe, das die SED hinterlassen hat. Wir müssen auch hier die Priorität 
sehen, die notwendig ist. Die Beseitigung gehört zu unseren drängendsten Aufgaben. 
Was wir am Rhein geschafft haben, werden wir auch an Oder und Elbe erreichen. Dies 
ist ein weiteres Beispiel für konkretes und solidarisches Handeln. 

(Beifall) 

Meine lieben Freunde, wenn wir von der inneren Einheit unseres Landes sprechen, 
dann sollten wir zuerst einmal von jenen sprechen, die den längsten und schwierigsten 
Weg in Deutschland hatten. Das ist die Generation der Rentner. Die Renten in den 
neuen Bundesländern - und ich danke bei dieser Gelegenheit einmal Norbert Blüm, 
der immer ein Vorkämpfer für diese Solidaritätsverpflichtung war -, 

(Lebhafter Beifall) 

- die Renten in den neuen Bundesländern sind seit 1989 schneller gestiegen als die 
realen Einkommen der Arbeitnehmer. Ich finde das richtig, weil ich glaube, daß es 
keine Generation gibt, die die Last der Geschichte unseres Volkes so getragen hat wie 
die Rentner in den neuen Bundesländern. Wer dort heute 70 oder 80 Jahre oder älter 
ist, der hat die ganze Last des Jahrhunderts getragen. Denken wir nur an Inflation, 
Weltwirtschaftskrise, Nazi-Zeit, Krieg und Gefangenschaft, kommunistische Diktatur 
hier. Man muß sich immer wieder klarmachen, das alles ist e i n Deutschland. Wer 
1939 Soldat wurde, Krieg und Gefangenschaft überlebte und hier nach Dresden in die 
Heimat zurückkehrte, der hatte dann noch 40 Jahre SED-Diktatur vor sich. Und viele 
Frauen, deren Männer gefallen waren und die nicht die Chance hatten, einen Partner 
zu finden, mußten ihren Lebensweg auch noch über 40 Jahre im Sozialismus allein 
bewältigen. 

Wer das Glück hatte, auf der Sonnenseite, im freien Teil unseres Landes, zu leben, der 
muß sich vergegenwärtigen, was dies heißt und daß gerade die ältere Generation in 
den neuen Bundesländern weit mehr Last zu tragen hatte als irgendein anderer. 
Deswegen verdient sie in besonderer Weise unsere Sympathie und unsere Zuneigung. 
Diese ältere Generation muß wissen, daß sie zu uns gehört, daß wir offen sind für ihre 
Fragen und Probleme! 

(Beifall) 
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Für uns als Christliche Demokraten war es immer klar - das ist ein Teil unserer 
Programmatik und unseres Selbstverständnisses - , daß die Familie im Mittelpunkt 
unserer Politik stehen muß. Sie ist der wichtigste Ort persönlicher Geborgeriheit und 
Orientierung. Natürlich ist es die persönlich-private Entscheidung eines jeden 
einzelnen, ob er eine Familie gründen und Kinder haben will oder nicht. 
Aber ich finde, es ist richtig, offen auszusprechen, daß jeder, der sein Leben ohne 
Kinder gestaltet, letztlich auch von denjenigen lebt, die mit ihren Kindern für die 
Gesellschaft einen entscheidenden, unentbehrlichen Beitrag erbringen. 

(Beifall) 
Ich sage es noch einmal: Ich respektiere die persönliche, die private Entscheidung, 
aber wahr ist: Auch wenn es sich der einzelne erlauben kann, als Single zu leben, gilt 
dennoch der Satz: Eine Gesellschaft ohne Familien mit Kindern hat keine Zukunft. Das 
muß wieder jedermann klargemacht werden. 

(Beifall) 
Das heißt: Familien - und auch Alleinerzlehende-brauchen eben nicht nur öffentliche 
Sympathiebekundungen. Sie müssen auch die notwendige Unterstützung erfahren. 
Familien mit Kindern müssen Vorfahrt haben. Das ist eine Priorität, die nicht geändert 
werden darf! 

(Beifall) 

Das kann der Staat allein nicht leisten. Wir haben allen Grund, denen zu danken, die in 
privater Initiative Hilfe leisten. Dies ist auch wegen des menschlichen Klimas in 
unserer Gesellschaft wichtig. Wir haben allen Grund - in diesem wie in anderen 
Zusammenhängen - unseren Kirchen und ihren caritativen und diakonischen Einrich­
tungen für ihr Engagement zum Wohle der Menschen zu danken. Ich verbinde damit 
die Bitte, daß die Kirchen gerade jetzt, bei unseren Anstrengungen, die innere Einheit 
Deutschlands zu vollenden, ihre moralische Autorität dafür einsetzen, daß dieser Weg 
gemeinsam gegangen wird und zum Erfolg führt. Ich glaube, hier kann sich in einer 
ganz neuen Dimension auch Kirchlichkeit bewähren. 

Meine Damen und Herren, es wird viel über Menschlichkeit in unserer Gesellschaft ge­
sprochen. Unsere Gesellschaft beweist ihre Menschlichkeit vor allem dann, wenn viele 
bereit sind, für den Nächsten da zu sein und nicht jeder nur für sich selbst. Wir wissen, 
daß staatliche Sozialpolitik allein kein Ersatz für tätige Nächstenliebe sein kann. 
Deswegen wollen wir all jenen im freien und gemeinnützigen Bereich helfen, die bereit 
sind, hier ihren Dienst zu tun. Das ist ja nicht nur eine Frage der Organisation; es geht 
vielmehr in einer „Prestigegesellschaft" - lassen Sie mich dies so sagen - auch darum, 
daß dieses Dienen, dieser Dienst am Nächsten bei uns auch als eine großartige Leistung 
für die Allgemeinheit anerkannt wird. Es ist wichtig, dies immer wieder deutlich zu sagen! 

(Beifall) 
Liebe Freunde, wir sind stolz auf unser Grundgesetz. Es ist die freiheitlichste 
Verfassung in der Geschichte der Deutschen. Dieses Grundgesetz hat sich in über 
vierzig Jahren bewährt. Wir wissen: Auch die Menschen in den neuen Bundesländern 
wollten keine andere Bundesrepublik. Sie haben sich für das Grundgesetz entschie­
den. Natürlich wissen wir auch, daß wir das Grundgesetz in einigen Punkten der 
veränderten Situation - der Einheit Deutschlands und der Einigung Europas -
anpassen müssen. Aber manche reden ja jetzt auch von einer Totalrevision des 
Grundgesetzes, und dazu will ich hier für die Christlich Demokratische Union klar und 
deutlich sagen: Wir wollen diese Verfassung, keine andere! 

(Lebhafter Beifall) 
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Ich betone nochmals: Wenn ich das so prononciert sage, schließt das nicht aus, daß 
notwendige Veränderungen vorgenommen werden; aber niemand kann mit uns die 
Achse unserer Republik durch eine Totalrevision unserer Verfassung verschieben. 
Dies muß klar und deutlich ausgesprochen werden. 

Liebe Freunde! Dieses Grundgesetz ist auch das Fundament für ein weltoffenes 
Deutschland. Deutschland ist ein ausländerfreundliches Land und muß es auch 
bleiben. 

(Beifall) 

Das sollen die Millionen von Ausländern wissen, die bei uns leben, die wir zu uns 
geholt haben, damit sie uns helfen. Sie tragen mit ihrem Fleiß zu unserem Wohlstand 
bei. Manche bedenken gar nicht, daß auch ihr persönliches Wohlbehagen und ihr 
Wohlstand darauf beruhen, daß Ausländer in Deutschland mitarbeiten. Auch das 
gehört zum Bild unserer Republik. 

(Beifall) 

Wir als Christlich Demokratische Union Deutschlands verurteilen jede Form von 
Fremdenhaß und Ausländerfeindlichkeit. 

(Lebhafter Beifall) 

Wir verurteilen jede Form von Rassismus, erst recht in der besonders erschreckenden 
und brutalen Form etwa des Antisemitismus, den man gelegentlich antrifft. Dies alles 
ist mit unserer Vorstellung für unser Land nicht vereinbar! 

(Beifall) 

Wir treten all diesen Tendenzen mit äußerster Schärfe und Entschiedenheit entgegen 
und werden dies auch weiterhin tun. 

Zur aktuellen Diskussion über das Asylrecht will ich noch einmal kurz unsere Position 
bekräftigen: Für uns ist das Recht auf Asyl unantastbar. Wer aus religiösen, 
rassischen oder politischen Gründen in seiner Heimat verfolgt wird, findet selbstver­
ständlich bei uns Zuflucht und Asyl. Aber angesichts von Hunger und Armut in der 
Welt gibt es heute immer mehr Menschen, die aus wirtschaftlicher Not ihre Heimat 
verlassen und zu uns kommen wollen. Wer genau hinschaut, weiß: Wir sind nicht in 
der Lage, dieses Problem in unserem Lande zu lösen. 

(Zustimmung) 

Wirmüssen den Menschen helfen, in ihrer Heimat ihr Glück und ihre Zukunft zu finden. 

(Beifall) 

Das heißt, man kann nicht über das Asylrecht diskutieren und gleichzeitig schweigen, 
wenn es darum geht, den Ländern der Dritten Welt bei der Bekämpfung von Hunger 
und Armut zur Seite zu stehen und ihnen zu helfen. 

(Beifall) 

Im übrigen hat auch die Diskussion in diesen Tagen auf dem EG-Gipfel in Maastricht 
gezeigt: Das ist kein isoliertes deutsches Problem; es ist ein Problem aller europä­
ischen Länder. Die Lösung kann nur in einer gemeinsamen europäischen Regelung 
liegen, und ich bin sicher, daß die Beschlüsse von Maastricht uns auf diesem Felde 
sehr rasch voranbringen. Und dann wird sich zeigen - darüber brauchen wir keinen 
Gelehrtenstreit abzuhalten - , daß ein wirklich praktikables europäisches Asylrecht 
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ohne eine Änderung unseres Grundgesetzes nicht möglich ist. Wir brauchen eine 
europäische Lösung, wir müssen tun, was dazu notwendig ist, und wir erwarten, daß 
andere das endlich auch begreifen. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, bei all dem, was wir als Fehler einzuräumen haben - das gilt auch für 
mich persönlich -, glaube ich doch, daß wir im Blick zurück auf den letzten Parteitag 
Anfang Oktober 1990, im Blick zurück auf die vergangenen Monate Grund zum 
Selbstbewußtsein haben. Wir konnten vieles erreichen. Aber wir dürfen nicht damit 
zufrieden sein, wie wir diese gemeinsamen Erfolge vertreten. Wir müssen dabei mehr 
Mut und Stehvermögen aufbringen, und wir dürfen uns vor allem nicht von jedem 
Gegenwind beeindrucken lassen - oder, was noch törichter ist, unsere Leistungen 
selber zerreden. 

Zu einer kämpferischen Vertretung unserer Politik gehört auch, daß wir uns vor unsere 
eigenen Leute stellen. Das, was Woche für Woche von manchen vorgebracht wird, um 
Persönlichkeiten der Union zu schädigen, darf uns, meine Damen und Herren, nicht 
beirren. 

(Beifall) 

Wer wie ich Gelegenheit hatte - der ich ja nie angegriffen werde; deswegen kann ich 
darüber ganz ruhig sprechen -, 

(Heiterkeit) 

dies im Laufe von Jahren, ja, von Jahrzehnten zu verfolgen, der weiß: Es wird immer 
eine bestimmte Person herausgesucht, die an- oder abgeschossen werden soll, aber 
treffen will man doch die gesamte Union. Das ist - um es einmal ganz klar zu sagen -
die Rache derer, die die geschichtliche Stunde verschlafen haben. 

(Lebhafter Beifall) 

Wenn ich sage, wir sind stolz auf unsere Erfolge, dann meine ich damit nicht, daß wir 
mit den Erfolgen von gestern etwa morgen Wahlen gewinnen können. Die Menschen 
erwarten eine Handreichung, einen Ausblick auf die Zukunft, eine Aussage, wie wir die 
Lage sehen, wie wir die Probleme sehen und wie wir sie lösen wollen. 

Die Welt hat sich dramatisch verändert. Vor 15 Jahren, ja, vor 10 Jahren waren der 
europäische Binnenmarkt und die Währungsunion noch in weiter Ferne. Weltweiter 
Klimaschutz war noch ein Thema für Spezialisten. Katalysatorauto und Erziehungs­
geld waren noch nicht durchgesetzt. Ich könnte viele weitere Beispiele bringen. 

Noch viel tiefgreifender sind die Folgen, die mit der deutschen Einheit und mit dem 
Ende des Ost-West-Konflikts verbunden sind. Der Zusammenbruch des Kommunis­
mus hat die Gewichte verschoben. Das Scheitern der marxistischen Ideologie ließ ein 
geistiges Vakuum entstehen. Auch im Westen Europas sind die kommunistischen 
Parteien in einer tiefen Krise. Sie haben sich umbenannt oder aufgelöst. Die 
sozialistischen Parteien wie jene in Spanien, in Österreich oder in England rücken 
jeden Tag mehr von ihren marxistisch-sozialistischen Parteitraditionen ab. Marktwirt­
schaft ist heute auch bei den sozialistischen Parteien „in", vielleicht mit Ausnahme der 
deutschen Sozialdemokraten, die die umgekehrte Entwicklung nehmen. Aber das ist 
eine der Tatsachen, die ich sowieso nicht verstehen kann. 

Meine Damen und Herren! Die geschichtliche Entwicklung hat die große Linienführung 
unserer Politik bestätigt. Deswegen müssen wir uns heute schon auch die Mühe 
machen, im Rahmen unserer Möglichkeiten unseren Beitrag zur Diskussion über die 
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geistige Führung für die Zukunft zu leisten. Für micti stellt sich in diesen Jahren, 1990 
und jetzt 1991, sehr wohl die Frage, ob wir alle begreifen, daß angesichts des 
entstandenen Vakuums die christlich-demokratische Idee eine wirklich neue Chance 
gewonnen hat. 

Unsere Aufgabe als Christlich Demokratische Union ist nicht leichter geworden, aber 
unser Beitrag ist notwendiger denn je. Die Welt, in der wir für unsere Ziele eintreten, ist 
nicht mehr eine Welt, die da& „C" ohne weiteres akzeptiert. Der Prozeß der 
Säkularisierung ist weit fortgeschritten. Immerhin gehören im vereinten Deutschland 
mehr als 21 Millionen Menschen keiner Kirche mehr an. Liebe Freunde, machen wir es 
uns nicht so einfach, daß wir sagen: Das kommt von der Entwicklung in der DDR und 
von der Unterdrückung durch die SED. Das ist ein Teil der Wahrheit; wahr ist aber 
auch, daß in einer Großstadt wie Hamburg - sie steht nur symbolisch für andere 
deutsche Großstädte - nur 60 Prozent der Kinder eines Jahrgangs getauft werden. 

Die Christlich Demokratische Union, unsere Partei, unsere politische Heimat, ist nach 
1945 in einer Zeit entstanden, in der nach der nationalsozialistischen Katastrophe 
Religion und Kirchlichkeit augenscheinlich eine Renaissance erlebten. Für eine Zeit 
war es so, daß in der Gesellschaft christlichen Werten eine neue Verbindlichkeit 
zuwuchs. Davon können wir heute nicht mehr ausgehen. 

Die knappen Hinweise machen deutlich, vor welchen Herausforderungen wir stehen. 
Ich bin zutiefst davon überzeugt, daß unser christliches Verständnis vom Menschen 
und die ethischen Grundlagen unserer Politik gültig sind und bleiben. Ich sage klar 
und deutlich: Mit uns, der CDU, ist eine Anpassung an den Zeitgeist nicht zu machen; 
damit läßt sich Zukunft nicht gewinnen. Wer dem Zeitgeist hinterherläuft, wird immer 
hinterherlaufen. Das ist ist die Erfahrung der Geschichte. 

(Beifall) 

Das heißt, ungeachtet der Tagespolitik und auch ungeachtet mancher Schwierigkei­
ten, unsere Ideale klar und deutlich zu vertreten, ist es notwendig, daß wir für unsere 
Grundwerte und die Fundamente unserer Politik kämpferisch eintreten und daß wir 
fähig sind, für sie auch dann kämpferisch einzutreten, wenn das nicht so populär zu 
sein scheint. 

Ich sage das ganz bewußt auch mit Blick auf die Diskussion in unserer Partei über den 
Schutz des Lebens ungeborener Kinder. Es gibt Fragen, bei denen man sich nicht 
nach der Demoskopie verhalten kann, sondern nach dem, was der Kompaß unserer 
Grundsätze anzeigt. 

(Beifall) 

Ich glaube, angesichts der Veränderungen, von denen ich sprach, ist es wichtig, daß 
wir jetzt damit begonnen haben, unser Grundsatzprogramm zu diskutieren, zu 
überdenken und Überlegungen anzustellen, was wir jetzt verändern wollen. Wir 
wollen gestalten und nicht einfach reagieren; das ist unser Ziel bei dieser Diskussion. 

Der Zeitplan ist klar. Ende 1992/Anfang 1993 wird der Entwurf des fortgeschriebenen 
Grundsatzprogramms vorliegen. Das ganze Jahr 1993 steht dann für die Diskussion in 
den Orts-, Kreis-und Landesverbänden zur Verfügung. Ich denke, es wird uns guttun, 
daß wir das Programm im Frühjahr des Jahres 1994 - also eines Jahres, liebe Freunde, 
in dem die Wahlen zum Europaparlament im Juni, zu vielen Kommunalvertretungen, 
die Bundestagswahlen im Oktober und viele Landtagswahlen stattfinden werden - auf 
einem eigenen Bundesparteitag verabschieden. Es tut uns gut, unsere Prinzipien 
ungeachtet all dieser Anstrengungen in einem solchen Wahljahr vor der deutschen 
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Öffentlichkeit deutlicti zu machen, und ich lade Sie alle herzlich ein, an der Diskussion 
in den Kreis- und Ortsverbänden mitzuwirken. Das ist wichtig für den Kompaß der 
Partei für die Zukunft. 

(Beifall) 

Dabei gewinnen wir eine gute Chance, in den Orts- und Kreisverbänden abseits der 
Routine über das zu sprechen, was die CDU ausmacht. Dazu gehören unsere Defizite 
bei der Mitgliedschaft junger Leute und von Frauen. Beschlüsse haben wir genug 
gefaßt. Wenn ich die Essener Beschlüsse zum Thema Frauen betrachte, müßten wir 
aus diesem Problembereich längst heraus sein. Es geht also nicht darum, neue 
Beschlüsse zu fassen, sondern sie endlich ernst zu nehmen, auch dort, wo es 
unbequem wird, meine Damen und Herren. 

(Beifall) 

Dazu gehört auch die Arbeit vor Ort, die Arbeit in der Kommunalpolitik. Ich kann dies 
nicht oft genug sagen: Wir dürfen nicht zulassen, daß sich die kommunalpolitische 
Ebene von der Gesamtpolitik etwa nach dem Motto absondert: Für die Landes- und 
Bundespolitik sind andere zuständig; im Rathaus wissen wir schon, was geht. Die 
Bürger machen diese angeblich gescheite Unterscheidung nicht. Die Bürger sehen 
uns als Ganzes, und sie haben damit recht. Als Ganzes haben wir unsere Politik zu 
vertreten. 

(Beifall) 

Nach den Landtagswahlen im April haben wir die für deutsche Verhältnisse unge­
wöhnliche Chance, nahezu zwei Jahre keine Wahl auf der Ebene der Landtage und 
des Bundestages zu haben. Natürlich werden in der Zwischenzeit Kommunalwahlen 
stattfinden; das weiß ich. Ich finde jedenfalls, wir sollten diese Zeit nutzen, und ich 
selbst will das auch tun. Ich will mich dabei voll einsetzen, damit wir uns, was die 
Organisation der Partei angeht, für die Zukunft fit machen. 

Wir müssen dabei flexibler werden. Nicht nur die programmatische Arbeit muß 
vorankommen, sondern wir müssen fähig sein, auch auf die Menschen zuzugehen, 
damit sie erfahren, daß wir ihre Sprache sprechen und daß wir ihre Probleme kennen. 
Am Beispiel der neuen Landesverbände sehen wir ja, daß es in unserer Bevölkerung 
sehr viel mehr junge Talente gibt, als in unseren Kreisverbänden gemeinhin angenom­
men wird. Nur müssen sie eben das Gefühl haben, daß sie erwünscht sind, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall) 

Wir sind hierher nach Dresden gekommen, um ganz offen über die Frage des 
Zusammenwachsens unserer Partei zu sprechen - was ja ein Problem ist, wie es sich 
nicht allein bei uns stellt. Ich finde das, was andere in diesem Zusammenhang in den 
letzten Monaten gesagt haben, ziemlich überheblich. Ich erinnere mich an einen 
Partei Vorsitzenden, der beschworen hat, das Problem gäbe es überhaupt nicht. Naja, 
dann war er auf dem FDP-Parteitag und hat ertebt, daß ihn die Probleme eingeholt 
hatten. Ich glaube also, es ist sehr viel besser, wenn sich jeder zunächst um sich 
selbst kümmert und versucht, seiner eigenen Verantwortung gerecht zu werden. 

Ich sage das übrigens auch im Blick auf die deutsche Sozialdemokratie; denn so 
einfach, wie es jetzt in Bonn gelegentlich dargestellt wird, war der Ablauf der 
Geschichte nach 1945 nicht. Auch dazu läßt sich sehr, sehr viel sagen. 

(Beifall) 
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Seit dem 1. Oktober 1990 sind wir ein gutes Stücl< vorangekommen. Aber wir wissen 
auch, daß noch viel zu tun ist. Unser Umgang untereinander muß geprägt sein von 
gegenseitigem Verständnis und Geduld. Wie wir miteinander umgehen - das sollten 
wir uns immer wieder klar machen - , ist exemplarisch für den Umgang der Deutschen 
untereinander. 

Das wichtigste ist, daß wir uns dabei nicht von vorgefaßten Meinungen leiten lassen. 
Das gilt nicht zuletzt im Blick auf die Vergangenheit. Es ist richtig, daß die 
Vergangenheit der CDU in den neuen Bundesländern Teil der Geschichte der CDU 
Deutschlands ist und daß wir uns gemeinsam dieser Geschichte zu stellen haben. 
Dabei rate ich all denen, die - wie ich - in den westlichen Bundesländern gelebt haben, 
zur Zurückhaltung. Es geht vor allem darum, in den Orts-, Kreis-, Bezirks- und 
Landesverbänden der neuen Bundesländer das fortzuführen und, wie ich hoffe, zu 
einem guten Ende zu bringen, was nicht erst jetzt - ich blicke Lothar de iViaiziere an -, 
sondern schon 1989/1990 begonnen wurde. Es geht darum, daß man vor Ort darüber 
diskutiert, wie sich der einzelne in der Vergangenheit verhalten hat und ob das 
Konsequenzen haben sollte oder nicht. 

In unserer Dresdner Erklärung, die wir am Dienstag verabschieden wollen, heißt es: 

Das Verhalten und die Konflikte unter den Bedingungen einer Diktatur können 
am ehesten diejenigen beurteilen, die unter solchen Bedingungen zu leben 
hatten. Pauschale Urteile versperren den Zugang zur Wahrheit ebenso wie 
Versuche, notwendigen Diskussionen auszuweichen und Klärungen zu ver­
schleppen. Erforderlich sind daher ein fairer Umgang mit Personen und eine 
differenzierte Bewertung von Fakten. 

(Beifall) 

Diese Sätze halte ich für sehr, sehr wichtig. 

Ich will es so formulieren, wie ich es für mich ganz persönlich im Bundestag schon 
einmal formuliert habe. Ich glaube, es ist wichtig, Ihnen dies als die Meinung des 
Parteivorsitzenden zur Kenntnis zu geben. Ich hatte das Glück, 1930 am Rhein 
geboren zu werden. Als ich zu Weihnachten 1946 als Schüler zur Partei kam, lag 
meine Heimatstadt Ludwigshafen in der französischen Besatzungszone, im westli­
chen Teil Deutschlands. Wenn ich in jenen Tagen in Leipzig gelebt hätte, wäre ich auf 
Grund meines Elternhauses mit größter Wahrscheinlichkeit ebenfalls in die CDU 
eingetreten, vor allem schon deswegen, weil für mich und meine Freunde die CDU 
damals die Partei von Jakob Kaiser und Andreas Hermes war. Das waren für uns 
leuchtende Vorbilder. 

(Beifall) 

Es war die Partei jenes Andreas Hermes, der unmittelbar vor seiner Wahl zum 
Partei vorsitzenden aus der Todeszelle von Plötzensee herausgekommen war. Es war 
die Partei Jakob Kaisers und Ernst Lemmers. 

Liebe Freunde, in jener Zeit sind Hunderttausende in die CDU eingetreten. Viele haben 
die Partei später wieder verlassen. Nicht wenige sind wegen ihrer politischen Überzeu­
gung geflohen. Nicht wenige wurden verhaftet oder verschleppt. Wir wissen bis heute 
nicht genau, wie viele von ihnen in Workuta oder in Buchenwald umgekommen sind. Ein 
beachtlicher Teil der Gründergeneration ist in der Sowjetischen Besatzungszone, später 
der DDR, in der CDU geblieben. Ich sage ganz einfach: Ich wehre mich leidenschaftlich 
dagegen, daß sie pauschal verdächtigt und diffamiert werden. 

(Lebhafter Beifall) 
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Und ich füge für mich persönlich hinzu: Ich weiß nicht, welchen Weg ich genommen 
hätte. Ob ich in jenen Tagen, als die Chance dazu noch bestand, in den Westen 
gegangen wäre, ob ich die Kraft zum Widerstand gehabt hätte, ob ich Bautzen riskiert 
hätte - oder ob ich mir eine Nische gesucht hätte und Kompromisse eingegangen 
wäre: Ich weiß es nicht. Aber weil ich es nicht weiß und viele es für sich ebenfalls nicht 
wissen können, rate ich uns, nicht mit Besserwisserei oder gar mit Arroganz an diese 
Frage heranzugehen. 

(Lebhafter Beifall) 

Liebe Freunde, das gehört ebenso zur Aussöhnung wie das Aussprechen der 
Wahrheit. Dazu gehört noch etwas, nämlich unser Respekt vor jenen, die den Mut 
hatten, mit allen Konsequenzen dem SED-Regime entgegenzutreten, und die zum 
Teil schwerste Opfer haben bringen müssen. 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 

Wer nun das zurückliegende Jahr überblickt, wird zustimmen müssen, wenn ich sage: 
Die Vereinigung ist unserer Partei in vielfältiger Form zugute gekommen. Es ist doch 
ein Gewinn, daß der Mitgliederanteil in der Altersgruppe der 25- bis 40jährigen in den 
Landesverbänden der neuen Bundesländer fast doppelt so groß ist wie in den alten 
Bundesländern, 

(Beifall) 

daß der Anteil der weiblichen Mitglieder dort doppelt so groß ist wie jener in den alten 
Bundesländern. 

(Beifall) 

Ich weiß nicht, worauf das beruht. Vielleicht ist das paschahafte Verhalten unter dem 
Eindruck des Sozialismus früher abgebaut worden. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Gewonnen, liebe Freunde, hat auch die Bundestagsfraktion. Wenn Sie heute das 
Bundestagshandbuch zur Hand nehmen und die Vielfalt der Berufe sehen, so stellen 
Sie fest, daß eine erfreuliche Entwicklung zu registrieren ist. Daß in diesem technisch 
und riaturwissenschaftlich geprägten Zeitalter endlich wieder viele Abgeordnete aus 
naturwissenschaftlichen Berufen kommen, finde ich gut. Daß Mediziner zu uns 
kommen, nicht um über dieses oder jenes Gesetz zu klagen, sondern um mitzuarbei­
ten, finde ich sehr gut, um ein weiteres Beispiel hinzuzufügen. 

(Beifall) 

Ist es nicht eine phantastische Chance für uns alle, daß wir jetzt in den neuen 
Bundesländern mehr als 7 000 Mandatsträger und überwiegend die Bürgermeister 
und Landräte stellen? Sie sind natürlich nicht so routiniert, natürlich nicht so 
ausgebufft, daß sie jede Finanzierungsquelle sofort auszuschöpfen wissen. Eines 
haben sie im Regelfall freilich schon gelernt, nämlich zu sagen: Der Bund muß mehr 
tun. - Das ist eine Sache, die Bürgermeister und Landräte auch in den neuen 
Bundesländern längst gelernt haben. 

(Heiterkeit) 

Man muß sich aber einmal vorstellen, was dort von Männern und Frauen geleistet 
wird, die vor zwei Jahren nicht im Traum daran dachten, daß sie Bürgermeister oder 
Landräte werden würden. 

(Lebhafter Beifall) 
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Wenn man sieht, wie manciimal - mehr oder minder elegant - die Planung 
kommunalpolitischer Karrieren in der alten Bundesrepublik erfolgt, wie in der KPV -
ich schaue jetzt Horst Waffenschmidt an - sorgfältig besprochen wird, wer zu einem 
bestimmten Zeitpunkt zur Verfügung steht und was man für ihn tun kann, dann hat 
man um so größeren Respekt vor denen, die über Nacht Bürgermeister oder Landrat 
geworden sind und jetzt voll gefordert werden. 

(Beifall) 
Voneinander lernen ist keine Einbahnstraße. Das gilt auch für das Gespräch mit 
jungen Leuten. Ich war vor einigen Wochen bei einer Tagung des RCDS in Jena. Die 
Begegnung mit diesen jungen Leuten, die einen völlig neuen Horizont haben, die sich 
verständlicherweise natürlich auch schwertun, sich unter den veränderten Bedingun­
gen zurechtzufinden, ist immer eine großartige Erfahrung. Ich finde überhaupt, daß -
trotz aller Probleme - die deutsche Einheit eine Riesenchance eröffnet: daß so etwas 
wie Aufbruchsstimmung herrscht; daß wir ausgetretene Pfade verlassen können, um 
etwas Neues zu tun, was noch nicht dagewesen ist; daß wir uns wieder etwas 
zutrauen, daß wir sagen: Wir packen es und'wir schaffen es. 

(Lebhafter Beifall) 
Liebe Freunde, damit bin ich beim Thema Maastricht, beim Thema Europa. Wenn Sie 
sich die Pressekommentare in Europa und weltweit anschauen, dann können Sie - bei 
aller Kritik in diesem oder jenem Punkt - einen Tenor feststellen: Die Deutschen haben 
den entscheidenden Beitrag zum Durchbruch nach Europa geleistet. Die Deutschen 
wollen nicht zurück zum nationalstaatlichen Denken, das uns in der ersten Hälfte des 
Jahrhunderts soviel Elend gebracht hat. Die Deutschen sind engagierte Europäer, 
weil sie einen Beitrag zum Frieden leisten wollen. Natürlich ist auf diesem Weg noch 
manches zu tun. Natürlich gibt es auch Risiken. Wenn Konrad Adenauer zu Beginn der 
Diskussion über die Europäische Verteidigungsgemeinschaft eine Volksabstimmung 
hätte durchführen lassen, hätte er womöglich keine Mehrheit bekommen. Wenn er 
über die Wiederbewaffnung hätte abstimmen lassen, hätte er keine Mehrheit 
bekommen. Sie machen sich doch hoffentlich keine Illusionen: Beim Stationierungs­
beschluß 1983 wäre es mit einer Mehrheit auch nicht ganz einfach gewesen. 

(Heiterkeit) 
Wir wollen uns jetzt nichts in die Tasche lügen. Wir wissen doch, wie es war. 
Führen heißt eine Vision in die Realität umsetzen. Die deutsche Einheit, die 
europäische Einigung waren immer unsere Visionen. Jetzt realisieren wir die europä­
ische Einigung, weil es dem Frieden, weil es der Freiheit, weil es der Zukunft dient. 

(Lebhafter Beifall) 
Dieses Europa darf keine Festung werden, in der wir uns vor den anderen abschotten. 
Es muß offen sein. Deswegen wollen wir, daß die Schweden - ich habe bereits 
unseren Freund Carl Bildt angesprochen -, deswegen wollen wir, daß die Österreicher, 
deswegen hoffen wir, daß die Finnen bis 1995 in die Gemeinschaft aufgenommen 
werden. Für einen späteren Zeitpunkt, der in nicht allzu weiter Ferne liegen sollte, 
wünsche ich mir, daß Polen, die CSFR und Ungarn der Gemeinschaft beitreten 
können, sobald sie - auch mit unserer Hilfe - die Voraussetzungen für eine 
Mitgliedschaft erfüllen. 

(Beifall) 
Krakau liegt nicht in Osteuropa, Krakau liegt in Mitteleuropa. Man kann es gar nicht oft 
genug sagen. 

(Beifall) 
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Deshalb wollen wir Hilfe zur Selbsthilfe geben - den Menschen in der bisherigen 
Sowjetunion jetzt, mitten im Winter, vor allem Hilfe gegen Hunger und Elend. Als ich im 
Sommer mit Michail Gorbatschow In Kiew war, gab es neben vielem, was mich 
beeindruckt hat, eine Begegnung mit einer ganzen Zahl alter Frauen, die sich für die 
deutsche Hilfe im Winter 1990/91 bedankt haben. Diese Frauen haben dann erzählt, 
wie es war, als die Deutschen im Krieg dort waren, sie haben erzählt, wie es war, als 
sie nächste Familienangehörige verloren haben. Ich habe erzählt, wie es in meiner 
eigenen Familie war. Dabei konnte man erkennen, daß die Brücke der Menschlichkeit, 
die wir jetzt schlagen können, nicht nur für den Tag wichtig ist, sondern daß sich hier 
in beide Richtungen ein Strom von Sympathie und Zuneigung zwischen den Völkern 
bewegt - und das ist ein Werk des Friedens. Der Satz „Von deutschem Boden soll 
Frieden ausgehen" gefällt mir gut, aber er darf nicht in der Theorie steckenbleiben. 
Wenn wir gefordert sind, in bitterer Not zu helfen, dann müssen wir wissen: Wir sind 
eines der reichsten Länder dieser Erde und wollen das tun, was wir tun können. 

(Beifall) 

In meiner ersten Regierungserklärung 1982 - das habe ich schon erwähnt - sagte ich: 
„Wir wollen Frieden schaffen mit weniger Waffen!" Wir haben in den letzten Jahren 
großartige Erfolge bei Abrüstung und Rüstungskontrolle erzielt. Bis 1994 wird die 
Bundeswehr zeitgleich mit dem Abzug der Westgruppe der sowjetischen Streitkräfte 
auf 370 000 Mann vermindert, alle Mittelstreckenwaffen weltweit sind bereits 
verschrottet, Kurzstreckenwaffen werden jetzt um 80 % vermindert, auf deutschem 
Boden wird es künftig keine landgestützten Nuklearwaffen mehr geben, alle chemi­
schen Waffen - die Amerikaner haben Wort gehalten - sind von deutschem Boden 
abgezogen. Trotzdem spüren wir gerade in diesen Tagen, daß wir die NATO auch in 
Zukunft brauchen, daß Sicherheitsrisiken bleiben, daß neue Sicherheitsrisiken hinzu­
kommen können und daß es eine absolute Torheit wäre, auf Forderungen nach 
Abschaffung der Bundeswehr einzugehen. Wir brauchen auch als vereintes Deutsch­
land im Rahmen der neuen europäischen Sicherheitsidentität, die wir in Maastricht 
beschlossen haben, eine einsatzfähige Bundeswehr, und wir sagen Ja zu dieser 
Bundeswehr. 

(Beifall) 

Denn ohne unseren Beitrag zur Lastenteilung innerhalb des Bündnisses werden die 
Amerikaner nicht bei uns in Europa bleiben. Wir brauchen auch in Zukunft die 
amerikanische Präsenz in Europa. Das, was wir jetzt in der Gemeinschaft im Blick auf 
eine gemeinsame Außen-, Sicherheits- und schließlich auch Verteidigungspolitik der 
Europäer diskutiert und beschlossen haben, ist ja nicht gegen die NATO gerichtet, 
sondern darauf, daß wir den europäischen Pfeiler innerhalb der NATO gemeinsam mit 
unseren Freunden stärken. Dies erfordert nicht zuletzt, daß wir auch weiterhin zu 
unseren Soldaten stehen. Es kann nicht angehen, daß nur die Gegner der Bundeswehr 
sich zu Wort melden. Sie können ihre Meinung doch deshalb frei zum Ausdruck 
bringen, weil die Soldaten der Bundeswehr, die Armee unserer Söhne, in den 
vergangenen Jahrzehnten ihre Pflicht getan haben. 

(Beifall) 

Wir wollen auch zu weltweiter Partnerschaft unseren Beitrag leisten und uns an der 
Lösung globaler Aufgaben der Zukunft aktiv beteiligen. Die Armut in den Ländern der 
Dritten Welt, Krankheit, Hunger, Umweltzerstörung zu bekämpfen, das ist doch nicht 
irgendein Thema, das ist für Christliche Demokraten ein zentrales Thema. Wer zu 
Recht feststellt, daß wir die Probleme der Welt nicht in Deutschland lösen können, der 
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muß eben auch bereit sein, die Probleme dort lösen zu helfen, wo sie entstehen - vor 
Ort in den Entwicklungsländern. Ich fand es außerordentlich gut und sympathisch, 
daß sich die Junge Union auf ihrem diesjährigen Deutschlandtag mit dieser menschli­
chen und moralischen Verpflichtung befaßt hat. Es ist wichtig, daß die junge 
Generation immer wieder deutlich macht: Es geht um ihren Globus, um ihre Zukunft. 
Wir haben gemeinsam das Notwendige dazu beizutragen. 

(Beifall) 

Die Bewahrung der uns Menschen anvertrauten Schöpfung, diese Herausforderung 
können wir nur in weltweiter Partnerschaft lösen. In einem sind wir uns als Partei der 
Mitte hoffentlich einig: Es ist eine zutiefst wertkonservative Aufgabe für unsere Partei, 
daß wir die Schöpfung bewahren. Keine Generation hat das Recht, diesen Globus 
verkommen zu lassen. Wir haben vielmehr die Pflicht, den Schatz der Natur in 
bestmöglichem Zustand an nachfolgende Generationen weiterzugeben. 

(Beifall) 

Die Vernichtung der tropischen Regenwälder, das Ozonloch über der Antarktis, die 
Gefahr weltweiter Klimaveränderung betreffen die Menschen überall in der Welt, hier 
in Dresden an der Elbe genauso wie am Amazonas. Meine herzliche Bitte ist: 
Überlassen wir dies nicht einer Handvoll - oft selbsternannter - Spezialisten! Es geht 
um eine Aufgabe für uns alle! Alle Kreisverbände, alle Landesverbände, alle 
Vereinigungen sind hier angesprochen. 

Liebe Freunde, vor über 46 Jahren, am 26. Juni 1945, wurde die Christlich 
Demokratische Union Deutschlands in Berlin auch für die Sowjetische Besatzungs­
zone gegründet. Das war rund 50 Tage nach der Kapitulation. Die Gründung geschah 
mit dem Ziel, eine neue Ordnung in demokratischer Freiheit für unser Vaterland 
aufzubauen. 

Fast alle der 35 Unterzeichner dieses Aufrufs waren Verfolgte des Nazi-Regimes. 15 
von ihnen waren Beteiligte, Eingeweihte und dann auch Verfolgte im Zusammenhang 
mit dem Attentat vom 20. Juli 1944. Sie kamen zum großen Teil aus Zuchthäusern und 
Lagern des NS-Regimes. Sie standen, wie sie in ihrem Aufruf schrieben, „vor einem 
Trümmerhaufen sittlicher und materieller Werte". Sie wollten mit ihren Freunden in 
allen damaligen Besatzungszonen den geistigen und materiellen Wiederaufbau 
Deutschlands beginnen. Doch nur in den westlichen Besatzungszonen konnte dieses 
Werk konsequent verwirklicht werden. Nicht nur die Christlichen Demokraten, 
sondern unser ganzes Volk wurde gegen seinen Willen über 40 Jahre auseinanderge­
rissen. 

Heute sind wir mit diesem Parteitag in Dresden zum erstenmal in einem neuen 
Bundesland. Halten wir einen Moment inne und vergegenwärtigen wir uns, was das 
heißt! Es ist in Erfüllung gegangen, liebe Freunde, wofür die Gründergeneration 
damals angetreten ist: eine neue Ordnung in demokratischer Freiheit für unser 
Vaterland und für Europa! Deutschland ist heute ein wichtiges, ein geachtetes Glied in 
der Gemeinschaft freier Völker. Es war ein weiter Weg dorthin - aus Trümmern, aus 
weltweiter Verachtung. 

Wir, die Christlich Demokratische Union, haben diesen Weg entscheidend mitprägen 
dürfen. Das Erbe Konrad Adenauers, Ludwig Erhards und Jakob Kaisers bleibt eine 
Verpflichtung auch für die Zukunft. 

Liebe Freunde, wir haben in Schicksalsstunden unseres Volkes immer den Mut und 
die Kraft zu den notwendigen Entscheidungen gehabt. Ich bin sicher, wir werden sie 
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auch jetzt haben bei der Gestaltung der inneren Einheit, bei der Wahrnehmung 
unserer größer gewordenen Aufgaben für eine friedlichere Welt, für Freiheit und 
Zukunft. Ich möchte uns dazu einladen, mit IVlut und Entschiedenheit gemeinsam 
diesen Weg zu gehen. 

(Langanhaltender lebhafter Beifall -
Die Delegierten erheben sich) 

Dr. Alfred Gomolka, Tagungspräsidium: Ich danl<e unserem Parteivorsitzenden für 
seinen Bericht. 

Meine Damen und Herren, zwei Dinge sind wohl beeindruckend deutlich geworden: 
die Weitsicht und die Konsequenz, die sich nicht nur in diesem Bericht, sondern auch 
in allen Handlungen und Entscheidungen wiedergefunden haben. Diese Weitsicht 
und diese Konsequenz werden ganz sicherlich auch in Zukunft von den Bürgern in 
diesem Lande unterstützt werden. 

Ich rufe nunmehr TAGESORDNUNGSPUNKT 9 auf: 

Bericht des Generalsekretärs der CDU Deutschlands, 
Volker Rühe MdB 

Ich erteile das Wort unserem Generalsekretär Volker Rühe. 

Volker Rühe, Generalsekretär der CDU (mit Beifall begrüßt): Herr Vorsitzender! Liebe 
Freunde! Am Anfang meines Rechenschaftsberichts sollen drei Feststellungen 
stehen. 

Erstens: Im kommenden Jahr wird die Regierung Helmut Kohl zehn Jahre im Amt sein. 
Ich denke, Sie werden alle zustimmen: Das waren zehn gute Jahre für Deutschland. 

(Beifall) 

Ich weiß nicht, ob wir uns angesichts der dramatischen Veränderungen in den letzten 
beiden Jahren immer bewußt sind, was in diesen zehn Jahren bewirkt worden Ist. 
Helmut Kohl hat vieles angesprochen, Ihnen die Zahlen zur Abrüstung genannt. Wir 
haben die Abrüstung heute weiter vorangetrieben, als die eifrigsten Ostermarschierer 
je gefordert haben; denn die haben bekanntlich immer nur einseitige Abrüstung 
gefordert. 

Unsere Strategie war richtig. Wer den politischen Konflikt beseitigt - wie die Spaltung 
Deutschlands und Europas - , kann dann auch kräftig abrüsten. Viele Schwerter sind 
inzwischen zu Pflugscharen geworden, weil Freiheit und Menschenrechte in ganz 
Deutschland und in ganz Europa verwirklicht wurden. 

Ich erinnere an die Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft, unsere Politik für die 
Familien, die Umweltpolitik. Wir haben als erste Partei Europas den Katalysator und 
bleifreies Benzin durchgesetzt. Und es war nicht zuletzt die CDU, die in Europa die 
Politische Union und die Wirtschafts- und Währungsunion entscheidend vorange­
bracht sowie die Einheit und Freiheit unseres Vaterlandes wiederhergestellt hat. Das 
alles war nicht selbstverständlich, sondern ist das Ergebnis einer guten Politik, die von 
uns entwickelt und durchgesetzt wurde. 

Zweitens: In wenigen Jahren geht dieses Jahrhundert zu Ende. Was werden Historiker 
dann über die zweite Hälfte dieses Jahrhunderts schreiben? Sie werden schreiben -
so denke ich - , daß zwei Politiker die deutsche Geschichte dieser Jahre nachhaltig 
geprägt haben: Konrad Adenauer und Helmut Kohl. 

(Beifall) 
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Sie werden weiter schreiben, daß nach dem Zweiten Weltkrieg alle wesentlichen 
politischen Entscheidungen in Deutschland von der Union getroffen worden sind. 
Darauf, liebe Freunde, können wir stolz sein. Die deutsche Geschichte der zweiten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts ist durch uns und durch unsere Ideen geprägt worden. 

(Beifall) 

Drittens: Wir haben nicht nur alle wesentlichen Entscheidungen getroffen. Noch 
wichtiger ist: Wir haben jedenfalls alle wesentlichen Entscheidungen richtig getroffen. 
Wo stünden wir heute in Europa, wenn wir in den 50er Jahren nicht die Entscheidung 
für die Westbindung und für das Atlantische Bündnis gegen den erbitterten Wider­
stand der SPD durchgesetzt hätten? Von der historischen Entscheidung Anfang der 
80er Jahre im Zusammenhang mit dem NATO-Doppelbeschluß ist schon gesprochen 
worden. 

Was wäre schließlich aus Deutschland geworden, wenn wir 1990 dem Rat der 
Sozialdemokraten gefolgt wären und die Einheit unseres Vaterlandes weniger zügig 
angestrebt hätten? Die Sozialdemokraten hatten damals einen spöttischen Slogan, 
mit dem sie uns entgegengetreten sind. Sie haben gesprochen von „Deutschland, 
eilig Vaterland". Heute weiß jeder Deutsche angesichts der Entwicklung in der 
Sowjetunion: Wenn wir es mit unserem Vaterland nicht so eilig gehabt hätten, hätten 
wir die Einheit unseres Vaterlandes nicht erreichen können! 

(Beifall) 

Liebe Freunde, auf unsere Leistungen in der Vergangenheit können wir zu Recht stolz 
sein. Sie geben uns das notwendige Selbstbewußtsein und Vertrauen in unsere 
Leistungskraft, um auch in politisch stürmischen Zeiten Kurs halten zu können. Aber 
wir dürfen uns angesichts unserer Leistungen nicht selbstzufrieden zurücklehnen. Wir 
müssen als Partei fit bleiben und, wo das nötig ist, wieder fit werden für die großen 
Herausforderungen, die vor uns liegen. 

In den 80er Jahren haben wir den Generationswechsel verschleppt, und die Formen 
unserer Parteiarbeit entsprechen längst nicht immer den Erwartungen der Bürger an 
uns. Deshalb, so meine ich, müssen wir die begonnenen Reformen konsequent 
fortsetzen. Vier Aufgaben halte ich für vordringlich. 

Erstens: Jedes Jahr wächst das Durchschnittsalter unserer Mitgliedschaft um'etwa 
ein halbes Jahr. Bei den unter 30jährigen sind wir inzwischen stark unterrepräsentiert. 
Zum Charakter einer Volkspartei gehört aber, daß sich möglichst alle Generationen in 
der Struktur der Mitgliedschaft widerspiegeln. 

Zweitens: 27 % der SPD-Mitglieder und 25,6 % der CDU-Mitglieder sind Frauen. Ob 
mit oder ohne Quote: Zu wenige Frauen - vor allem jüngere Frauen - fühlen sich von 
der Arbeit der politischen Parteien so angesprochen, daß sie sich auch als Mitglied 
engagieren. 

Wenn fast ein Viertel aller CDU-Ortsverbände - wir haben das ganz nüchtern 
analysiert, und es unterscheidet uns von den anderen Parteien, daß wir uns dieser 
Diskussion offen stellen - keine oder nur eine einzige Frau als Mitglied hat, dann 
bedeutet das in aller Regel, daß Themen, die junge Frauen und Familien besonders 
betreffen, in diesem Ortsverband keine Rolle spielen und auch von niemandem in der 
örtlichen CDU glaubwürdig vertreten werden. Damit aber wird ein wesentlicher 
Bestandteil unserer politischen Identität vielerorts überhaupt nicht mehr sichtbar. 
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Die Gründe für diesen Zustand sind siclierlich vielfältig. Wir sollten sie nicht zuletzt in 
unserer Arbeitsweise suchen. Bieten wir wirklich Themen und Aktionsformen an, die 
besonders Frauen interessieren? Nehmen wir bei der Veranstaltungsplanung Rück­
sicht auf Frauen mit kleinen Kindern, die eher am Nachmittag, kaum aber am Abend 
Zeit haben? 

Müßten wir nicht viel mehr Möglichkeiten schaffen, damit Frauen sich in der CDU nur 
für ein ganz bestimmtes Anliegen und auch nur auf Zeit engagieren, ohne Mitglied zu 
werden? 

Ist es wirklich notwendig, daß eine Mutter, die sich z.B. für die Sicherheit Ihrer Kinder 
auf dem Schulweg einsetzt, sich an Bürgerinitiativen wenden muß? Warum machen 
wir nicht ein Angebot auf Zeit auch für eine solche Zusammenarbeit mit der CDU? 

(Beifall) 

Man muß ja nicht immer gleich in die CDU eintreten, sondern es muß auch möglich 
sein, andere Formen der Zusammenarbeit auszuprobieren und dann später vielleicht 
eine festere Bindung einzugehen. 

Die Anziehungskraft einer politischen Arbeit aber hängt nicht nur von dem Programm 
ab, das sie sich gibt, sondern entscheidend auch von den Persönlichkeiten, mit denen 
die Partei in wichtigen Politikbereichen identifiziert wird. Wer mehr Frauen, wer mehr 
junge Menschen in der CDU haben will, der muß zunächst einmal dafür sorgen, daß 
mehr Frauen und mehr junge Menschen in dter CDU politische Verantwortung 
übernehmen und die Partei nach außen vertreten. 

(Beifall) 

Ich freue mich über den Beifall, aber, liebe Freunde, das ist eine politische 
Führungsaufgabe, eine Aufgabe, die nicht nur auf der Bundesebene wahrgenommen 
werden muß, sondern in allen Orts-, Kreis-, Bezirks- und auch Landesverbänden; 
denn auch dort kann man sich Frauen an der Spitze durchaus vorstellen. • 

(Beifall) 

Drittens: Wir werden im Jahr 1992 eine Offensive der Parteiarbeit starten, um für das 
SuperWahljahr 1994 fit zu werden. Wir müssen sehr selbstkritisch prüfen, ob unsere 
Arbeitsweisen, ob unsere Veranstaltungsformen noch zeitgemäß sind. Wieviel Zeit 
wenden wir eigentlich auf, um uns in Vorständen, internen Arbeitskreisen und 
Parteiversammlungen mit uns selbst zu beschäftigen? Wieviel Zeit bleibt uns 
eigentlich für das Gespräch mit Bürgergruppen und -initiativen? Wie attraktiv sind 
unsere Veranstaltungen im Wettbewerb mit anderen Möglichkeiten, die Freizeit zu 
gestalten? Wieviele Chancen räumen wir kreativen Seiteneinsteigern in die Politik ein? 

Ich bin fest davon überzeugt, daß wir nicht nur unsere Arbeitsweise, sondern auch 
unsere Denkweise überprüfen müssen. 

(Vereinzelt Beifall) 

Um wirklich Volkspartei bleiben zu können, müssen wir auf ein breiteres Spektrum 
unserer Wählerschaft eingehen. Gefordert sind von uns mehr Offenheit und mehr 
Pluralität. Das muß auch innerparteilich verkraftet werden. Notwendig ist eine größere 
Bereitschaft, die geistige Auseinandersetzung mit Menschen und Gruppen auch 
außerhalb der CDU zu suchen, unterschiedliche Meinungen zu ertragen und eine 
diskussionsfreudige und in einem guten Sinne streitbare Partei zu sein. 
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Ich bin für eine spannende Partei, wie das in diesen Tagen auch wieder angeregt 
worden ist, aber spannend ist es vor allem dann, wenn man sich wirklich schwierigen, 
auch schmerzhaften Diskussionen stellt. 

Ich glaube mit den offenen Diskussionsforen, die wir morgen hier in Dresden 
durchführen, können wir einen Beitrag leisten, um das offene Gespräch zu pflegen. 

Die Erneuerung unseres Grundsatzprogramms schafft eine hervorragende Möglich­
keit, neben der organisatorischen Reform auch unser inhaltliches Profil neu zu 
schärfen. 

Viertens: In den neuen Landesverbänden ist im zurückliegenden Jahr eine tiefgrei­
fende Organisationsreform in Angriff genommen worden. Es wurden neue Arbeits­
strukturen geschaffen, die Zahl der Kreisgeschäftsstellen ist von über 200 auf rund 80 
verringert worden. Ich meine, daß hier insgesamt eine Leistung erbracht worden ist, 
für die ich den Kollegen in den neuen Ländern - und wir alle - ein Wort des Dankes und 
der Anerkennung sagen möchte; denn das ist eine gewaltige Umstrukturierung. 

(Beifall) 

Als Starthilfe hat die Bundespartei die neuen Landesverbände durch ein technisches 
Infrastrukturprogramm unterstützt. Auch in den kommenden Jahren müssen wir dort 
beim Aufbau der Parteiarbeit helfen. Der Parteivorsitzende hat sich deshalb in diesen 
Tagen an alle Mitglieder der westlichen Pärteigliederungen gewandt und sie um einen 
Solidarbeitrag zur Unterstützung dieser Aufbauarbeit gebeten. Auch ich möchte an 
Sie appellieren: Helfen Sie mit, daß der Aufbau in den neuen Landesverbänden 
gelingen kann! Ein Erfolg liegt in unser aller Interesse. Wir sind e i n e CDU, und nur 
wenn alle Gliederungen in der Lage sind, erfolgreich zu arbeiten, wird auch die CDU 
insgesamt erfolgreich arbeiten können. 

Ich verweise im übrigen auf den Rechenschaftsbericht der Bundesgeschäftsstelle, 
was die Arbeit als wiedervereinigte Partei im ersten Jahr angeht. 

Lassen Sie mich an dieser Stelle ein Wort des Dances sagen an unseren Bundesge­
schäftsführer Wilhelm Staudacher und alle Mitarbeiter in Bonn für ihre hervorragende 
Arbeit und ihren großen Einsatz. 

(Beifall) 

Ich weiß nicht, wieviele es wissen - oder schon verdrängt haben - : Wir hatten im Jahre 
1989 eine äußerst komplizierte Finanzsituation, um es zurückhaltend auszudrücken. 
Wir haben daraufhin entscheidende Einsparungen auch in der Bundesgeschäftsstelle 
vorgenommen. Und ich muß Ihnen sagen, ich bin stolz darauf, daß wir heute mit 50 
Mitarbeitern weniger arbeiten als vor der deutschen Einheit, d.h. eine viel größere 
Aufgabe bewältigen mit sehr viel weniger Mitarbeitern. Das ist ein gewaltiger Beitrag 
zu der notwendigen Sparsamkeit in der Partei. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, in den vergangenen Monaten ist vor allem in den neuen Landesverbän­
den eine intensive, aber auch sehr schwierige Diskussion über die Bewältigung der 
Vergangenheit geführt worden. Ich glaube, es war richtig, daß wir uns als Partei dieser 
Diskussion gestellt haben. Sie wird uns -trotz aller Schwierigkeiten - letztlich stärken 
und nicht schwächen, weil wir dadurch Glaubwürdigkeit gewinnen. Das Vertrauen der 
Bürger werden diejenigen gewinnen, die sich offen und vorbehaltlos ihrer Geschichte 
stellen. 
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Beispielgebend in dieser Diskussion sind der Görlitzer Leitantrag der sächsischen 
CDU und die Arbeitsergebnisse, die von der Reformkommission der Thüringer CDU 
unter Minister Zeh entwickelt wurden. Und allein schon die Tatsache, daß diese 
beiden wichtigsten Arbeitsergebnisse In den neuen Bundesländern entwickelt wur­
den, zeigt, daß die Diskussion im Kern dort geführt wird, weil auch die Menschen in 
den neuen Bundesländern vor allen Dingen auf eine solche Diskussion hoffen. 

Wir freuen uns über die langjährigen Mitglieder in den östlichen CDU-Landesverbän­
den, die als Christen in der Vergangenheit vielfach an der Basis der Partei Zuflucht 
gefunden haben. Wir freuen uns aber auch über solche neuen Mitglieder, die aktiv 
gegen das SED-Regime Widerstand geleistet haben. Ich freue mich z.B., daß ein 
Mann wie Pfarrer Rainer Eppelmann heute Mitglied der CDU ist, daß er zu uns gehört 
und mit uns zusammen kämpft. 

(Beifall) 

Andere Parteien versuchen noch immer, dem Thema zu entkommen. Ich bin aber 
überzeugt, es wird ihnen nicht gelingen. Der SPD-Vorsitzende Engholm hat in seiner 
Bremer Parteitagsrede behauptet: „Was im Osten Deutschlands gescheitert ist, kann 
mit unserem Namen nicht verbunden werden. Kommunismus und Sozialdemokratie 
sind traditionell gekennzeichnet durch unüberbrückbare Gegensätze." 

Ich glaube, Herr Engholm hat hier ein sehr kurzes Gedächtnis. Denn wo waren diese 
unüberbrückbaren Gegensätze, als die Sozialdemokraten der SED in einem gemein­
samen Papier den Anspruch bestätigten, „Demokratie und Menschenrechte zu 
verwirklichen"? Was war das denn anderes als Wandel durch Anbiederung?! 

(Beifall) 

Und ich frage weiter: Wo waren diese unüberbrückbaren Gegensätze, als Teile der 
SPD der KPD die Hand entgegenstreckten und die SED damit erst möglich wurde im 
östlichen Teil Deutschlands? 

Und wo sind diese unüberbrückbaren Gegensätze heute, wenn Herr Engholm 
ehemalige SED-Mitglieder öffentlich zum Eintritt in die SPD ermuntert? Ich frage mich, 
wie solches Werben um SED-Mitglieder heute auf jene Regimegegner wirken muß, 
die 1989 die SPD in der DDR neu gegründet haben. 

(Vereinzelt Beifall) 

Die SPD hatte in der Vergangenheit, wie es die Bürgerrechtlerin Freya Klier einmal 
formuliert hat, dem „erzreaktionären SED-Klüngel die Absolution erteilt". Bevor das 
nicht aufgearbeitet ist, können die Sozialdemokraten nicht glaubwürdig um neues 
Vertrauen werben. 

Auch die FDP wird nicht umhin kommen, sich der Vergangenheit der LDPD und NDPD 
zu stellen. Man kann nicht deren umfangreiches Parteivermögen in den neuen 
Ländern schlucken, ohne zu fragen, unter welchen Bedingungen dieses Vermögen 
erworben wurde, nämlich im wesentlichen durch direkte Zuwendungen von der SED! 

(Beifall) 

Nein, hier muß man einen klaren Schlußstrich unter die Vergangenheit ziehen, wenn 
man Glaubwürdigkeit erreichen will. 

(Beifall) 

Wir jedenfalls wollen mit dem finanziellen Gebaren der SED nichts zu tun haben. 
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Liebe Freunde, wir haben in diesem ersten Jahr der Einheit weitreichende Entschei­
dungen treffen und auch als Partei vertreten müssen. Rücl<sthläge und Verluste 
waren zu verkraften. Es ist richtig: Die CDU trägt die Hauptlast bei der Vollendung der 
inneren Einheit. 

Bei aller Genugtuung über das bisher Erreichte bleiben wir dennoch nüchtern. Die 
Schwierigkeiten, die vor uns liegen, müssen offen angesprochen werden. Dann, 
glaube ich, werden wir die Menschen auch davon überzeugen, daß wir die Partei sind, 
die am ehesten mit diesen Schwierigkeiten fertigwerden kann. 

Wenn Sie sich die Führungsdiskussionen der SPD heute anschauen, dann müssen 
Sie feststellen, daß sie nicht einmal die Zeit hat, politische Alternativen zu entwickeln. 
Sie beschäftigen sich fast ausschließlich mit internen Führungsproblemen und sind 
unfähig, Konzepte für die Bewältigung der Herausforderungen zu entwickeln, vor 
denen unser Land jetzt steht. 

Es entspricht dem normalen demokratischen Wettbewerb - wir kennen das aus der 
eigenen Partei - , sich um Führungsaufgaben zu bewerben. In der SPD aber gibt es im 
Augenblick einen Wettlauf darum, Verantwortung n i c h t übernehmen zu müssen. Die 
Kanzlerkandidatur wird in der SPD herumgereicht wie eine heiße Kartoffel. Ich meine, 
wer so wenig zur Übernahme von Verantwortung in der eigenen Partei bereit ist, der ist 
auch unfähig, Verantwortung für Deutschland zu tragen. 

(Beifall) 

Wer von uns hat nicht schon von der Toskana gehört, und wer liebt sie nicht, diese 
herrliche europäische Landschaft, diese wunderschöne Region? Wer möchte dort 
nicht Urlaub machen? Aber eines muß man auch sagen: Der Weg ins Kanzleramt führt 
ganz gewiß nicht über die Toskana. Das müssen die Herren von der Sozialdemokratie 
noch begreifen. 

(Vereinzelter Beifall) 

Im übrigen bin ich auch ganz sicher: Die Deutschen wählen niemanden zum Kanzler, 
der stolz darauf ist, daß er seinen Arbeitstag gelegentlich erst um 10 Uhr morgens 
beginnt. Die Deutschen wissen nämlich ganz genau, daß es harte Arbeit erfordert, um 
dieses Land durch die Schwierigkeiten hindurchzusteuern. 

(Beifall) 

Seit einiger Zeit gibt es in der deutschen Politik einen neuen Begriff: die „Ampel-Koali­
tion" - ein Bündnis von Roten, Gelben und Grünen. Das klingt zunächst harmlos und 
sogar hilfreich, denn eine Ampel soll ja den Verkehr sichern. 

Aber die Bündnisse von SPD, FDP und Grünen in Brandenburg und Bremen sind alles 
andere als harmlos; sie sind in Wirklichkeit Bündnisse gegen die Bürger. Diese 
Ampeln zeigen nur eine Farbe, nämlich Rot für die Anliegen der Bürger. 

Das Land Brandenburg etwa braucht - wie alle neuen Bundesländer - schnell 
Entscheidungen zur Lösung der großen Infrastrukturprobleme. Aber die dort regie­
rende Ampel-Koalition unter Ministerpräsident Stolpe hat aus parteipolitischen 
Gründen das Beschleunigungsgesetz abgelehnt, das auch für die Bürger Branden­
burgs schnell den Bau moderner Verkehrswege ermöglichen soll. Wenn nicht andere 
Bundesländer gehandelt hätten, wäre schwerer Schaden entstanden. Dieses Beispiel 
zeigt: Solche Koalitionen sind Bündnisse gegen die Interessen der Länder, denn auch 
die Brandenburger brauchen schnelle Entscheidungen. 

(Beifall) 
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Das Bundesland Bremen befindet sich durch das Versagen eines abgewirtschafteten 
SPD-Senats in einer desolaten Situation. Es ist klar und die Umfragen haben es 
ergeben: Wer dort eine Ampel-Koalition eingeht, schafft ein Bündnis gegen die 
Bürger. Die Bürger Bremens werden durch dieses Regierungsbündnis um ihre 
Zukunft betrogen. Deswegen unterstützen wir die Kollegen in Bremen bei ihrem 
Kampf gegen dieses Bündnis gegen die Bremer Bürger. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, wir müssen bei der Bundestagswahl 1994 einerseits eine Erfolgsbilanz 
im Hinblick auf die Herstellung gleicher Lebensbedingungen in Deutschland vorwei­
sen können. Wir müssen andererseits aber auch rechtzeitig unsere Vision für die 
Zukunft Deutschlands in einem sich grundlegend ändernden Europa und in einer 
immer enger zusammenwachsenden Welt mit einem zunehmend dramatischer 
werdenden Wohlstandsgefälle entwickeln. 

Wir wollen 1994 Anerkennung für die von uns geleistete Arbeit in Deutschland. Wir kämp­
fen aber vor allem auch um ein Mandat für die Gestaltung der Zukunft in Deutschland. 

Die CDU hat in den 50er und 60er Jahren auf die damaligen Fragen der Zeit die 
richtigen Antworten gegeben. Die wesentlichen Stichworte hießen: Soziale Marktwirt-

• Schaft, Einbindung in die westliche Wertegemeinschaft und das Atlantische Bündnis. 
Von den Zielen, die wir uns damals steckten, haben wir inzwischen viel verwirklicht. 

Heute sind uns neue Herausforderungen gestellt. Jetzt müssen wir neue Antworten 
zur Lösung der Zukunftsaufgaben in einer sich verändernden Welt geben. Die 
Stichworte müssen sich ändern. Sie heißen heute: 

Erstens: Wir müssen das Prinzip der Subsidiarität konsequent verwirklichen. Wir 
müssen die Staatsaufgaben auf das wirklich Notwendige begrenzen, d. h. den 
Sozialstaat umbauen und eine neue Kultur des Helfens entwickeln. 

Zweitens: Angesichts einer zunehmend stärker werdenden internationalen Konkur­
renz müssen wir auf die Wettbewerbsfähigkeit des Industriestandortes Deutschland 
in Europa und in der Welt achten. 

Drittens: Wir wollen ein freies und geeintes Europa schaffen, in dem alle Demokratien 
unseres Kontinents ihren Platz finden, in dem Freiheit und Frieden gesichert sind und 
das in enger Zusammenarbeit zu mehr Gerechtigkeit in der Welt beiträgt. 

Wir haben viel erreicht - das gilt auch für Maastricht - , aber wir werden von unseren 
Mitbürgern auch gefragt: Was ist ein Europa wert, wenn es ihm nicht gelingt, einen 
Bürgerkrieg wie den, der im Augenblick in Jugoslawien tobt, zu beenden? 

(Beifall) 

Der Zerfall der Sowjetunion ist eine Situation ohne Beispiel in der Weltgeschichte, an 
Gefährlichkeit nicht zu vergleichen mit dem Zerfall anderer Imperien oder Weltreiche. 
Er kann sich zu einer Tragödie entwickeln. Der Westen, wir alle, haben in der 
Vergangenheit nicht nur Milliarden, sondern wahrscheinlich Billionen ausgegeben, 
damit wir uns gegen einen potentiellen Aggressor schützen. Ich meine, wir müssen 
jetzt auch Mittel einsetzen, um uns gegen unbeabsichtigte Explosionen im Zerfallspro­
zeß dieses ehemaligen potentiellen Aggressors zu schützen. Es sollte uns leichter 
fallen, zu helfen bei der Demobilisierung starker Streitkräfte, beim Abbau des 
militärisch-industriellen Komplexes. Die sozialen Folgen dieses lange ersehnten 
Prozesses müssen mit unserer Hilfe aufgefangen werden. Das ist eine entscheidende 
Aufgabe der Sicherheitspolitik in unserer Zeit. 

(Beifall) 
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Viertens: Die Bewahrung der Schöpfung ist zur Überlebens-Aufgabe geworden, bei 
der es um die Bewältigung des ökologischen Erbes des Sozialismus in Deutschland 
und Europa geht, aber auch um eine globale Umweltaußenpolitik, die mithilft, die 
natürlichen Lebensgrundlagen der Menschheit zu bewahren. 

Fünftens: Das vereinte und souveräne Deutschland muß seine größer gewordene 
Verantwortung für Freiheit, für Menschenrechte, Demokratie und Frieden In der Welt 
wahrnehmen. 

Liebe Freunde, vor uns liegen schwierige Aufgaben. Deren Lösung wird uns alle Kräfte 
abverlangen. Wir werden dieser Aufgabe nur gerecht werden, wenn wir uns nicht 
selbstzufrieden zurücklehnen, sondern wenn wir die Reform der Partei im Organisato­
rischen, In der Arbeitsweise energisch betreiben und wenn wir uns öffnen für 
schwierige Diskussionen, für alle Gruppen in der Gesellschaft, damit wir in ganz 
Deutschland eine Volkspartei werden. Dann werden wir stark genug sein, um die vor 
uns liegenden Aufgaben zu lösen und um die schwierigen Zeiten zu bewältigen. Dann 
bleiben wir die Partei für eine gute Zukunft in Deutschland. - Vielen Dank. 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 

Prof. Dr. Klaus Töpfer, Tagungspräsidium: Im Namen des Parteitags darf ich 
unserem Generalsekretär Volker Rühe sehr herzlich für seinen Bericht danken. Ich 
darf ihm aber auch herzlichen Dank sagen für die harte Arbeit, die er In den 
zurückliegenden Wochen und Monaten für diese Partei geleistet hat. 

(Beifall) 

Dies waren sicherlich die schwierigsten Aufgaben mit, die ein Generalsekretär der 
CDU je zu bewältigen gehabt hat, im wiedervereinten Deutschland eine Christlich 
Demokratische Union aufzubauen, organisatorisch, politisch, aber auch menschlich 
und grundsätzlich. Ich glaube, „Einheit leben" ist auch für unsere Partei ein wichtiges 
Motto. Herzlichen Dank, Volker Rühe! 

(Beifall) 

Ich rufe nunmehr TAGESORDNUNGSPUNKT 10 auf: 

Bericht des Vorsitzenden der CDU/CSU-Fraktion 
im Deutschen Bundestag 

Ich erteile zunächst das Wort dem Ehrenvorsitzenden der CDU/CSU-Fraktion im 
Deutschen Bundestag, unserem Freund Dr. Alfred Dregger. 

Dr. Alfred Dregger, Ehrenvorsitzender der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bun­
destag (von den Delegierten mit Beifall begrüßt): Herr Vorsitzender! Meine Damen und 
Herren! Liebe Freunde! Heute berichte ich zum neunten Mal und zugleich zum letzten 
Mal über die Arbeit der CDU/CSU-Fraktion. Wolfgang Schäuble, der seit dem 25. 
November die Fraktion führt, wird meinen Bericht ergänzen. Unsere Hoffnungen 
richten sich jetzt vor allem auf Wolfgang Schäuble. 

(Beifall) 

Deshalb möchte ich vor dem Bundesparteitag wiederholen, was ich beim Stabwechsel 
vor der Bundestagsfraktion gesagt habe: Wir wünschen Wolfgang Schäuble Gottes 
Segen, Kraft, Geduld, Beständigkeit und das Stück politischer Leidenschaft, ohne die 
die Lasten und auch die Freuden dieses Amtes nicht getragen werden können. 

(Beifall) 
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Meine Damen und Herren! Nach dem Bundeskanzler, der die Richtlinien bestimmt, ist 
es vor allem der Fraktionsvorsitzende, der Garant sein muß für die Handlungsfähigkeit 
und damit auch für die Handlungseinheit der Union. In der gemeinsamen Fraktion von 
CDU und CSU, die jetzt 318 Mitglieder zählt, darf es kein Gegeneinander, auch kein 
beziehungsloses Nebeneinander, sondern nur ein wenn auch manchmal streitiges 
Miteinander für die Einheit und die Handlungsfähigkeit der Fraktion geben. So war es 
neun Jahre, und ich denke, so wird es bleiben. • 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, die Arbeit der Fraktion galt vor allem Deutschland und der 
Union. Zunächst zu Deutschland. 

Eine Zeitlang hatte es den Anschein, als wollten Opposition und Teile der Medien 
besorgen, was nicht einmal der SED gelungen war, nämlich Deutschland kaputtzure­
den. Dieses Zusammensein von Klagemauer und Schadenfreude war unerträglich. 

(Beifall) 

Wir müssen ganz nüchtern sehen, was da geschah. Diejenigen, hüben wie drüben, die 
sich eingerichtet hatten in der Bequemlichkeit der Teilung, wurden 1989 von den 
Entwicklungen überrollt. Sie hatten keine Zeit, sich darauf einzustellen, keine Zeit, ihre 
Kampagnen dagegen zu inszenieren. Deshalb haben sie es dem Bundeskanzler 
Helmut Kohl auch so übelgenommen, daß dieser die kurze und einmalige Chance der 
Wiedervereinigung beim Schöpfe gepackt hat. Deshalb hat der Bundeskanzler den 
Europapreis für Staatskunst, den er vor. einigen Wochen in Straßburg verliehen 
erhalten hat, mehr als verdient. Der Parteitag beglückwünscht Sie, Herr Bundeskanz­
ler, zur Verleihung dieses Preises 

(Beifall) 

und mehr noch zu Ihrer wahrhaft historischen Leistung. 

Partei und Fraktion, meine Damen und Herren, haben Anteil an dieser Leistung. Wir 
haben das Ziel der deutschen Einheit nie aufgegeben. Wir haben Jahrzehnte hindurch 
unverdrossen gegen allen Hohn und Spott an der Einheit unseres Vaterlandes 
festgehalten. Wir haben dieses Ziel immer wieder in der Öffentlichkeit geltend 
gemacht, im Deutschen Bundestag, in öffentlichen Veranstaltungen und auch in 
Gesprächen mit ausländischen Nachbarn und Freunden. Stützen konnten wir uns 
dabei auf den Deutschlandvertrag, durch den sich unsere westlich Verbündeten 
verpflichtet hatten, für die Einheit Deutschlands einzutreten. Konrad Adenauer hat 
diesen Vertrag ausgehandelt - übrigens bevor er dem Wunsch der späteren Alliierten 
Deutschlands nachkam, die Bundeswehr aufzustellen. Wir haben es nicht versäumt, 
den einen oder anderen auf seine Verpflichtungen aus dem Deutschlandvertrag 
hinzuweisen. Aber die allermeisten haben aus eigenem Antrieb die deutsche Einheit 
unterstützt. Das gilt insbesondere für den amerikanischen Präsidenten Bush und 
auch für den Präsidenten der Sowjetunion, Gorbatschow. Dafür sind wir dankbar. 

Meine Damen und Herren, wir mußten vor allem auch innere Widerstände überwinden, 
nicht zuletzt die der SPD. Anstatt für die Einheit Deutschlands einzutreten, ist sie in 
den entscheidenden Monaten auf Distanz zur Einheit gegangen. Darunter leidet sie 
noch heute. Heute machen manche den Eindruck, daß sie sich an den wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten in den neuen Bundesländern geradezu ergötzen. Es sind dieselben, 
die vor der Wende den SED-Unrechtsstaat als einen ganz normalen Staat bewertet 
haben, mit dem man nicht nur diplomatische, sondern auch parteipolitische Bezie-
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hungen pflegen konnte. Dabei war die Unfreilieit im SED-Staat ebenso total wie das 
System repressiv und totalitär war. Dieser Staat war kein Staat der Bürger,' es war ein 
Staat der Täter und der Opfer. 

(Beifall) 

In unseren Medien dürfen heute die Täter, ob sie nun Schaick-Golodkowski, 
Honecker oder Markus Wolf heißen, die Szene beherrschen. Das ist unanständig. Ich 
sehe darin einen Mißbrauch der Mikrophone und der Bildschirme. 

(Beifall) 

Ich fordere dazu auf, den Opfern Gelegenheit zu geben, sich öffentlich zu äußern, und 
nicht den Tätern, die in der Maske des Biedermannes auftreten. 

(Lebhafter Beifall) 

Meine Damen und Herren, ein ernster Punkt, zu dem ich etwas sagen möchte: Ich 
glaube nicht, daß wir eine bessere Zukunft gewinnen können durch das, was man 
Vergangenheitsbewältigung nennt. 

Vergangenheit kann man nicht bewältigen; man kann sie nur überwinden. 

Natürlich dürfen wir die SED-Vergangenheit nicht ausklammern. Das tun wir ja auch 
nicht. Wir werden die SED-Diktatur auch durch eine Enquete-Kommission des 
Deutschen Bundestages aufarbeiten. Aber, meine Damen und Herren, liebe Freunde, 
der Weg zum inneren Frieden im vereinten Deutschland würde verbaut, wenn wir die 
SED-Vergangenheit in den Mittelpunkt unseres Denkens und Handelns rücken 
würden. 

(Zustimmung) 

Ich verstehe natürlich die Wut der Opfer im ehemaligen SED-Staat auf ihre Peiniger, 
die Wut der Menschen, die ihr Leben in Angst verbringen mußten, die verbogen 
wurden oder verbogen werden sollten. Verbrechen aus dieser schrecklichen Zeit 
müssen natürlich verfolgt werden; das ist klar. Ebenso klar ist auch, daß die Peiniger 
von gestern nicht die Herren von heute sein dürfen. 

(Beifall) 

Da gibt es sicherlich manches zu korrigieren; das ist wahr. 

Dennoch sage ich: Wer Gerechtigkeit nur in der Vergangenheit sucht, könnte leicht die 
Zukunft verlieren. Die beste Aufarbeitung der Vergangenheit ist die Arbeit für die 
Zukunft, für die Zukunft ganz Deutschlands, für seine Freiheit, für seine Einheit, für 
seine Ehre - ja, für seine Ehre! - und für Gerechtigkeit. 

(Beifall) 

Das ist die Aufarbeitung der Vergangenheit durch Arbeit für die Zukunft. 

Dazu werden alle gebraucht, die ehrlich mitwirken wollen, gleichgültig ob sie vor oder 
nach der Wende oder überhaupt nicht in die CDU eingetreten sind, gleichgültig auch, 
ob sie im Westen oder in Mitteldeutschland gelebt haben. „Alte" oder „neue" 
Mitglieder, „Ossis" oder „Wessis": das sind keine Kategorien, die ich akzeptieren 
könnte. Wir alle sind Deutsche, und wir alle sind Anhänger der Union. Jeder von uns 
sollte seinen Beitrag leisten können und ihn dann auch tatsächlich erbringen. 

(Beifall) 
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Im übrigen: je mehr Menschen vom Schwung unseres Erfolges getragen werden, 
desto stärker wird unsere Kraft. Wir sollten auch deshalb niemanden, der in Frage 
kommt, an der Teilnahme hindern. 

Meine Damen und Herren, damit komme ich zur Union. Die Union ist es, die den 
Deutschen nach dem Krieg den Weg in die Zukunft gewiesen hat. In seinen 
Erinnerungen sagt Konrad Adenauer- ich zitiere ihn ganz kurz -: 

„Der Sinn des Staates muß es sein, die schöpferischen Kräfte eines Volkes zu 
wecken, zusammenzuführen, zu pflegen und zu schützen." 

Wir in der Union haben dies getan. Wir wollen dies auch in Zukunft tun. 

Es gibt in Europa keine Regierung, die erfolgreicher wäre als die unions-geführte, als 
die Regierung von Bundeskanzler Helmut Kohl. 

(Beifall) 

Es gibt zur Zeit auch keine denkbare deutsche Regierung, die geeigneter wäre, die 
deutsche Einheit zu vollenden und zur Vereinigung Europas beizutragen. Beides, 
deutsche Einheit und europäischer Zusammenschluß, ist unser Ziel. In der ersten 
Hälfte des Jahrhunderts - und wir müssen das mal auf dem Hintergrund der 
Geschichte sehen - stand Deutschland allein. Wir hatten kaum Verbündete, und 
wenn, dann nicht immer die richtigen. Heute, meine Damen und Herren, sind wir die 
Verbündeten des Westens und zugleich die bevorzugten Partner des Ostens. Das ist 
für ein Volk in der Mitte, das die fneisten Nachbarn hat und deswegen die größten 
Risiken trägt, eine Traum-Konstellation. 

(Beifall) 

Diese Konstellation ist das Ergebnis unserer Politik, und diese Konstellation in die 
Zukunft zu tragen ist die wichtigste Aufgabe der deutschen Politik in den kommenden 
Jahren und Jahrzehnten. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, trotz unserer Erfolge haben wir Wahlen verloren. Woran 
liegt das? An den Inhalten unserer Politik liegt es nicht. Diese haben sich als richtig 
und erfolgreich erwiesen. Liegt es am Verkauf dieser Politik? Das hören wir oft 
draußen im Lande. Seit vielen Jahren wird uns gesagt: Eure Politik ist gut, aber ihr 
verkauft sie schlecht! -Ich glaube, wir sollten es uns nicht zu einfach machen. Politik 
ist nicht nur eine Sache der Regierung. Für den Verkauf gilt das erst recht. Es handelt 
sich um u n s e r e Politik, die Politik der gesamten Union, und für den Verkauf dieser 
Politik ist nicht nur die Union als Ganzes, sondern jeder einzelne ist dafür verantwort­
lich. Keiner darf sich zurücklehnen, wenn die Union oder Freunde der Union unfair 
angegriffen werden. Dann müssen wir den Mund aufmachen, jeder einzelne! 

(Beifall) 

Ich habe den Eindruck, daß hier die Defizite noch groß sind und daß da sehr viel 
abgebaut werden muß. Mutig müssen wir sein, klar, und wir müssen unsere Position 
vertreten. Jeder einzelne muß es tun. 

Zum Erfolg gehört auch, daß wir ein klares und notfalls kantiges Profil haben. Dieses 
Profil, das uns unverwechselbar, das uns stark, das uns mehrheitsfähig macht, -das 
müssen wir auch zeigen. Seien wir uns im klaren: gewählt werden wir nicht wegen der 
Gemeinsamkeiten, sondern wegen der Unterschiede zu den anderen Parteien, und 
die gilt es herauszuarbeiten. 
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Unsere Geschichte ist eine Erfolgsgeschichte. Wir haben die l<atholische Soziailehre, 
die evangelische Sozialethik und das Gedankengut der neoliberalen Schule zum 
Konzept der Sozialen Marktwirtschaft verbunden, das heute ein Weltmodell ist. Wir, 
die Union, schaffen w/irtschaftliche und soziale Stabilität! 

Ein zweiter Punkt, der wichtig ist: Wir haben die Idee des Nationalstaates mit der 
europäischen Idee verbunden. Wir schaffen Europa nicht, um seine Nationen 
abzuschaffen, sondern um diesen die Möglichkeit zu bieten, ihre Identität zu wahren. 
Es sind ja Weltkulturen und nicht Provinzdialekte: das Deutsche und das Italienische, 
das Englische, das Französische und die anderen europäischen Sprachen. Wir gehen 
nicht in Europa auf. Die deutsche Nation bleibt wie die französische, die britische, die 
polnische und all die anderen unentbehrlicher Bestandteil Europas, dessen Reichtum 
die Vielfalt, nicht die Uniformität ist. 

Wir Deutschen haben immer den kulturellen Austausch mit den anderen Kulturen 
Europas und der Welt gepflegt, mehr als andere. Man muß wissen: wer hat denn die 
polnische, die tschechische, die slowakische Nationalkultur aus den Trümmern der 
Vergangenheit wiederaufgebaut? Das waren deutsche Gelehrte! Wenn Sie nach Indien 
kommen, - wer hat die Indologie begründet?! Wir lieben die Ausländer, und wir lieben 
auch ausländische Kulturen. Aber damit der Austausch möglich bleibt, bleiben wir, was 
wir sind: das deutsche Volk in einer deutschen Gesellschaft mit einer deutschen Kultur. 

(Beifall) 

Denn Austausch, meine Damen und Herren, setzt ja Verschiedenheit voraus. Wenn 
keine Unterschiede bestehen, können Sie nichts mehr austauschen; dann kann man 
höchstens noch umrühren. 

Die Politik der CDU/CSU ist sozial, liberal und national; sie ist konservativ und 
europäisch. Keines dieser Elemente ist verzichtbar, auch nicht das nationale. 

Warum, meine Damen und Herren, haben wir die Last des Zusammenschlusses in 
den neuen Bundesländern wie in der alten Bundesrepublik Deutschland auf uns 
genommen? Doch nur deshalb, weil beiderseits der Teilungsgrenze Deutsche lebten, 
die Deutsche waren, Deutsche sind und es bleiben wollen! 

(Zustimmung) 

Das war doch der Grund für unsere Anstrengungen. Das Nationale wird auch für die 
Zukunft ein wesentlicher Faktor politischer Integration bleiben. 

Auf der anderen Seite wissen wir - das sage ich ebenso klar -, daß die Elemente sozial, 
liberal und national Teilwahrheiten enthalten, die durch Verabsolutierung zu Unwahr­
heiten werden. Das christliche Menschenbild bewahrt uns davor, diesen falschen 
Weg zu gehen. Andere setzen das Soziale absolut, lösen es von seinen Bedingungen. 
Dann wird daraus Sozialismus. Wir aber wissen: Sozial ist gut, Sozialismus ist 
schlecht - in allen seinen Varianten. 

(Beifall) 

Für die anderen Teilwahrheiten gilt das ebenso: Liberal ist gut, aber ein Liberalismus, 
der in seinen Ansätzen rücksichtslos und egoistisch ist, ist schlecht. Wir haben keine 
liberale Marktwirtschaft, wir haben eine soziale Marktwirtschaft, und so heißt sie von 
Anbeginn. 

National ist gut, aber ein die Rechte anderer Völker verletzender Nationalismus ist 
schlecht, ist eine furchtbare zerstörerische Kraft, wie wir es in Deutschland erlebt 
haben und jetzt in Jugoslawien erleben. 
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Auf das Maß kommt es an und darauf, daß das eine Element nicht zu Lasten des 
anderen verherrlicht wird. Halten wir an unserem Gesamtbild vom Menschen fest, an 
unserem christlichen Menschenbild, dann werden wir die große Volkspartei bleiben, 
die die Mehrheit unseres Volkes in einer politischen Heimat zusammenführt. 

Ein Letztes: Hinzu kommen muß das Kämpferische. Wir müssen unsere Politik und 
unsere Grundsätze solidarisch und offensiv vertreten. Meine Damen und Herren, wer 
nicht von sich selbst überzeugt ist, der kann auch andere nicht überzeugen; das hängt 
irgendwie miteinander zusammen. 

(Beifall) 

Die Union muß eine kämpferische Gemeinschaft bleiben und dort, wo sie es nicht 
oder nicht mehr ist, wieder werden. Wir kämpfen um die Herzen der Menschen. Die 
Menschen sind nicht vor allem „kopfgesteuert", mögen sie noch so klug sein oder sich 
dafür halten. Der Zentralpunkt des Menschen ist das Herz. Die Menschen werden 
unserer Politik auf Dauer nur zustimmen, wenn diese mit ihrem Denken und Fühlen in 
Einklang steht. Es ist die Seele des Menschen, die seine Würde'ausmacht. 

Am Ende meiner Zeit als Fraktionsvorsitzender - nicht als CDU-Politiker; das bleibe 
ich natürlich - darf ich sagen: Wenn wir das, was ich angedeutet habe, beherzigen, 
wenn wir fähig sind, uns den Menschen wirklich und ehrlich zuzuwenden, dann 
werden wir das Fundament verbreitern, auf dem Vertrauen wächst, jenes Vertrauen, 
das unserer Partei auch in Zukunft Mehrheiten ermöglicht. 

Ich fasse zusammen: Seien wir stolz auf das Geschaffene, verteidigen wir unsere 
Werte, und arbeiten wir für die Zukunft unseres Volkes. 

(Beifall) 

Es lebe Dresden, diese herrliche Kulturstadt, die wieder aufblühen wird! 

(Beifall) 

Es lebe Sachsen, der Stamm der Sachsen und ihr Freistaat, 

(Anhaltender Beifall) 

und es lebe Deutschland, unser Vaterland! 

(Lebhafter Beifall) 

Prof. Dr. Klaus Töpfer, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, ich übergebe 
das Wort an den Vorsitzenden der CDU Deutschlands, Bundeskanzler Dr. Helmut 
Kohl. 

Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, Vorsitzender der CDU: Liebe Freunde! Lieber 
Alfred Dregger, ich möchte Ihnen hier vor dem Forum des Parteitages noch einmal, 
wie ich es ja schon in der Fraktionssitzung aus Anlaß der Wahl von Wolf gang Schäuble 
tun konnte, ganz einfach ein herzliches Wort des Dankes sagen, 

(Beifall) 
ein Wort des Dankes an einen Mann, der zeit seines politischen Lebens gradlinig 
seinen Kurs verfolgt hat 

(Beifall) 

und den wir eben so erlebt haben, wie er immer war und bleiben wird: ein Mann mit 
einer noblen Gesinnung. Ich will das wiederholen, was ich in der Fraktion gesagt habe: 
Er ist ein Herr in der Bonner Politik, und die sind nicht eben häufig. 

(Beifall) 
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Er liebt sein Vaterland und Ist weltoffen, zugleich ein deutscher Europäer. Oft wurde er 
mißverstanden und hat es - lieber Alfred Dregger, das darf man wohl sagen -
manchmal auch genossen, mißverstanden zu werden. 
Er ist vor allem ein Mann, dessen Wesen sich nicht nur in der Politik erschließt. Wer 
einmal mit Alfred Dregger, dem früheren Oberbürgermeister von Fulda, durch seine 
Stadt gegangen ist, wer Erläuterungen über Bauwerke und Bilder erhalten hat, der hat 
einen kunstsinnigen Mitbürger erlebt, der weit über das politisch Alltägliche hinaus von 
seiner kulturellen Bildung geprägt ist. Alfred Dregger ist ein Mann, der viel in die Politik 
mit eingebracht und der deren Auf und Ab erlebt hat. Jeder weiß, daß er in den Tagen 
des Regierungswechsels 1982 buchstäblich wenige Meter vor dem Ziel es dann doch 
nicht geschafft hat, das Amt des Hessischen Ministerpräsidenten zu erreichen. Er hat 
unsere Partei weit nach vorn gebracht, er verstand zu dienen und er hat gedient. 

(Beifall) 
Lieber Alfred Dregger, ich habe Ihnen persönlich für Freundschaft und Kameradschaft, 
für Hilfe und Unterstützung zu danken. Auch und vor allem habe ich Ihnen dafür zu 
danken, daß Sie - auch im Verhältnis zu den Jüngeren - immer versucht haben, einen 
ganz selbstverständlichen Gesprächskontakt und ein selbstverständliches Miteinander 
herzustellen. Wir wünschen Ihnen noch viele gute und erfüllte Jahre in unserem Kreise. 
Wir wollen und brauchen Ihren Rat und Ihre Unterstützung. Herzlichen Dank! 

(Beifall) 
Prof. Dr. Klaus Töpfer, Tagungspräsidium: Ich erteile nun dem Vorsitzenden der 
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Dr. Wolfgang Schäuble, das Wort. 
Dr. Wolfgang Schäuble (mit Beifall begrüßt): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Liebe Freunde! Der Dank der Partei an Alfred Dregger, das ist eine 
bewegende Stunde auch für mich. Wir sind in dieser Partei und in unserer Fraktion 
eine Gemeinschaft, die sich in vielen Auseinandersetzungen und bei vielen auseinan­
derstrebenden Interessen immer neu bewähren muß. Alfred Dregger hat soeben die 
Grundlagen unserer Gemeinschaft beschrieben, die uns die Kraft geben, diese 
Aufgaben zu meistern. Wir, die 318 Abgeordneten von CDU und CSU im Deutschen 
Bundestag, sind entschlossen, auf dieser Grundlage weiterzuarbeiten und unserer 
Verantwortung gerecht zu werden. 

Maß und Mitte, unsere Grundwerte und Grundüberzeugungen, unser vom christlichen 
Glauben geprägtes Bild vom Menschen und seinem Auftrag sind es, die uns 
befähigen, unser Volk zu einen und unser Land zu führen. 
Wir sind die Partei der deutschen Einheit. Deshalb haben wir mit Helmut Kohl auch die 
Einheit in Frieden und Freiheit erreicht. Nun gilt es, die Einheit zu vollenden. Dem ist 
dieser Dresdner Parteitag gewidmet, und das ist auch die vorrangige Aufgabe der 
Fraktion der CDU/CSU in der 12. Legislaturperiode des Deutschen Bundestags, der 
ersten im wieder vereinten Deutschland. 
Wir sind in der Fraktion dabei, zwischen Kollegen aus neuen und alten Ländern 
gegenseitige Rücksichtnahme und Verständnis zu lernen und zu üben. Das ist nicht 
leicht bei so unterschiedlichen Erfahrungen; aber wir sind in dem ersten Jahr schon 
ganz ordentlich vorangekommen. 

Ich möchte ein Wort des Dankes sagen an unsere Kollegen aus den östlichen 
Bundesländern, die mehr an Spannungen, Erwartungen und Enttäuschungen aushal­
ten müssen, als viele sich vorstellen können, und die deshalb Anspruch auf mehr 
Solidarität haben. 

(Beifall) 
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Ich möchte die stellvertretenden Vorsitzenden unserer Fraktion Maria MIchalk und 
Johannes NItsch nennen und den Parlamentarischen Geschäftsführer Clemens 
Schwalbe und die Vorsitzenden unserer Landesgruppen, Michael Wonneberger aus 
Brandenburg, Paul Krüger aus Mecklenburg-Vorpommern, Rolf Rau aus Sachsen, 
Rainer Krzlskewitz aus Sachsen Anhalt und Udo Haschke aus Thüringen. Ich möchte 
auch Günter Krause und Angela Merkel nennen. 

(Beifall) 
Ich sagte, wir versuchen. Verstehen und Rücksichtnahme zu lernen und zu üben. 
Beim Tempo und beim Ausmaß der Veränderungen, denen die Menschen im so lange 
geteilten Deutschland ausgesetzt sind, bei den Wechselbädern von Betroffenheit und 
Verdrängungen ist die Gefahr groß, daß wir uns gegenseitig überfordern. Statt 
Selbstgerechtigkeit und'Besserwisserrel brauchen wir die Bereitschaft zum Zuhören 
und Verstehen. 

Erneuerung tut not und die Einsicht in Fehler, Verstrickung und Verantwortung. Aber 
wir müssen auch begreifen, daß die Teilung und die Vergangenheit gemeinsames 
Erbe und gemeinsame Last sind. Die meisten hatten im geteilten Deutschland nicht 
die Chance, sich auszusuchen, ob sie im Westen oder im Osten leben wollten, und die 
einen wie die anderen haben sich so gut wie möglich ihr Leben einzurichten versucht. 
Da hat nicht der eine alles ganz richtig und der andere alles ganz falsch gemacht. 

Oder auf aktuelle Aufgaben bezogen: Die im Westen müssen sich daran erinnern, daß 
die Soziale Marktwirtschaft nach dem Krieg auch nicht von heute auf morgen gelernt 
und akzeptiert wurde und daß auch im Westen viele Abstriche von der reinen Lehre 
gemacht wurden und Kompromisse - auch faule - immer neu eingegangen werden. Die 
im Osten sollten ertragen, daß Erfahrungen auch mit eigenen, früher selbst gemachten 
Fehlern vorhanden sind, die man ungern ungenutzt sehen möchte und auf die man 
deshalb so häufig verweist, daß das im Osten leicht als Überheblichkeit verstanden wird. 

Erneuerung und Aufarbeitung der Vergangenheit erfordern vor allem Ehrlichkeit. 
Deshalb müssen wir uns auch gegen die Geschichtsfälscher wehren, die schon fleißig 
unterwegs sind. Bei manchen Diskussionsbeiträgen habe ich. gelegentlich den 
Eindruck, als habe die frühere DDR bestanden aus dem Zentralkomitee der SED, der 
Stasi, Schaick-Golodkowski, den „Blockflöten" von der CDU und im übrigen aus 16 
Millionen Widerstandskämpfern. So war es aber nicht. 

(Beifall) 
Im übrigen: Hätten die im Westen unter gleichen Verhältnissen zu leben gehabt, dann 
hätten sie sich kein Haar anders verhalten als die Menschen in der damaligen DDR. 

(Beifall) 

Übrigens war es auch nicht so, daß die Union die eigentliche Stütze des SED-Regimes 
war. Die CDU hat ja Im Gegensatz zu anderen immer an der Einheit festgehalten und 
auch nicht auf die eine deutsche Staatsangehörigkeit verzichtet. Wenn wir versucht 
haben, durch eine Zusammenarbeit mit denjenigen, die die Macht innehatten, die 
Folgen der Teilung zu lindern, dann haben wir damit nicht nur den Menschen im 
geteilten Deutschland geholfen, sondern auch der Einheit gedient. 

(Beifall) 

Es war übrigens nicht irgendeine stalinistische oder sonstige Entartung, die in 
Deutschland, in Europa und in der Sowjetunion gescheitert ist, liebe Freunde, sondern 
es war der real existierende Sozialismus. 

(Beifall) 
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In den über 70 Jahren seit der Oktoberrevolution hat dieser Sozialismus, wo immer er 
tatsächlich verwirklicht wurde, nichts anderes zustandegebracht als das Elend und 
die Not, die wir jetzt nach dem endgültigen Scheitern mühsam zu überwinden haben. 

(Beifall) 
Dies darf weder verdrängt noch vergessen werden. Deswegen haben wir in der 
Fraktion beschlossen, im Deutschen Bundestag eine Enquete-Kommission einzuset­
zen, die die politischen, historischen, sozialen und moralischen Aspekte des 
SED-Systems aufarbeiten soll. 

Natürlich muß die Justiz im Rechtsstaat ihre Aufgaben erfüllen; aber wir wissen, daß 
der politische und moralische Unrechtsgehalt eines totalitären Systems mit der 
Strafjustiz eines Rechtsstaats nur sehr unvollkommen aufgearbeitet werden kann. 
Gleichwohl sind wir gegen ein Tribunal, also die Fortsetzung der Strafgerichtsbarkeit 
mit anderen, vielleicht nicht rechtsstaatlichen Mitteln. Wir hoffen statt dessen, daß 
eine solche Enqutekommission, in die wir neben Mitgliedern des Bundestags auch 
Fachleute von außen berufen können, einen Beitrag dazu leisten kann. 

Daneben bleibt auch die Aufarbeitung der Regierungs- und Vereinigungskriminalität 
eine gesamtstaatliche Aufgabe, mit der das Land Berlin, seine Justiz und Polizei nicht 
alleine gelassen werden können. 

(Beifall) 
Alle 16 Bundesländer sind bei der Erfüllung dieser gesamtstaatlichen Aufgabe, die 
nach der föderalen Ordnung unseres Grundgesetzes Ländersache ist, gefordert, und 
der Bund wird im Rahmen seiner Möglichkeiten dabei helfen. 

Alfred Dregger hat recht: Bei aller Notwendigkeit, die Vergangenheit aufzuarbeiten, 
müssen wir darauf achten, daß wir unsere Kraft nicht darin erschöpfen, sondern daß 
wir auch fähig bleiben, die Aufgaben von Gegenwart und Zukunft zu meistern. Die 
Überwindung der Folgen von 40 Jahren Teilung und Sozialismus - wirtschaftlich, 
sozial und ökologisch - hat Vorrang und muß Vorrang haben. Prioritäten setzen heißt 
im Alltag auch, daß nicht alles zur selben Zeit möglich ist - in den westlichen Ländern 
nicht und in den östlichen auch nicht. 

In einer Zeit, in der große Aufbauarbeiten rasch geleistet werden müssen, haben 
Investitionen Vorrang. Bei aller Notwendigkeit, die Folgen des raschen Strukturwan­
dels sozial abzusichern, dürfen sich unsere Kräfte darin nicht erschöpfen. Wir müssen 
unsere finanzielle und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit erhalten, und wir müssen sie 
für den Aufbau der östlichen Länder nutzen. 

Das muß auch beim Steueränderungsgesetz und bei der Unternehmensteuerreform 
im Hinblick auf den einheitlichen Binnenmarkt in Europa durchgesetzt werden. 
Deshalb muß die SPD ihre Blockade- und Verweigerungshaltung aufgeben. 

(Beifall) 
Der Aufbau muß schnell gehen. Deswegen ist es gut, daß Günther Krause das 
Beschleunigungsgesetz für große Infrastrukturprojekte durchgesetzt hat. 

(Beifall) 

Das Thema ist übrigens ein gutes Beispiel dafür, daß im Westen nicht alles glänzend 
geworden ist. Wenn man daran denkt, daß jedes größere Investitionsprojekt heute 
einen Vorlauf von mindestens zehn Jahren Planungs- und Genehmigungszeit hat, dann 
wird deutlich, daß die Erneuerung durch die Überwindung der Teilung uns allen guttut. 

(Beifall) 
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Daß aber die Regierung, des Landes Brandenburg sicli diesem Beschleunigungsge­
setz verweigert hat, habe ich nicht verstanden. Die existentiellen Interessen des 
Landes und seiner Bürger hinter die parteipolitische Rücksichtnahme auf eine 
Ampelkoalition zurückzustellen - das ist ein Skandal, der sich mit den historischen 
Aufgaben im vereinten Deutschland nicht verträgt. 

(Lebhafter Beifall) 

Im übrigen zeigt sich auch, daß mit Ampelkoalitionen in dieser Zeit wahrlich kein Staat 
zu machen ist. 

Um unsere Einheit gut zu vollenden, liebe Freunde, müssen wir uns daran erinnern, 
daß wir sie nicht allein errungen haben. Ohne Europa mit unserer Integration im 
Westen wie mit den Reformprozessen im Osten hätten wir Einheit und Freiheit nicht 
erreicht. Deshalb müssen wir unsere Einheit auch in Europa einbringen und für Europa 
nutzen. Wir dürfen uns nicht nur mit unseren eigenen Problemen befassen. 

(Beifall) 

Der Zusammenbruch des Weltkommunismus und der Wegfall des Eisernen Vorhangs 
hat in Osteuropa die Tür zu Freiheit, Demokratie und Sozialer Marktwirtschaft 
aufgestoßen. Das sind vielleicht noch größere Änderungen auch für die betroffenen 
Menschen als bei uns in Deutschland. Das muß gelingen. Das ist auch unsere 
Aufgabe. Deshalb darf die deutsche Einheit nicht von der europäischen Einigung 
getrennt werden. Deshalb war der Gipfel in Maastricht so wichtig. 

Die europäische Einigung ist gewiß mühevoll, aber sie ist der Mühe wert. Nur wenn 
Europa sich zusammenschließt und seine Kräfte bündelt, können wir unserer 
Verantwortung in einer Welt gerecht werden, in der die Erhaltung des Friedens wie die 
Bewahrung der Schöpfung immer mehr unteilbar werden. Die Aufgaben sind riesig, 
aber die Chancen zur Gestaltung auch. Deshalb gibt es keinen Grund zur Resignation. 
Wir haben auch kein Recht dazu. Wir brauchen vielmehr Kraft zur Zuversicht und Mut 
zur Zukunft. 

Zukunft in Deutschland heißt im besonderen Zukunft für junge Menschen. Junge 
Menschen stellen neue Fragen, und wir müssen sie hören, aber wir schulden auch 
Antworten. Zur Antwort gehört, daß wir nicht alles wissen. Wir wissen aber z. B., daß 
Freiheit und Menschenrechte in Ost und West, in Nord und Süd unteilbar sind. 

(Zustimmung) 

Wir wissen, daß große Erfolge möglich wurden, weil wir vorbehaltlos und ohne 
Scheuklappen für Freiheit und Menschenrechte überall auf der Welt eingetreten sind: 
in Chile und in Südafrika, in vielen Staaten Asiens, aber eben auch in der früheren DDR 
und in anderen Ländern des Sowjetkommunismus. 

(Beifall) 

Wir wissen, daß unsere Verantwortung für soziale Gerechtigkeit, gegen Hunger und 
Not, für Arme und Schwache bei uns und überall auf der Welt unteilbar ist. Wir wissen 
auch, daß wir mit Sozialer Marktwirtschaft, mit Eigeninitiative und Leistungsbereit­
schaft, mit Investitionen und technischen Innovationen Probleme besser lösen 
können. Wir wissen, daß wir damit nicht nur gute wirtschaftliche Ergebnisse, sondern 
auch mehr soziale Gerechtigkeit erreicht haben als irgendwann zuvor in der 
Geschichte der Menschheit. Dabei wissen wir auch, daß die Balance zwischen 
wirtschaftlichem Erfolg und sozialem Ausgleich eine ständige Aufgabe ist, der wir uns 
jeden Tag neu zu stellen haben. Wir wissen, daß unsere Verantwortung für den 
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Frieden und für die Bewahrung unserer Umwelt und Natur dieser einen Welt immer 
weniger teilbar ist. Wir wissen auch, daß dazu nicht nur Nachdenklichkeit und 
Betroffenheit, sondern auch Handeln gefordert ist, in Jugoslawien so sehr wie zum 
Erhalt der tropischen Regenwälder. 

(Beifall) 
Mit Verweigerungshaltung und Aussteigermentalität sind weder Umweltprobleme zu 
lösen noch ist der Frieden damit zu bewahren. 
Mut und Demut sind für uns keine Gegensätze. Wir wollen neue Fragen aufnehmen, 
zuhören, und wir sind auch bereit zu lernen. Wir schulden aber auch Antworten, denn 
Antworten sind die Grundlage von Verantwortung. Die Fraktion von CDU und CSU ist 
zu dieser Verantwortung bereit. 

(Langanhaltender lebhafter Beifall -
Die Delegierten erheben sich) 

Prof. Dr. Klaus Töpfer, Tagungspräsidium: Sehr geehrter, lieber Wolfgang Schäuble, 
der ganze Parteitag dankt Ihnen für diese großartige Rede, für diesen Bericht der 
Fraktion. 

(Beifall) 
Wir alle und sicherlich auch die gesamte CDU Deutschlands danken Ihnen aber auch 
für die Herkulesarbeit, die Sie tagtäglich bewältigen. 

(Beifall) 
Wir danken Ihnen dafür, daß Sie einen glaubwürdigen Entwurf christlich-demokrati­
scher Politik in Deutschland vorgestellt haben. Wir wissen, daß diese Rede ein 
wertvoller Beitrag im Hinblick auf den Bericht der Fraktion war, aber sie enthielt in 
Form und Inhalt eben auch einen glaubwürdigen Entwurf für die Gestaltung der 
Zukunft im vereinten Deutschland. Herzlichen Dank, Dr. Wolfgang Schäuble! 

(Beifall) 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich rufe nun TAGESORDNUNGSPUNKT 11: 

Bericht des Vorsitzenden der CDU/CSU-Gruppe 
in der EVP-Fraktion des Europäischen Parlaments 

und zugleich TAGESORDNUNGSPUNKT 12 auf: 

Vorlage des Rechenschaftsberichtes 1989 
nach § 23 Parteiengesetz 

Diese beiden Berichte sind den Delegierten mit ihren Tagungsunterlagen schriftlich 
vorgelegt worden. Meine Damen und Herren, darf ich davon ausgehen, daß Sie damit 
einverstanden sind, daß schriftlich berichtet wird? 

(Beifall) 
Gibt es Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Das ist offenbar nicht der Fall. Damit sind 
die schriftlich vorgelegten Berichte bestätigt. 
Ich rufe nun TAGESORDNUNGSPUNKT 13 auf: 

Aussprache zu den Berichten 
Ich möchte zu Beginn der Aussprache darauf hinweisen, daß Wortmeldungen auf 
vollständig ausgefüllten Wortmeldezetteln beim Tagungspräsidium abzugeben sind. 
Die Wortmeldezettel befinden sich bei Ihren Tagungsunterlagen. 
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Bevor ich die Ausspraclie eröffne, weise Ich auf folgendes hin: Die Krelsgeschäftsfüh-
reririnen und Kreisgeschäftsführer, die heute zu Mitgliedern der Stimmzählkommis­
sion gewählt wurden, werden gebeten, sich jetzt zu einer Besprechung im Sitzungs­
raum der Stimmzählkommission einzufinden. Sie finden diesen Raum vom Saal aus 
gesehen auf der rechten hinteren Bühnenseite. 

Ich eröffne nunmehr die Aussprache. Ich gebe unserem Parteifreund Ministerpräsi­
dent Erwin Teufel das Wort. 

Erwin Teufel (mit Beifall begrüßt): Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Liebe Parteifreunde! Wir leben in einer Zeit, in der die Tagesordnung der 
Politik weltweit neu geschrieben wird. Die Sowjetunion zerfällt, Europa wächst und 
wächst zusammen, und Deutschland muß seine Aufgabe in Europa und in der Welt 
neu bestimmen. 

Ich sehe vier große Herausforderungen, die alle gleichzeitig zu bewältigen sind: 

Erstens. Wir müssen den Aufschwung im Osten Deutschlands schaffen, ohne den 
Abschwung im Westen Deutschlands zu riskieren. 

(Beifall) 

Trotz mancher Ernüchterungen und auch Enttäuschungen in den neuen Bundeslän­
dern, die unvermeidbar waren: Deutschland hat das Werk seiner Einigung insgesamt 
konsequent, erfolgreich und mit großer Solidarität vollbracht. Dabei denke ich an die 
umfassenden personellen und auch finanziellen Hilfen. Die neuen Bundesländer 
brauchen allerdings auch in den kommenden Jahren unsere Hilfe zur Selbsthilfe. 
Konkret heißt das: Der Fonds Deutsche Einheit zugunsten der neuen Länder muß 
auch für das Jahr 1992 auf das Niveau des Jahres 1991 aufgestockt werden. 

(Beifall) 

Der Bund, die westlichen Länder und alle unsere Institutionen, unsere Gemeinden, 
unsere Städte, unsere Kreise müssen personelle und partnerschaftliche Hilfe auch in 
den nächsten Jahren leisten. 

(Vereinzelt Beifall) 

Auch unsere Wirtschaft wird weiterhin dazu beitragen, daß aus den Ruinen des 
Sozialismus in einigen Jahren eine blühende Industrielandschaft entsteht. Der 
Aufschwung im Osten hat allerdings eine wichtige Voraussetzung: daß es im Westen 
keinen Abschwung gibt. Das ist keineswegs selbstverständlich, wenn man sich bei 
unseren westlichen Nachbarn, den Industrieländern, umschaut. 

Ich bitte deshalb unsere Landsleute im Osten auch um ihre Solidarität. Niemand hätte 
etwas davon, wenn bei uns im Westen die Wirtschaft und die Finanzen in Unordnung 
kämen. Wir brauchen eine ehrliche, eine solide Finanzpolitik. Die öffentliche Verschul­
dung kann nicht mehr weiter gesteigert werden. Wir Deutschen wissen aus leidvollen 
Erfahrungen, welch verheerende Folgen eine Inflation hat. Ohne stabile Mark gibt es 
keine positive Entwicklung, weder im Westen noch im Osten. 

(Beifall) 

Der Wohlstand im Westen ist nicht in vier Monaten und nicht in vier Jahren erreicht 
worden, sondern in vierzig Jahren. So lange weirden wir nicht brauchen, aber wir 
brauchen dennoch Geduld. 

Natürlich ist es richtig, manche Vorhaben im Bund und in den Ländern zurückzustel­
len. Das ist schon deshalb notwendig, weil man Geld, zumal Milliardenbeträge, nicht 
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zweimal ausgeben kann. Ich stimme hier mit dem Bundeskanzler völlig überein, wenn 
er sagt: „Das eine oder andere Hallenbad braucht jetzt nicht unbedingt gebaut zu 
werden." Es gibt weitere Vorhaben, die nicht sofort verwirklicht werden müssen. Auch 
manche Stadtsanierung kann um zwei oder drei Jahre zurückgestellt werden. 

(Beifall) 

Konzentration auf das wirklich Notwendige, wie es Helmut Kohl formuliert, ist sicher 
eine Zielsetzung, die man bejahen kann. Aber, meine Damen und Herren, das kann 
nicht heißen - ich bitte um Verständnis, wenn ich dies offen ausspreche - , daß die 
westlichen Länder auf vordringliche Maßnahmen, beispielsweise in der Verkehrspoli­
tik, im öffentlichen Personennahverkehr, beim Bau von Kliniken, von Altenpflegehei­
men, bei der Förderung von Studienplätzen, bei, der Forschungsförderung, zurückfah­
ren, denn diese Aufgaben sind unverzichtbar, und zwar heute. Würden wir die 
Forschungsförderung reduzieren, könnten wir in fünf Jahren nicht mehr aufholen und 
im Wettbewerb nicht mehr mithalten. 

(Beifall) 

Oder was soll ich den Universitätsrektoren unseres Landes oder den Studenten 
sagen, die zehn Stunden mit mir gesprochen haben und den Nachweis führen, daß sie 
eine gegenüber der Kapazitätsberechnung 100%ige Überlast tragen müssen? Ich 
kann sie nicht ohne Antwort und ohne Hilfe lassen. Studienplätze müssen jetzt 
geschaffen werden. Wir können keinen totalen Numerus clausus brauchen. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, deswegen sage ich offen: Als Ministerpräsident muß ich 
der Verantwortung für das ganze Deutschland, aber auch der Verantwortung für mein 
Land gerecht werden. 

Die zweite Aufgabe heißt: Europa bauen, aber demokratisch und föderalistisch. Das 
Jahr 1991 hat die Ohnmacht und 'die Hilflosigkeit der europäischen Regierungen auf 
eine peinliche Weise offenbart, zuerst am Golf, jetzt in Kroatien. Es war deshalb eine 
richtige Politik, daß Helmut Kohl und er allein ein Junktim zwischen der Währungs­
und Wirtschaftsunion auf der einen Seite und substantiellen Fortschritten auf dem 
Weg einer politischen Union andererseits hergestellt hat. 

(Beifall) 

Es gibt keine Alternative. Europa muß eine politische Union und eine Friedensmacht 
werden. Wichtig ist, daß Europa kommt. Genauso wichtig ist, wie dieses Europa 
aussehen wird. Wir wollen ein demokratisches und nicht ein bürokratisches Europa, 
wir wollen kein zentralistisches, sondern ein föderalistisches Europa. Das Subsidiari-
tätsprinzip muß zum inneren Bauprinzip dieser Europäischen Gemeinschaft werden. 

Dies bedeutet: Es sollten in Zukunft keine neuen Kompetenzen an die EG übertragen 
werden ohne Stärkung der demokratischen Kontrolle, ohne eine konsequente 
Aufwertung des Europäischen Parlaments. Wir wollen auch eine Mitwirkung der 
Bundesländer und der Regionen in Europa bei der europäischen Willensbildung, also 
eine Beteiligung an einer regionalen Kammer. 

Die dritte Aufgabe: Hilfe für unsere Nachbarn im Osten und Abbau der Armutsgrenzen 
in der Welt. Wir haben es miterlebt, wie Mauern fallen, wie Grenzen abgebaut werden, 
politische Grenzen in Europa, militärische Grenzen zwischen Ost und West. Demokra­
tie und Marktwirtschaft haben sich über Diktaturen, Planwirtschaft durchgesetzt. Die 
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entwickelten Industriegesellschaften müssen nun mit aller Kraft eine weitere Grenze 
überwinden, die die Welt teilt und, wenn nichts geschieht, die die Welt bald in 
Unordnung bringen wird, nämlich die Armutsgrenze zwischen Nord und Süd und 
zwischen Ost und West. 

(Vereinzelt Beifall) 

Wir müssen unseren Nachbarvölkern in Osteuropa und Südosteuropa helfen, damit 
sie nicht im wirtschaftlichen Elend versinken. Wir dürfen uns nicht nur auf unsere 
nationale Aufgabe, den Aufbau der neuen Bundesländer beschränken. 

(Beifall) 

Wir müssen mehrEntwicklungshilfe als bisher leisten und müssen sie vor allem auf die 
Armutsbekämpfung konzentrieren. 

Wir leben noch immer in einer hochgerüsteten Welt, in der Millionen von Menschen 
verhungern. Jetzt haben wir die Chance zu einer Abrüstung. Nutzen wir die Chance, 
die sich jetzt bietet: Weniger Rüstungsausgaben, mehr Geld für die Entwicklungshilfel 
Entwicklungshilfe ist Friedenspolitik! 

(Beifall) 

Die vierte große Herausforderung - nehmen wir sie nicht leicht! - : Wir müssen in 
Deutschland und in Europa die japanische Herausforderung annehmen und erfolg­
reich bestehen. Iri den nächsten Jahren wird sich entscheiden, wo sich künftig das 
wirtschaftliche Zentrum in dieser Welt herausbildet, in den USA, in Japan oder in 
Europa. Über den Einfluß Europas in der Welt entscheiden nicht mehr starke Heere 
oder zuverlässige Militärbündnisse, sondern wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, das 
Kapital an Wissen, die Qualifikation der Menschen und vor allem der technologische 
Vorsprung. Japan hat Europa im Welthandel in einzelnen Bereichen der Hochtechno­
logie bereits überholt. Trotzdem bin ich überzeugt: Wir Deutsche und Europäer 
können diesen Wettbewerb bestehen. Das setzt allerdings voraus, daß wir endlich 
aufhören, mit Milliardensummen Vergangenheitsindustrien zu subventionieren. Wir 
müssen statt dessen in Deutschland und in Europa Zukunftsindustrien Vorrang 
einräumen. 

(Beifall) 

Wenn wir das schaffen - und ich sehe keine Alternative dazu - , dann schaffen wir nicht 
nur auf mittlere und längere Sicht neue Märkte, wir legen auch den wirtschaftlichen 
Grundstein für die neue Rolle Europas in der Welt. Sonst werden wir den Anschluß 
gerade auf jenen Gebieten verlieren, die über unsere Zukunft entscheiden. So oder so: 
Mit unserer Technologie- und Forschungspolitik entscheiden wir über die Zukunft 
Deutschlands und Europas in der Welt. 

Meine Damen und Herren, liebe Freunde, mit diesem Konzept gehen wir in die 
Landtagswahl in Baden-Württemberg. Diese Wahl am 5. April 1992 ist von entschei­
dender Bedeutung für unser Land, aber auch für die CDU Deutschlands. 

(Beifall) 

Wir sind zuversichtlich, und wir hoffen auf Ihre Unterstützung. Wir setzen in 
Baden-Württemberg auf eine eigenständige regierungsfähige Mehrheit der CDU. 

(Beifall) 

Auf die FDP können wir in Baden-Württemberg gern verzichten; 

(Beifall) 
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denn durch Koalitionen wird - wie man andernorts sieht - nichts besser, aber vieles 
schlechter. 

(Beifall) 

Unsere Zuversicht gründet in der Gewißheit, daß wir in Baden-Württemberg auf dem 
Fundament einer gesunden Wirtschaft viel getan haben für die Familien, für die 
Kinder, für eine lebenswerte Umwelt, für eine intelligente Verkehrspolitik, für die 
älteren Mitbürger, für unsere Landwirtschaft. Auf neue Probleme haben wir mit neuen 
Ideen geantwortet. 

Die großen Themen unserer Zeit, von denen ich gesprochen habe, suchen eine 
lebendige, eine dialogfähige Partei. Als offene Partei, die einlädt zum Mitdenken, zum 
Mitdiskutieren, zum Mitmachen, wird die CDU von selbst attraktiv werden, gerade 
auch für junge Menschen. Nutzen wir diese Chance! 

(Lebhafter Beifall) 

Barbara Schäfer, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Ministerpräsident Teufel, für 
Ihre Ausführungen. 

Ich darf nun Herrn Professor Dr. Carstens bitten, das Wort zu ergreifen, Ihnen aber 
vorher noch nachträglich zu Ihrem gestrigen Geburtstag namens des Bundesparteita­
ges sehr herzlich gratulieren. 

(Beifall) 

Prof..Dr. Karl Carstens: Verehrte Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und 
Kollegen! Ich stehe hier mit einer gewissen Bewegung; denn es ist das erste Mal seit 
14 Jahren, daß ich auf einem Parteitag unserer Partei das Wort ergreife. 

(Beifall) 

Als ich das letzte Mal sprach, war ich der Fraktionsvorsitzende der CDU/CSU im 
Bundestag, und die Fraktion befand sich in der Opposition. Das war kein ganz 
einfacher Stand, aber, wie Sie alle wissen, wurde er schließlich erfolgreich überwun­
den dank der hervorragenden Arbeit von Helmut Kohl, Alfred Dregger und jetzt meines 
dritten Nachfolgers im Amt, Wolfgang Schäuble. 

Ich möchte zu einem grundsätzlichen Thema kurz das Wort ergreifen, nämlich zu der 
Frage, wie wir Deutschen uns in dieser Zeit selbst verstehen sollten. Wir hören von 
allen Seiten, wir seien eine pluralistische Gesellschaft. Das ist zutreffend. Es gibt keine 
Frage, zu der alle Deutschen dieselbe Meinung hätten. Wir bejahen diese Vielfalt. 

Uns wird auch gesagt, daß wir eine multikulturelle Gesellschaft seien oder zumindest 
werden sollten. Daran ist auch etwas Richtiges. Wir müssen und wollen uns auf die 
Anwesenheit von vielen Ausländern in unserem Lande einstellen. 

Aber mit diesen beiden Worten pluralistisch umd multikulturell ist das Selbstverständ­
nis der Deutschen nach meiner Auffassung nicht erschöpfend beschrieben. Wir 
müssen versuchen, gerade auch unseren ausländischen Mitbürgern zu erklären, was 
wir meinen, wenn wir sagen, wir sind Deutsche. Dabei sollten wir ganz klar machen, 
daß die Deutschen, abgesehen von einer schrecklichen Phase ihrer Geschichte, 
niemals fremdenfeindlich eingestellt waren. 

Ich kann mich gut erinnern: Als ich Kind, zehn Jahre alt war, war der Fußballklub 
Schalke 04 Deutscher Meister. 

(Beifall) 
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Jeder zweite im Fußballklub Schalke 04 war Pole. Wir jubelten, wenn die Polen die 
Tore schössen. 

Die Ausschreitungen gegen Ausländer, die wir in der letzten Zeit erlebt haben, 
mißbilligen wir alle auf das schärfste. Sie sind verabscheuungswürdig. Aber das 
beschreibt jedenfalls nach meiner Meinung nicht das ganze Problem. Das Problem 
besteht darin, daß Hunderttausende von Ausländern unter Berufung auf das Asylrecht 
des Grundgesetzes in das Bundesgebiet einreisen, ohne asylberechtigt zu sein. Das 
erzeugt viel böses Blut, auch unter gutwilligen Deutschen. 

Der Staat muß versuchen, hier Abhilfe zu schaffen. Daß das ein ungeheuer 
schwieriges Problem ist, sieht jeder ein. Aber wir dürfen die Augen davor nicht 
verschließen. Wir bejahen das Asylrecht - ich für meine Person sage das jedenfalls - , 
aber wir wenden uns gegen seinen systematischen Mißbrauch. 

(Beifall) 

Was aber sind denn nun die Merkmale der Deutschen?'lch möchte versuchen, vier 
davon zu nennen. 

Zunächst möchte ich die christliche und christlich-soziale Wurzel nennen. Für sie 
steht im katholischen Lager der Bischof von Mainz Wilhelm Ketteier, der frühzeitig die 
soziale Frage erkannte und sich um ihre Lösung bemühte, ebenso wie Adolf Kolping, 
der kürzlich seliggesprochen wurde und sich in besonderer Weise der arbeitenden 
Menschen, vor allem der Handwerksgesellen annahm. 

Auf evangelischer.Seite stehen als frühe Vorbilder August Hermann Francke, der 
schon im 18. Jahrhundert die Hallischen Stiftungen zur christlichen Erziehung der 
Kinder begründete, ebenso wie später Friedrich von Bodelschwingh, der im 19. 
Jahrhundert die Betheler Anstalten schuf, und schließlich Hinrich Wichern, der 
ebenfalls im 19. Jahrhundert die Innere Mission begründete und das berühmte Rauhe 
Haus in Hamburg errichtete. Sie alle wirken bis heute nach und sind einer der Gründe 
- vielleicht der wichtigste Grund - , auf dem das soziale Engagement der Deutschen 
beruht. 

Zum zweiten nenne ich als charakteristisches Merkmal des deutschen Volkes die 
deutsche Kultur, die deutsche Sprache, die deutsche Dichtung, wie sie repräsentiiart 
wird von Goethe und Schiller, von Kleist und Hölderlin, von Fontane und vielen 
anderen Dichtern, dazu die deutsche Musik, als deren herausragende Vertreter ich 
Bach, Händel und Beethoven nenne, und schließlich die deutsche Philosophie und 
deren wichtigsten Repräsentanten, Immanuel Kant. 

Wir sollten unseren ausländischen Mitbürgern sagen - das meine ich -, daß eine 
Hymne, die inzwischen den Rang einer Weltfriedenshymne einnimmt, nämlich 
„Freude, schöner Götterfunken", von einem Deutschen gedichtet und die Musik dazu 
von einem Deutschen geschrieben worden ist, nämlich von Schiller und von 
Beethoven, und es steht uns gut an, wenn wir das auch gelegentlich erwähnen. 

(Beifall) 

Das dritte Merkmal, das ich nennen möchte, ist die freiheitliche Tradition der 
Deutschen, mit der wir uns identifizieren. Sie beginnt im 19. Jahrhundert und erreicht 
ihren Höhepunkt in der Frankfurter Nationalversammlung 1848/49. Dort wurde eine 
Verfassung verabschiedet, die die beste Verfassung war, die das deutsche Volk in den 
folgenden hundert Jahren hatte, auch wenn sie nicht in Kraft trat. Erst das 
Grundgesetz von 1949 nahm die Ideen der Frankfurter Verfassung wieder auf. 
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Der Hesse Heinrich von Gagern war der erste Präsident der Nationalversammlung, 
Eduard Simson aus Königsberg, ein Jude, w/urde sein Nachfolger. Robert Blum aus 
Sachsen w/ar der Anführer der Linken; er starb als Märtyrer in Wien. Friedrich 
Dahlmann, Johann Droysen und Ludw îg Uhland w/aren Mitglieder dieser Versamm­
lung, und ich meine, wir sollten an diesen Namen erinnern, und ich bin übrigens der 
Meinung - und ich habe diese Meinung immer vertreten - , daß an unseren Schulen 
diese großen Namen der deutschen Geschichte gelehrt werden sollten. 

(Beifall) 

Die Frankfurter Nationalversammlung führte die Farben schwarz-rot-gold als deut­
sche Nationalfarben ein, Farben, die uns bis heute vereinen. 

Aber 16 Jahre vor Frankfurt, nämlich 1832, hatte sich schon in der Pfalz, auf dem 
Hambacher Schloß, eine große Menge freiheitlich gesonnener Bürger versammelt. 
Unser Freund Bernhard Vogel hat das Verdienst, die 1 SOjähhge Wiederkehr dieser 
großen Kundgebung für Freiheit und Recht zu feiern. Auf dem Hambacher Schloß 
sprachen viele Redner, am eindrucksvollsten war Philipp Jacob Siebenpfeiffer. Aus 
seiner Ansprache möchte ich die beiden Schlußsätze zitieren. Siebenpfeiffer schloß 
seine Rede mit folgenden Sätzen: „Es lebe das freie, das einige Deutschland!" 

(Vereinzelt Beifall) 

„Hoch leben die Polen, der Deutschen Verbündete! Hoch leben die Franken" - damit 
meinte er die Franzosen - "der Deutschen Brüder, die unsere Nationalität und 
Selbständigkeit achten! Hoch lebe jedes Volk, das seine Ketten bricht und mit uns den 
Bund der Freiheit schwört! Vaterland - Volkshoheit - Völkerbund - hoch!" 

Das war vor 160 Jahren. Und auch dieser Mann verdient es, der Vergessenheit 
entrissen zu werden, denn er hatte eine Zukunftsvision für Europa und von Europa, die 
in den folgenden anderthalb Jahrhunderten kein europäischer Staatsmann erreicht 
hat; weder Bismarck - bei aller sonstigen Verehrung für Bismarck - noch Stresemann 
haben die Einheit gesehen, die zwischen Franzosen, Deutschen und Polen bestehen 
muß. 

Jetzt, im August dieses Jahres, haben die Außenminister dieser drei Länder sich in 
Weimar getroffen und eine Resolution verabschiedet, in der es heißt, daß Europa an 
einem historischen Wendepunkt steht und daß für das Gelingen der Zukunft Europas 
die Polen, die Deutschen und die Franzosen maßgebende Verantwortung tragen. 

Ich bitte um Ihre Nachsicht, daß ich hier einen kleinen historischen Rückblick gehalten 
habe, aber ich dachte, ich sollte diese einzigartige Gelegenheit benutzen, um vor 
allem auf Siebenpfeiffer, den großen Freiheitskämpfer des Hambacher Festes, 
hinzuweisen. 

Wenn wir heute nach dem Selbstverständnis der Deutschen gefragt werden, dann 
laßt uns darauf antworten: Wir stehen in der christlichen, der christlich-sozialen 
Tradition; wir sind geprägt durch die Kultur unseres Volkes, und wir halten die 
freiheitliche, völkervereinende Tradition aufrecht, deren Wurzeln im 19. Jahrhundert 
gelegt wurden. Wir sind aus tiefster Überzeugung Europäer, deren Ziel die politische 
Einheit Europas ist. 

Und dann können wir über den pluralistischen und multikulturellen Charakter unseres 
Volkes weiter diskutieren. - Ich danke Ihnen vielmals für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall) 
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Barbara Schäfer, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Prof. Carstens. 

Ich darf jetzt Herrn Thomas Stritzl, Landesverband Schleswig-Holstein, bitten, sich 
zur Verfügung zu halten. 

Vorab, liebe Parteitagsdelegierte, möchte ich Sie noch gern auf den Stand der 
Gesellschaft für Multiple Sklerose Sachsen-Schirmherrin: Ingrid Biedenkopf-unten 
neben dem Eingang aufmerksam machen. Diese Multiple-Sklerose-Gesellschaft 
Sachsen veranstaltet eine Tombola. Jedes Los kostet 10 Mark. Ich möchte Sie sehr 
herzlich bitten, von dem Angebot dieses Standes Gebrauch zu machen. Der Erlös der 
Tombola dient der Förderung der Bekämpfung dieser schrecklichen Krankheit 
Multiple Sklerose. Vielen Dank. 

Herr Stritzl, Sie haben das Wort. 

Thomas Stritzl: Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 80 Prozent 
von jungen Leuten sollen nach neuesten Umfragen mit der Politik nichts mehr am Hut 
haben w/ollen. Das ist nach meiner festen Überzeugung ein schlimmes Alarmsignal, 
denn wenn wir diesen Trend nicht umkehren, kann Demokratie nicht gestaltet werden, 
wenn faktisch eine ganze Generation nicht mehr an dieser Gestaltungsaufgabe 
mitwirken will. 

Dies setzt nicht nur Herausforderungen an die Politik, und ich glaube, die Bundesre­
gierung tut einiges, um dem entgegenzuwirken. Ich würde mich freuen, wenn auch auf 
anderen Ebenen - auch wenn das Geld knapp ist - nicht dann und nicht dort gespart 
wird, wo es junge Menschen besonders dringend brauchen. 

(Vereinzelt Beifall) 

Entscheidend ist auch, wie wir als CDU darauf reagieren. Es wurde vorhin gesagt, 
auch von Ministerpräsident Teufel: Dialogfähigkeit erhöhen! Ich bin mir aber nicht 
ganz sicher, ob die Strukturen der CDU ausreichen, um wirklich Dialogfähigkeit 
sicherstellen zu können. Das gilt nicht nur für die etwas jugendferne Zusammenset­
zung vieler Delegiertenversammlungen; das gilt auf Mandats-, das gilt auf anderen 
Ebenen. Ich glaube, wenn wir Dialogfähigkeit, die wir brauchen, sicherstellen wollen, 
dann müssen wir auch jugendnahe Strukturen schaffen; denn sonst reden wir nur 
über junge Menschen und nicht mit jungen Menschen. 

(Vereinzelt Beifall) 

Der Ist-Zustand unserer Partei ist meines Erachtens bisher dieser Aufgabe nicht 
gerecht geworden. Der Ist-Zustand unserer Partei ist oft dadurch gekennzeichnet daß 
wir richtiggehend jugendfreie Zonen mittlerweile in der CDU Deutschlands haben. 
Das darf sich nicht so fortsetzen. Es ist nicht nur ein Eigeninteresse der jungen Leute. 
Klar sagt man immer, junge Leute reden nur für sich selbst; darum geht es gar nicht. 
Wir wollen - um mit einem estnischen Sprichwort zu reden: Wenn du Hunger hast, gib 
ihm keinen Fisch, sondern eine Angel - keine Almosen, wir wollen keine Alibiposition. 
Was die CDU in ihrem eigenen Interesse als Volkspartei braucht, ist eine jugendnahe 
Struktur, jungen Menschen eine Chance zu geben, sich bewähren zu können, sich 
auch in der Verantwortung bewähren zu können und sich nicht auf einen Weg zu 
begeben, wo letztlich Verantwortung erst dann geleistet und getragen werden kann, 
wenn man in die Verantwortung „hineinvergreist" ist. Das wollen junge Leute nicht. Sie 
wollen in Verantwortung hineinwachsen. 

In dem Sinne, glaube ich, war es richtig, was Helmut Kohl, der in diesem Bereich ja 
auch bereits nachvollziehbare Akzente gesetzt hat, gesagt hat: mehr junge Leute auf 
allen Ebenen in die Verantwortung. - Nur, wir dürfen es nicht einem überlassen, 
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sondern wir müssen es alle tun. Wenn wir nicht mehr junge Leute für uns begeistern 
können, wenn nicht mehr junge Leute bei uns mitmachen können, dann haben wir 
unsere Zukunft als Partei nicht vor uns, sondern bereits hinter uns. Deswegen laßt uns 
alle kämpfen, daß es klappt, das Ziel zu erreichen: mehr junge Leute in die CDU! - Ich 
danke Ihnen. 

(Beifall) 

Barbara Schäfer, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Stritzl. 

Ich darf jetzt dem Ministerpräsidenten von Sachsen-Anhalt, unserem Parteifreund 
Werner Münch, das Wort erteilen. 

Prof. Dr. Werner Münch (mit Beifall begrüßt): Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Liebe Parteifreunde! Ich glaube, daß wir außerordentlich gut 
beraten waren, diesem Parteitag das Motto zu geben: „Gemeinsam gestalten wir 
Deutschlands Zukunft in Freiheit." - Ich denke, daß es sicher kein Zufall ist, daß das 
Wort „gemeinsam" an erster Stelle dieses Mottos steht. „Gemeinsam" heißt ja wohl: 
alte und neue Länder, heißt Ost und West, heißt dasselbe auch in bezug auf die eigene 
Partei. 

Ich denke, daß es wichtig ist, daß wir, wenn wir dieses Motto ernst nehmen, unter der 
gemeinsamen Verantwortung auch das zusammenfügen, was wir für den Aufbau der 
neuen Länder brauchen. Wir brauchen jeden mit seiner eigenen Biographie, mit seiner 
eigenen Geschichte und Erfahrung und mit den unterschiedlichen Schwerpunkten, 
die er zur Erfüllung dieser Aufgabe einbringen kann. 

Ich möchte an dieser Stelle gerne einmal etwas sagen, was heute meinem Eindruck 
nach noch zu wenig zum Ausdruck gekommen ist: Es hat - wenn man von 
Kriegszeiten absieht - kaum eine Situation gegeben, in der Menschen so viel 
zugemutet worden ist wie den Menschen in den neuen Bundesländern in den letzten 
12 oder 14 Monaten. 

(Beifall) 

Ich denke, daß es ein Wort des Dankes und der Anerkennung wert ist, daß wir die 
Leistungen zusammenfassen können, indem wir sagen: Es ist Erstaunliches geleistet 
worden. Es ist eine hohe Innovationsfähigkeit bewiesen worden. Es ist eine große 
Arbeitsleistung erbracht worden. Vieles von dem, was an Vorurteilen an Stammti­
schen herumgeistert, entspricht natürlich überhaupt nicht der Realität. 

Ich denke, daß ein zweites wichtig ist, wenn wir das Wort „gemeinsam" etwas 
analysieren, nämlich daß wir deutlich sagen müssen, daß in der Vergangenheit unter 
diesem Stichwort eine gigantische Hilfeleistung in Gang gesetzt worden ist -
materiell, finanziell, personell, und zwar nicht hur auf der staatlichen Ebene, sondern 
auch von vielen einzelnen Personen, Gruppen, Verbänden, Organisationen. Ich 
denke, daß es überhaupt nicht selbstverständlich ist, daß jede vierte Mark des 
Bundeshaushalts 1992 in die neuen Bundesländer fließt. 

(Beifall) 

Ich sage hier ausdrücklich - weil auch ich manchmal, um es kritisch anzumerken, den 
Eindruck habe, daß wir dies von uns aus zu wenig tun -, daß wir hierfür dankbar zu sein 
haben und daß es überhaupt nicht selbstverständlich ist, daß dies so geschieht. Ich 
möchte diesen Dank insbesondere mit Bezug auf den Fonds Deutsche Einheit, das 
Gemeinschaftswerk Aufschwung Ost und manche andere Dinge zum Ausdruck 
bringen. 
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Lieber Herr Kollege Teufel, ich habe sehr wohl gehört, was Sie vorhin gesagt haben. 
Ich habe dies auch sehr ernsthaft registriert, und ich kann dem im Kern überhaupt 
nicht widersprechen und will es auch nicht tun, weil es von der Sache her nicht 
berechtigt wäre, aber ich möchte aus meiner Sicht gerne hinzufügen: Auch wir 
wissen, daß wir mit dem Geld verantwortungsbewußt umzugehen haben. Auch wir 
wissen, daß alles nicht sofort machbar ist. Auch wir wissen, daß wir Geduld und Zeit 
brauchen und daß wir unsere Menschen ein Stückchen dahin zu bringen haben, daß 
auch sie dazu bereit sind. Aber ich bitte umgekehrt darum, auch zu verstehen und 
einzusehen, daß Menschen, die 57 Jahre durch zwei Diktaturen um den größten Teil 
ihres Lebens betrogen worden sind, auch das Recht haben, etwas ungeduldiger zu 
sein und manchmal auch ein bißchen aggressiver zu fordern. 

(Beifall) 

Ich wäre dankbar, wenn von diesem Parteitag auch ein Impuls in die Richtung 
ausginge, daß Sie unsere Bitte verstehen, daß wir auch weiterhin unterstützt werden, 
und daß wir Ihnen umgekehrt gern zusagen, daß wir auch Ihre Sichtweise nicht 
vergessen, aber jedes personelle oder finanzielle Loch, das in einem westlichen 
Bundesland aufgerissen wird, ist im Ergebnis immer noch kleiner als das, was in 
einem östlichen Bundesland bestehen bleiben würde. 

(Beifall) 

Ich möchte einen zweiten Punkt mit Blick auf das Motto sowie auf Sinn und Ziel dieses 
Parteitages aufgreifen und die Frage stellen: Sind wir mit dem, was wir erreicht haben, 
eigentlich zufrieden? Wie sieht bei einer kritischen Bewertung die Bestandsaufnahme 
aus? 

Ich möchte Sie nicht mit Zahlen langweilen, aber ich denke, daß ich vielleicht doch 
einmal zwei jüngste Umfragedaten nennen darf, um daraus entsprechende Konse­
quenzen abzuleiten. Es hat im Spätsommer dieses Jahres eine Befragung durch die 
Wickert-Institute gegeben. Die Fragestellung lautete: Wer von Ihnen - befragt wurden 
Bürgerinnen und Bürger in den westlichen Bundesländern - hat seit der Wende einen 
direkten persönlichen Kontakt zu einem Menschen in einem östlichen Bundesland 
aufgenommen? Die Zahl derjenigen, die dies getan h'aben, lag bei 18 %; bei den 
Menschen bis zu 30 Jahren waren es 13 %. Das heißt: Gut jeder zehnte junge Mensch 
hat einen solchen persönlichen Kontakt hergestellt. 

Es gab eine zweite zum Jahrestag der deutschen Einheit von Infas durchgeführte 
Befragung. Die Fragestellung, an die Bürger in den östlichen Bundesländer gerichtet, 
lautete: Fühlen Sie sich eigentlich immer noch als Ostdeutsche? Umgekehrt, an die 
Bürgerinnen und Bürger im Westen gerichtet, lautete die Fragestellung: Fühlen Sie 
sich als Gesamtdeutsche oder immer noch als Westdeutsche? - Die Antwort im 
Osten lautete zu 65 %: Wir fühlen uns noch als Ostdeutsche. Sie lautete in den 
westlichen Bundesländern zu 60 %: Wir fühlen uns noch als Westdeutsche. 

Wir haben andere Umfragedaten, die z.B. eine stärkere Distanz zur Einbindung in die 
NATO unterstreichen. Wir haben Umfragedaten, die eine unglaublich kritische Distanz 
zu Religion und Kirche erkennen lassen und vieles mehr. 

Ich sage dies nicht deshalb, um daraus möglicherweise einen Vorwurf an die 
Menschen im Osten abzuleiten, ganz im Gegenteil. Denn die Erfahrung mit einem 
Staat, der seine Bürger entmündigte, bespitzelte und betrog, führte eben dazu, daß 
das Vertrauen in staatliche und gesellsctiaftliche Institutionen im Osten weit geringer 
ist als im Westen. 
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Welche Konsequenzen sollten wir aus dieser Situation ziehen? Ich möchte einige 
wenige sehr konkrete Vorschläge im Sinne der Interpretation der gerade vorgetrage­
nen Daten machen. 

Erstens. Ich glaube, daß wir eine große Bereitschaft beweisen müssen, Erfahrungen 
und Stimmungen der Menschen in den neuen Bundesländern stärker wahrzunehmen 
und auch stärker ernst zu nehmen. 

Ich glaube zweitens, daß wir, die CDU, eine besonders herausgehobene Verantwor­
tung haben, eine Systemauseinandersetzung mit der Fragestellung zu führen: Warum 
ist der Sozialismus gescheitert, warum haben sich Rechtsstaat und Demokratie 
durchgesetzt? Es geht nicht darum, das Scheitern des Sozialismus sozusagen als 
eine selbstverständliche historische Tatsache zu begreifen und damit im Alltag zur 
Tagesordnung überzugehen. 

(Beifall) 

Ich glaube drittens, daß wir einsehen müssen, daß Geduld notwendig ist und daß 
innere Einheit und Vertrauensbildung Zeit brauchen und nicht in wenigen Monaten 
herzustellen sind. 

Ich glaube viertens, daß Gemeinsinn nicht dadurch entsteht, daß man Vorurteile pflegt 
und daß man sich gegenseitig mit Forderungen und Vorwürfen überbietet, sondern 
daß Gemeinsinn da anfängt, wo man miteinander redet und den anderen in seiner 
besonderen Lage zu verstehen beginnt. 

Fünftens. Ich glaube, daß wir sehr viel stärker, als wir dieses Thema bisher angepackt 
haben, die Aufarbeitung der DDR-Geschichte betreiben müssen. Ich bin ein großer 
Anhänger der schon geäußerten Idee, zu einer Art zweitem Institut für Zeitgeschichte 
zu kommen. Ich denke, daß es gut wäre, ein solches Institut in einem östlichen 
Bundesland anzusiedeln. Ich werbe gar nicht für Sachsen-Anhalt. Ich könnte mir 
beispielsweise vorstellen, daß Weimar ein guter Standort dafür wäre. 

(Beifall) 

Sechstens und letztens. Ich glaube, daß es wichtig ist, daß wir verstärkt Gesprächsfo­
ren auf Bundesebene anbieten, bei denen Künstler, Wissenschaftler, Intellektuelle 
und insbesondere Repräsentanten der Wende zu Wort kommen, weil das ein Weg ist, 
um Sprache und Empfindungen der Menschen im Osten und im Westen einander 
anzunähern. 

Wir Christdemokraten, meine Freunde, haben großes Vertrauen in den neuen 
Bundesländern, weil die Menschen dort genau wissen, daß wir es waren, die die 
staatliche Einheit nicht aufgegeben haben. Gerade deshalb müssen wir jetzt Motor 
sein, um die innere Einheit herzustellen. Wenn wir dies tun mit einem Wort, das Max 
Weber in seiner Schrift „Politik als Beruf" einmal als die Wesensmerkmale des 
Politikers geschildert hat, nämlich mit Leidenschaft, mit Augenmaß und mit Verant­
wortungsbewußtsein, dann sind wir gut beraten, und ich denke, daß wir dies dann 
auch im Sinne einer guten Zukunft gemeinsam für ein besseres Deutschland tun. 
Vielen herzlichen Dank. 

(Beifall) 

Barbara Schäfer, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, ich bitte jetzt Herrn 
Jürgen Langner vom Landesverband Sachsen, ans Rednerpult zu kommen. Gleich­
zeitig bitte ich, daß sich als nächste bereithalten Frau Dr. Böhm vom Landesverband 
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Rheinland-Pfalz und Hermann Gröhe vom Landesverband Nordrhein-Westfalen. -
Mit einem Blicl< auf die Uhr bitte ich alle folgenden Rednerinnen und Redner, sich auf 
fünf Minuten zu beschränl<en. 

(Beifall) 

Ich bitte nun Herrn Jürgen Langner. 

Jürgen Langner: Werte Frau Präsidentin! [vieine Damen und Herren! Ich komme aus 
dem Erzgebirge, dem Landkreis Marienberg, wo einst „de Walder haamlich rausch­
ten". Durch 40jährige Wirtschaftspolitik der SED in Grund und Boden gestampft, 
sehen wir den „Erfolg": Wir sind heute eines der größten Waldschadensgebiete 
Europas. 

Ich komme aus einer Gegend mit jahrhundertelanger christlicher und bergbaulicher 
Tradition. Ich schäme mich auch nicht meiner sächsischen Sprache. 

(Beifall) 

Im Gegenteil, wir sollten alle unsere Sprachtradition pflegen; denn das kann uns 
verbinden und die Norddeutschen dazu bringen, uns interessant zu finden. Das 
Erzgebirge und das Land Sachsen - das werden sicherlich alle bemerkt haben -
haben einiges zu bieten. 

Dort, wo ich herkomme, sind wir ein relativ schwaches Wirtschaftsgebiet mit wenig 
Industrie und kleinen mittelständischen Betrieben. Da können Sie sich sicher 
vorstellen, was es für uns in der Region bedeutet, wenn die wenigen Großbetriebe 
jetzt nur durch totale Umstrukturierung wieder in Gang gebracht werden können. 
Noch schlimmer ist, daß die alten neuen Geschäftsführer über Nacht plötzlich die 
Marktwirtschaft erfunden haben wollen. 

(Beifall) 

Wenn ich von innerer Einheit spreche, dann meine ich natürlich die restlose 
Zerschlagung der alten Wirtschaftsstruktur, die bis jetzt auf vielen Ebenen leider noch 
nicht ganz erfolgt ist. 

(Beifall) 

Das heißt, es müssen Möglichkeiten geschaffen werden, diese alten neuen Bonzen 
endlich von ihren Plätzen zu vertreiben. 

(Beifall) • 

Ich muß Ihnen sagen: Ich gehöre zur ehemaligen alten CDU, und dessen schäme ich 
mich nicht; denn die Leute der alten CDU - und damit meine ich nicht nur die im Osten, 
sondern auch die Damen und Herren im Westen - haben bei der Umstrukturierung 
und bei der Zerschlagung der Strukturen einiges getan. Wir haben in den ersten 
Reihen der Demos gestanden und dort gesprochen, selbst auf die Gefahr hin, daß die 
Stasi noch allgegenwärtig gewesen ist. Wenn wir Geschichtsbewältigung betreiben, 
sollten wir es also ganz tun und vor allen Dingen objektiv sehen. Wir haben unter 
anderem auch der jungen CDU - das muß ich einmal sagen - den Weg zum Erfolg der 
Wahlen geebnet; denn die Qualität der Partei ist weiß Gott nicht abhängig vom 
Eintrittsdatum. Und wenn Sie mich fragen: Brave und artige Parteimitglieder müssen 
nicht immer gut sein. 

'Wer also, wenn man so spricht, kennt die Sorgen und Nöte in den neuen 
Bundesländern besser als wir? Wir haben von unserem Parteivorsitzenden Kohl 
gehört, daß es nur eine CDU in Deutschland gibt. Rücken wir also endlich wieder 
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zusammen, meine Damen und Herren! Liebe Parteifreunde in den westlichen 
Bundesländern, besuchen Sie Ihre Parteifreunde in den östlichen Bundesländern von 
Rostock bis nach Eisenach, von Dömitz bis Görlitz, von Görlitz bis Marienberg! 
Informieren Sie sich vor Ort! Als Erzgebirgler kann ich Ihnen sagen: Familienanschluß 
ist bei uns weiß Gott kein Problem! 

Was uns zu denken gibt, sind die Schwierigkeiten an der Basis. Von daher komme ich, 
und deswegen wollte ich einige Punkte loswerden. Das große Problem der Klärung 
der Eigentumsverhältnisse ist Ihnen sicherlich bekannt. Ich kann davon ein Lied 
singen. Ich bin in der Firmenleitung eines mittelständischen Betriebes, wo wir alle 
davon sprechen, daß das Handwerk und der Mittelstand gefördert werden müssen. 
Wenn ich sage, daß ich teilweise nicht zum Zuge komme, wenn es um die Klärung der 
Eigentumsverhältnisse geht, daß ich seit über einem Jahr wie Don Quichotte gegen 
Windmühlen kämpfen muß, dann können Sie mir glauben, daß ich davon etwas weiß. 

Das Weitere betrifft die Aufbauphase der neuen Verwaltungsstruktur. Wenn ich Ihnen 
sage, was Verwaltungsstruktur bedeutet, muß ich auch sagen: Ich kenne einige Leute, 
die als erstes von unseren bundesdeutschen Freunden und Beamten die Mentalität 
übernommen haben. Geben wir uns deshalb alle ein Zeichen, daß Schwierigkeiten in 
der Verwaltungsstruktur nur durch gegenseitiges Verständnis geklärt werden können. 
Das bedeutet, daß die Kompliziertheit der rechtlichen Verhältnisse auf ein einfaches 
Niveau gebracht werden muß; denn den Prozeß der inneren Einheit besser zu 
gestalten, muß gegenseitiges Verstehen heißen. 

Meine Damen und Herren, ich wollte Ihnen nur wenige Dinge zum Nachdenken geben. 
Es würde Stunden dauern, um alles zu sagen. Ich habe mich deshalb auf Weniges 
beschränkt. 

Nehmen wir die Aufgaben der inneren Einheit ernst! Geben wir allen Menschen Mut; 
denn das erwartet man vom heutigen Parteitag von uns. 

Meine Damen und Herren, ich wünsche uns Kraft, Gesundheit und Gottes Hilfe bei der 
Bewältigung dieser historischen Aufgabe mit einem herzlichen' Glückauf aus dem 
Erzgebirge. 

(Beifall) 

Barbara Schäfer, Tagungspräsidium: Vielen Dank. 

Stellvertretend für alle Geburtstagskinder des heutigen Tages möchte ich der 
stellvertretenden Bundesvorsitzenden der Frauen-Union, Frau Karwatzki, sehr herz­
lich zu ihrem heutigen Ehrentag gratulieren. Herzlichen Glückwunsch, Frau Karwatzki! 

(Beifall) 

Frau Dr, Böhmer, Landesverband Rheinland-Pfalz, Sie haben jetzt das Wort. 

Dr. Maria Böhmer: Frau Tagungspräsidentini Liebe Parteifreunde und Parteifreun­
dinnen! Nach dem Verlauf des heutigen Parteitags und der bisherigen Beiträge bin ich 
ein Stück optimistisch, daß wir das Ziel, das wir uns alle setzen - und davon gehe ich 
aus: daß die CDU jünger und weiblicher werden soll - , in der Tat erreichen können. 

(Beifall) 

Im Vorfeld dieses Parteitags gab es eine typische Freitag-den-Dreizehnten-Presse-
meidung, und die lautete; Die Union beginnt auch soziologisch von der Substanz zu 
leben. Wenn ich mich hier in diesem Saal umsehe, so muß ich sagen: Wer das 
geschrieben hat, der wäre gut beraten, sich in diesen Reihen einmal umzusehen. 
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Aber auf der anderen Seite brauchen wir aucii den l<laren Blicl< dafür, was die 
Statistil<en und was dieZalilen uns sagen. Es ist in derTaterscIirecl^end, zu lesen, daß 
wir in den alten Bundesländern nur 6,6 % junge Leute unter 30 Jahren in der CDU 
haben. Da ist die Zahl von 16,9 % in den neuen Bundesländern sehr viel optimistischer 
für mich. Und was die Frauen angeht, so würde ich auch sagen, wir sollten uns an dem 
orientieren, was die Frauen aus den neuen Bundesländern uns vorgemacht haben, 
nämlich 40 % Frauen in der CDU. Das ist eine stolze Zahl und eine gute Zielvorgabe für 
uns alle. 

(Beifall) 

Wir klagen auch immer darüber, daß die CDU nicht so attraktiv sei, nicht d i e 
Resonanz finde bei jungen Leuten und bei Frauen. Ich glaube, wir müssen Schluß 
machen mit dem Klagen. Wir müssen zum konkreten Handeln kommen. Heute stehen 
Entscheidungen an, die unter Beweis stellen können, daß es der CDU sehr wohl ernst 
damit ist. Junge und Frauen in Führungsämter zu berufen. Und das sollte ein Signal 
sein für alle Ebenen der Partei: für die Ortsebenen, die Kreisebenen, die Bezirksebe­
nen und auch die Landesebene. Es darf nicht beim Appell bleiben, es muß gehandelt 
werden! 

(Beifall) 

Es ist aber nicht nur unser Problem als CDU, es ist ein Problem insgesamt und ein 
Problem, was sehr tief geht: daß junge Menschen Distanz üben, wenn es um 
Mitwirkung in unserer Demokratie geht. Bei der letzten Bundestagswahl haben 20 % 
weniger den Weg zur Wahlurne angetreten, und im Osten unseres Landes waren es 
noch mehr. 

So viel Verständnis ich für diese Haltung auf Grund der vorhergehenden Erlebnisse 
auch aufbringe, so muß ich doch sagen: Es ist wichtig, mitzutun bei den politischen 
Entscheidungen, es ist wichtig, mitzugestalten und auch die Richtung mitzubestim­
men. So müssen wir alle einladen und offen sein für alle, ob Jung, ob Alt, ob Männer, 
ob Frauen, in dieser Partei in Ämtern und Mandaten, aber auch bei punktuellen 
Aktionen mitzuwirken. 

Ich stelle mir aber auch vor, daß es darüber hinaus für uns wichtig ist, daß wir die 
Themen in die Öffentlichkeit bringen, die wirklich die Öffentlichkeit berühren. Da habe 
ich manches Mal Zweifel, ob wir die richtigen Themen wählen und ob wir die richtigen 
Fragen stellen; und ob wir dann auch noch die richtigen Antworten geben, dahinter 
setze ich ein dickes Fragezeichen. Nicht nur denjenigen, der im Stau steht, interessiert 
es, wie wir die Verkehrsprobleme lösen, sondern das interessiert alle. Und nicht nur 
diejenigen, die eine Wohnung suchen, wollen wissen, wie es mit dem Wohnungsbau 
weitergeht. Es geht auch nicht allein darum, einen Baum zu erhalten, sondern es geht 
um den Erhalt unserer Lebensgrundlagen überall in unserem Lande, und deshalb ist 
Umweltpolitik keine Wohltat, deshalb ist Umweltpolitik eine dringende Notwendigkeit. 

(Zustimmung) 

Bei der Lösung der vor uns liegenden Aufgaben im Zusammenhang mit dem 
Zusammenwachsen, mit der deutschen Einheit, kommt der Sozialen Marktwirtschaft 
eine ganz ausschlaggebende Rolle zu. So manche sagen ja, der Wettbewerb der 
Systeme ist zu Ende, ein Spuk ist zu Ende gegangen. Ich glaube, es war mehr als ein 
Spuk, der hier in Thüringen, in Sachsen und in den anderen neuen Bundesländern, in 
der damaligen DDR sich abgespielt hat; es war ein menschenverachtendes und 
menschenzerstörendes System, was zu Ende gegangen ist. Aber das heißt doch 
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nicht, daß wir das Soziale in der Sozialen Marktwirtschaft etwa klein schreiben dürfen. 
Wir müssen es groß schreiben, und das heißt auch, daß wir überlegen müssen, wie die 
neuen Herausforderungen sind, daß wir schließlich auch zu den sozialen Aspekten die 
ökologische Komponente hinzunehmen müssen. Was wir brauchen, ist eine Weiter­
entwicklung der Sozialen Marktwirtschaft zu einer Ökologisch-Sozialen Marktwirt­
schaft, und das muß die Botschaft sein, die wir gemeinsam gestalten, gemeinsam 
gestalten in dem Sinne: Alle sind eingeladen und müssen Eigeninitiative zeigen. 

Ich glaube, daß gerade unser Konzept „Soziale Marktwirtschaft" den Schlüssel bietet, 
wirklich Verantwortung, Menschenwürde und Freiheit in allen Teilen Deutschlands 
miteinander voranzubringen. Ich hoffe, daß wir dazu alle Kräfte mobilisieren können, 
damit wir von Dresden allen die Botschaft nach Hause bringen können: Die CDU wird 
den Weg in die Zukunft gestalten. 

(Beifall) 

Barbara Schäfer, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Frau Dr. Böhmer! - Jetzt hat das 
Wort der Bundesvorsitzende der Jungen Union, Hermann Gröhe. 

Hermann Gröhe: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe Freundinnen und 
Freunde der CDU! Der Landesvorsitzende der Jungen Union Schleswig-Holsteins, 
Thomas Strietzl, hat eben schon einmal auf die Jugenddebatte im Deutschen 
Bundestag am vergangenen Donnerstag hingewiesen, auch auf das erschreckende 
Resultat der Shell-Studie, das dort von unserer Jugendministerin Angela Merkel zitiert 
wurde: 80 % der Jugendlichen - so zitierte sie - mißtrauen uns, die wir politisch tätig 
sind. Ich sage bewußt „uns", denn dies soll ja keine Anklage sein, sondern eine 
Anfrage an uns, an alle Parteien, aber natürlich auch an Jugendorganisationen. Ich 
erhoffe und erwarte von diesem Parteitag - und ich denke, viele Jüngere erwarten das 
-, daß wir die Herausforderungen, die vor uns liegen, als Chance der Einladung zur 
Mitarbeit nutzen. 

Wenn ich an die jungen Leute in Dresden und in anderen Städten und Gemeinden der 
neuen Länder denke, dann waren es in den letzten Wochen sicher vor allem die 
Sorgen um eine gute und moderne Ausbildung, an denen sich Politik als konkreter 
Anwalt auch der Belange junger Menschen bewähren konnte und bewähren mußte. 
Ich denke, es ist ein großartiger Erfolg, wenn heute festgestellt werden kann, daß jeder 
Jugendliche in den neuen Ländern einen Ausbildungsplatz erhält. Wir als Junge Union 
sagen auch Dank dafür, daß der Bundeskanzler in der Weise, in der er das Anfang der 
80er Jahre auch im Westen getan hat, sich persönlich zum Anwalt dieses Anliegens 
gemacht hat. Sich konkret als Anwalt junger Leute zu bewähren: dies stärkt wieder 
das Vertrauen in uns, wie es notwendig ist. 

Es geht aber auch darum, Fehleinschätzungen, die auch wir getan haben, zuzugeben 
und Korrekturen vorzunehmen. Es geht- und dies sagen gerade unsere Freundinnen 
und Freunde aus den neuen Ländern - auch darum, über Vergangenes ohne 
Pauschalierung, ohne Selbstgerechtigkeit, aber auch ohne Vertuschung und mit 
Klarheit zu reden. Und es geht darum, all das zu vermeiden, was konkret Vorbehalte 
gegenüber der Politik bestärkt. 

Ich will hier ganz konkret - gerade vor dem Hintergrund der Diskussion der letzten 
Tage in Hamburg - sagen, daß ich deswegen der festen Überzeugung bin: Wir 
müssen Regelungen schaffen, wonach die Beschlußfassung über die Diäten und ihre 
Festlegung außerhalb der Parlamente erfolgt. Dies darf nicht Sache der Parlamente 
sein, das muß außerhalb der Parlamente erfolgen. 

(Beifall) 
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Ich denke aber auch, daß wir uns bis in die Kommunen Gedanken machen müssen 
und überprüfen müssen, ob nicht bestimmte Unvereinbarkeiten bestehen zwischen 
politischen Ämtern und Ämtern in Verwaltungs- und Aufsichtsgremien von Unterneh­
men, die in der öffentlichen Hand sind. Ich glaube, hier kann man konkret Vorbehalte, 
die im Hinblick auf diejenigen bestehen, die Politik machen, abbauen. 

Von zentraler Bedeutung wird es sein, daß wir verstärkt Foren des direkten Gesprächs 
miteinander schaffen. Hier war sicher das Jugendforum in Schwerin, das Junge Union 
und CDU gemeinsam veranstaltet haben, ein wichtiger Schritt. In lockerer Atmo­
sphäre das Gespräch zwischen Politik und jungen Leuten zu suchen und zu führen, 
dieses IVIotto „Politik zum Anfassen" wünschen wir uns für die Parteiarbeit überhaupt, 
gerade wenn es um die Ansprache junger Leute geht. Es geht um attraktivere 
Veranstaltungen, und es geht um die IVlöglichkeit der Mitarbeit und des Mitredens in 
unseren Reihen, selbst dann, wenn man sich noch nicht entschieden hat, Mitglied zu 
werden. 

Schließlich brauchen wir auf allen politischen Verantwortungsebenen Anwälte des 
Lebensgefühls und der Denkweise jüngerer Leute. Hier hat es in den letzten Jahren 
Veränderungen gegeben, die wir begrüßen: die junge Gruppe im Deutschen Bundes­
tag oder die Schaffung eines Jugendministeriums, wie dies die Junge Union in 
Hamburg auf dem ersten gemeinsamen gesamtdeutschen CDU-Parteitag vorge­
schlagen hatte. Wir begrüßen außerordentlich, in welcher Weise sich Angela Merkel 
als engagierte hervorragende Sprecherin gerade unserer Anliegen, der Anliegen der 
Jüngeren, profiliert, 

(Beifall) 

und ich sage ausdrücklich: Wir begrüßen den Vorschlag, sie zur stellvertretenden 
Vorsitzenden dieser Partei zu wählen. 

(Beifall) 

Ich rufe all denen, die dies hoffentlich mittragen, zu: Wir erwarten, daß diese Wahl für 
unsere Partei nicht Alibi-, sondern Modellcharakter hat. 

(Zustimmung) 

Volker Rühe hat ja - und ich bin ihm dafür dankbar, daß er hier Klartext gesprochen hat 
- darauf hingewiesen, wie notwendig dieses Modell ist. Wenn von 9000 westdeut­
schen Ortsverbänden dieser Partei über 2000 keine einzige oder nur eine Frau in ihren 
Reihen als Mitglied haben, wenn 1800 Ortsverbände niemanden unter 30 Jahren und 
300 Ortsverbände gar niemanden unter 40 Jahren mehr in ihren Reihen sehen, ist der 
Charakter der Volkspartei partiell in Frage gestellt, und wir haben allen Anlaß, dies 
gemeinsam zu ändern. 

Ändern wollen auch, wenn sie sich überhaupt für Politik interessieren, junge Leute 
etwas, und deswegen ist, so denke ich, die Hauptherausforderung, vor der wir stehen, 
die, als Regierungspartei zu zeigen, daß wir für den Veränderungswillen junger Leute 
offen sind. Mir scheint, die heute ja oft genannten Herausforderungen - deutsche 
Einheit, Europa, Schaffung der vereinigten Staaten von Europa, weltweiter Schutz der 
Schöpfung, Hilfe für die Ärmsten - zeigen deutlich: Es geht um mehr als um die 
Verwaltung und Fortschreibung des Status quo. Es geht um eine Gestaltung und ein 
Verändern, zu dem es sich lohnt einzuladen. Darauf freuen wir uns. - Vielen Dank. 

(Beifall) 
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Barbara Schäfer, Tagungspräsidium: Danl<e, HerrGröhe. 

Ich habe eine wichtige Mitteilung für die Mitglieder der Antragskommission zu 
machen. Die Antragskommission tritt heute abend nach Ende der Plenarsitzung 
zusammen. Die Mitglieder werden gebeten, im Foyer die linke Treppe bis zur dritten 
Etage zu benutzen; sie finden dann den Sitzungsraum der Antragskommission im 
Durchgang links. 

In der Reihenfolge der Rednerliste erteile ich das Wort jetzt unserem Parteifreund 
Minister Dr. Zeh, Landesverband Thüringen. 

Dr. Klaus Zeh: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Freunde! Vergangen­
heitsbewältigung - oder besser: Aufarbeitung der Vergangenheit - ist ein Thema, das 
die Gesellschaft der ehemaligen DDR beschäftigt. Es beschäftigt alle Menschen, und 
ich meine, es ist auch eine Aufgabe jedes einzelnen in dieser Gesellschaft. Dennoch 
sollte sich die CDU in ihrer Rolle und in ihrer Verantwortung dieser Aufgabe in der 
gegenwärtigen Situation besonders verpflichtet fühlen. Wir sollten uns dieser Aufgabe 
stellen, denn das erwarten die Wähler von uns. Wir sollten diese Aufgabe etwas 
gründlicher angehen als andere, und vor allen Dingen sollten wir sie so angehen, daß 
wir die Erwartungen und die Forderungen, die wir an andere gesellschaftliche 
Gruppen stellen, auch uns selbst stellen. 

(Zustimmung) 

Meine Damen und Herren, wir sind uns einig: Es kann keine Pauschalverurteilungen 
geben. Es muß immer nach individueller Schuld bzw. individueller Verantwortung 
gefragt werden. Meßlatten, die nach dem Rasenmäherprinzip funktionieren, sollte es 
nicht geben. Damit werden nur Abschußlisten und Erfolgsquotenmeldungen in der 
Presse provoziert. Bei einer so eingeleiteten Aufarbeitung der Vergangenheit werden 
wir nicht ohne Beschädigungen herauskommen. 

Was aber, meine Damen und Herren, ist das eigentliche Maß, was kann man als Maß 
formulieren? Wir in der Reformkommission in Thüringen haben versucht, uns eine Art 
Fragenkatalog zu stellen, eine Art Gewissenserforschung zu betreiben, und wir sind 
der Meinung, über diesen Fragenkatalog sollte in den Ortsgruppen- und den 
Kreisvorständen diskutiert werden. Diesen Fragenkatalog, der noch vervollständigt 
werden muß, möchte ich an dieser Stelle vortragen. 

Meine Damen und Herren, jedes CDU-Mitglied sollte sich folgende Fragen stellen: 
Wie war meine öffentliche Reaktion auf den offensichtlichen Wahlbetrug im Mai 1989? 
Habe ich mich hinter die Wahlergebnisse der Einheitsliste der Nationalen Front 
gestellt und sie als demokratisches Wahlergebnis verteidigt? Wie habe ich mich 
gegenüber öffentlichen Anklägern gegen das Wahlergebnis verhalten? 

Oder, meine Damen und Herren: Wie habe ich mich verhalten, als die Zeitschrift 
„Sputnik" verboten wurde? Habe ich die Maßnahme verteidigt, weil dort angeblich 
Lügen über Stalin verbreitet worden sind oder weil dort Dinge stehen, die seinen 
historischen Großtaten nicht entsprechen? 

Oder eine andere Frage: Wie reagierte ich auf die Studentenproteste in China? Habe 
ich deren Niederschlagung artig im SED-Jargon verteidigt, z.B. damit, man wisse ja 
ohnehin nicht, was dort eigentlich geschehen sei, und es seien ja ganz offensichtlich 
einige Kriminelle dabei gewesen? 

Oder: Wie habe ich mich als CDU-Mitglied verhalten, als der Weimarer Brief an die 
Öffentlichkeit kam? Habe ich Unionsfreunde auf Linie gebracht und versucht, sie auf 
die führende Rolle der Partei der Arbeiterklasse einzuschwören? 
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Oder: Wie habe ich auf die Äußerungen von Oppositionsgruppen 1989 reagiert? Habe 
ich sie als imperialistische Infiltration und die Beteiligten als vom Klassenfeind 
aufgehetzte Asoziale und Rowdies bezeichnet? Und habe ich vielleicht in CDU-Orts­
und -Kreissitzungen das Hohelied vom Sozialismus wfeiter gesungen? 

Oder: Habe ich die Flüchtlingsbewegung über die ungarische Grenze 1989 noch als 
von BRD-Massenmedien inszenierte Schlammschlacht und von Provokateuren und 
Kollaborateuren In Gang gehaltenen Anschlag auf das sozialistische Wirtschaftsge­
biet bezeichnet? Habe ich vielleicht die Botschaftsbesetzer als Verräter bezeichnet, 
und habe ich danach noch dazu aufgerufen, nun gerade meinen Beitrag für Frieden 
und Sozialismus an der Werkbank zu leisten? 

Oder, meine Damen und Herren: Wie habe ich die ersten Herbstdemonstrationen 
1989 kommentiert? Habe ich auch noch von Randale gegen die Ordnungskräfte 
gesprochen? Wann war ich denn selbst das erste Mal dabei? War ich überhaupt 
einmal dabei? Und wann habe ich gemerkt, daß der Hase nun andersherum läuft und 
daß die Wende unumkehrbar ist? Als Honecker am 18. Oktober gehen mußte, als 
Krenz davongejagt wurde oder als der Parteitag der CDU am 16. Dezember 1989 in 
Berlin stattfand? Wann habe ich denn die Bilder von Honecker und Gerald Götting 
gegen die von Adenauer und Ludwig Erhard ausgetauscht? 

Meine Damen und Herren, es geht um die offensichtlichen, um die erkennbaren 
Fehlleistungen mancher Damen und Herren in der letzten Zeit. Jede einzelne solcher 
Fehlleistungen rechtfertigt ein kritisches Hinterfragen. Aber es gibt auch noch andere, 
subtilere Formen der Unterwerfung unter die SED-Herrschaft, die man benennen 
müßte. Wer hat sich z.B. als Sprachrohr und Werkzeug der SED benutzen lassen, wer 
hat beispielsweise die Alleinvertretungsanmaßung der Bonner Ultras als aggressive 
und revanchistische Doktrin des westdeutschen Imperialismus bezeichnet oder als 
Ausdruck revanchistischer Gebietsansprüche in Osteuropa? Meine Damen und 
Herren, Vertreter, die in der Vergangenheit solche Äußerungen gemacht haben, die 
den Mitbürgern einen solchen verdichteten Schwachsinn zugemutet haben, das sind 
keine Vertreter unserer neuen Ordnung! 

(Zustimmung) 

Ich meine, diejenigen, die solche Äußerungen gemacht haben und die in dieser 
Hinsicht versagt haben, haben ihr moralisches Mandat verloren, auch wenn sie'ihr 
politisches Mandat noch besitzen. 

(Vereinzelt Zustimmung) 

Sie sollten nicht ausgegrenzt werden; nein, meine Damen und Herren, das ist nicht 
das, was wir wollten. Aber das Hängen an Positionen sollte nicht das erste sein, 
sondern es sollte das letzte sein. 

Es gibt auch den Spruch, meine Damen und Herren: Wir waren doch alle Opfer und 
Täter zugleich. Eine solche Gleichmacherei, eine solche Auffassung kann ich nicht 
vertreten. Damit tun wir sehr vielen Menschen in diesem Land unrecht. Manch einer 
hat auf der Leiter sehr weit oben gestanden und war im Warmen; viele andere aber 
waren weiter unten im kalten Wasser. 

Meine Damen und Herren! Es gibt außerdem nicht nur Opfer und nicht nur Täter in 
diesem Land. Ich möchte an die erinnern, die Verlierer sind. Wie viele Verwundungen 
tragen diese Menschen noch in sich! Die Wähler der CDU erwarten von uns, daß wir 
diese Wunden heilen, daß Unrecht wiedergutgemacht wird und daß wir keine Verlierer 
der Einheit haben. 
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Meine Damen und Herren! Die Menschen in diesem Land haben ein politisches 
Unrechtsempfinden entwicl<elt, das jenseits von strafrechtsrelevanten Tatbeständen 
ist. Wir als CDU müssen die politische Glaubwürdigkeit der Verantwortlichen 
dagegensetzen können. Aufarbeitung der Vergangenheit muß also aus meiner Sicht 
heißen: in der Wahrheit leben mit der Vergangenheit, aufdecken, wie es zu dieser 
Entartung einer menschenverachtenden Gesellschaft kam, und dann für die Zukunft 
Weichen stellen, damit so etwas nicht wieder passieren kann. 

Meine Damen und Herren! Wir müssen die Zukunft bewältigen, wir müssen die 
Zukunft meistern. Da liegt der Schwerpunkt. Aber dazu gehört auch ein Stück 
Vergangenheit. Am Ende müssen Frieden und Aussöhnung stehen. -Vielen Dank! 

Barbara Schäfer, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Minister Dr. Zeh! Ich darf jetzt 
Herrn Ulf Fink, dem Landesvorsitzenden von Brandenburg, das Wort erteilen. 

Ulf Fink: Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich denke, wir als 
Christlich Demokratische Union haben allen Grund, stolz auf unsere Leistungen zu 
sein, weil es unter der Federführung der Christlich Demokratischen Union zur Einheit 
Deutschlands gekommen ist und wichtigste Schritte auf dem Felde der europäischen 
Einigung zurückgelegt wurden. Ich glaube, das sind große Leistungen, auf die wir alle 
miteinander stolz sein können. 

Aber die Christlich Demokratische Union hat - das möchte ich hinzufügen - immer 
dann ihre stärkste Kraft entwickelt, wenn sie nicht nur über das gesprochen hat, was 
sie bereits geleistet hat. Sie war immer dann die große Partei, wenn sie von dem 
gesprochen hat, was noch zu leisten ist und was sie für die Bürger dieses Landes noch 
leisten will. Da gibt es ja eine Fülle von Dingen, die wir miteinander noch tun können 
und tun müssen. 

Beispielsweise haben wir im Westen Deutschlands eine blühende soziale Marktwirt­
schaft erreicht. Aber wir haben es nicht erreicht, daß alle Menschen am Produktivkapi­
tal beteiligt sind. Dieses Ziel einer breiten Vermögensbildung haben wir nicht erreicht, 
obwohl Christliche Demokraten für dieses Ziel immer wieder eingetreten sind. Ich 
finde, es braucht doch nicht so zu sein, daß wir dasjenige, das wir im Westen nicht 
erreicht haben, im Osten auch nicht erreichen. Jetzt ist doch die Stunde, in der wir 
dafür sorgen können, daß breite Schichten im Osten nicht zum zweiten Mal enteignet 
werden, sondern Eigentum an ihren eigenen Firmen bekommen. 

(Beifall) 

Es ist doch auch kein Naturgesetz, daß wir im Westen Deutschlands, obwohl 
Deutschland eines der reichsten Länder auf der ganzen Erde ist, nach wie vor den 
Zustand haben, dal3 all die Menschen, die pflegebedürftig werden und in ein Heim 
gehen müssen - das kostet dann 5000, 6000, 7000 DM, und dafür reicht die Rente 
nicht aus -, obwohl sie nur pflegebedürftig werden, zu Taschengeldempfängern 
werden und zum Sozialamt gehen müssen. Das ist doch kein würdiger Zustand. Hier 
ist auch der Zeitpunkt gekommen, an dem unser Koalitionspartner, die F.D.P., sehen 
muß, daß das Thema erledigt werden muß. Da geht es nicht, daß die eine Seite 
blockiert, sondern da muß in Deutschland das getan werden, was zu tun ist. 

(Beifall) 

Ich kann auch zu dem Thema Treuhand einige richtige Aussagen machen. Selbstver­
ständlich muß die Treuhand darauf achten, daß nur die Betriebe eine Existenz auf 
Dauer haben, die auch die Hoffnung haben können, einmal schwarze Zahlen 
schreiben zu können. Das ist richtig. Aber genauso muß beachtet werden, daß es 
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doch nicht richtig sein l<ann, daß in einer Region ganze Betriebe stillgelegt werden und 
dann überhaupt keine Industrie mehr vorhanden ist. Das kostet ja das Land, das 
kostet die Gemeinde nachher viel mehr an Arbeitslosengeldern und Sozialhilfe, als auf 
der anderen Seite überhaupt eingespart werden kann. Das muß doch beachtet 
werden! Sanieren muß vor Privatisieren gehen; das ist doch klar! 

Es gibt noch ein zweites großes Thema, wo wir nicht selbstgerecht sein dürfen, 
sondern wo wir die Probleme erkennen und wirklich ernst nehmen müssen. Damit 
meine ich die Parteireform. Wir sorgen im Osten gerade dafür, daß wir neue Mitglieder 
gewinnen und daß wir an neue Schichten herankommen. Das ist ein sehr schwieriger 
Prozeß. Wir müssen sehen, daß wir den Menschen, die Zivilcourage haben und die 
sich ehrlich mit der Vergangenheit auseinandersetzen, Schutz und Hilfe geben. 

Wir können stolz darauf sein, daß Männer wie Arnold Vaatz bei uns sind. Ich erinnere 
mich noch daran, wie ich mit Rainer Eppelmann vor drei, vier Jahren in der 
Samaritergemeinde in Ostberlin war und wie die Stasis um uns herumgestanden sind 
und versucht haben, uns am Gespräch und am Kontakt zu hindern. Das kennen wir 
doch alle miteinander. 

Es wäre ein Riesenfehler, wenn wir so tun würden, als seien alle Menschen im Osten 
Deutschlands, die nach 1989 zur CDU gekommen sind, Helden, während alle 
anderen, die vor 1989 Mitglied der CDU oder der Bauernpartei waren, Schurken seien. 
Ich meine, damit macht man es sich wirklich zu einfach. 

(Beifall) 

Ich meine, bei allem, was wir aufzuarbeiten haben, muß bedacht werden, daß das Maß 
an Mitverantwortung, das zum Beispiel der CDU oder der Bauernpartei im Osten 
zuzuerkennen ist, schwerlich größer sein kann als der Einfluß, den diese beiden Parteien 
im SED-Staat in Wirklichkeit hatten, und dieser Einfluß war ja wahrhaftig sehr gering. 

Ich muß ein Weiteres sagen. Wir müssen die Vergangenheit aufarbeiten. Wir müssen 
aber auch versöhnen, wir müssen nach vorne schauen. Dieser Prozeß wird am Ende 
auch vor denen nicht halt machen können, die im SED-Staat wirklich Macht hatten, 
nämlich vor den zwei Millionen Mitgliedern, die der SED angehört hatten. 

Deshalb sage ich: Wir haben uns alle dafür eingesetzt, daß in Deutschland die Allianz 
der CDU mit der DSU und mit dem Demokratischen Aufbruch eingerichtet wurde. 
Deshalb müssen wir unsjetzt auch mit den Konsequenzen daraus auseinandersetzen. 
Dazu gehört, daß wir keine pauschalen Urteile abgeben, sondern daß wir den 
einzelnen Fall betrachten und daß wir wissen, daß man das nicht vom grünen Tisch 
aus entscheiden kann, sondern daß man das nur in den Orts-, in den Kreis- und in den 
Landesverbänden entscheiden kann, weil das nicht vom grünen Tisch aus zu 
entscheiden ist. 

(Beifall) 

Dazu gehört auch, daß wir nicht selbstgerecht sind. Zur Selbstgerechtigkeit aber 
würde es zählen, wenn wir die Augen davor verschließen würden, daß wir auch im 
Westen Deutschlands von einer heilen Welt entfernt sind. Ist es denn nicht so, daß die 
Mitgliedschaft der CDU im Westen überaltert ist? Ist es denn nicht so, daß sehr viele 
Mitglieder nicht mehr der jungen Generation angehören? Ist es denn nicht so, daß nur 
jedes fünfte Parteimitglied - manchmal sogar noch weniger - eine Frau ist? 

Es ist doch auch nicht so, als ob in unserer Partei von vornherein immer belohnt 
würde, wenn sich einer diskussionsfreudig und offen äußert; er muß doch auch 
Zivilcourage haben. 
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Er muß dann auch Zivilcourage haben. Es ist nicht automatisch so, daß einer, dereine 
abweichende Meinung vertritt, automatisch gekuschelt wird oder eine liebevolle 
Streicheleinheit erhält. Er muß sich vielmehr erst durchsetzen. Wir müssen dafür 
sorgen, daß wir eine diskussionsfreudige, eine lebendige Partei sind. Auch Leute, die 
eine abweichende Meinung vertreten, müssen ernst genommen und ermutigt werden. 

Zum Schluß sage ich deshalb folgendes. Ich habe größten Respekt vor den 
Hennigsdorfer Stahlarbeitern. Sie haben gesagt: Es kann doch nicht wahr sein, daß 
die Zahl der Arbeitsplätze im Stahlwerk Hennigsdorf von 10 000 auf 1 000 
zurückgefahren werden soll. Ich bitte Sie, sich einmal daran zu erinnern, daß es in 
Rheinhausen damals um 3 500 Arbeitsplätze gegangen ist. Damals hat die Luft über 
dem Ruhrgebiet gebrannt. Damals war eine Lösung möglich. Jetzt geht es in einem 
einzigen Stahlwerk um den Verlust von 9 000 Arbeitsplätzen. Ich bin froh und 
glücklich, daß die Hennigsdorfer Stahlarbeiter auf die Straße gegangen sind. Ich bin 
froh und glücklich darüber, daß sie deutlich gemacht haben, was ihnen dort alles 
zugemutet wird. Das sind dieselben Stahlarbeiter gewesen, die 1953 auf die Straße 
gegangen sind, als es in Berlin zum Aufstand gekommen ist. 

(Beifall) 

Das sind Menschen, die für ihre Rechte eintreten, die etwas tun. 

Ich finde, in diesem Geiste sollten wir miteinander arbeiten. Auf dieser Seite müssen 
wir stehen. Das muß die Linie der CDU sein. - Ich bedanke mich für die Aufmerksam­
keit. 

(Beifall) 

Barbara Schäfer, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Ulf Fink. Jetzt erteile ich Herrn 
Lehmann-Brauns, Landesverband Berlin, das Wort. 
Dr. Uwe Lehmann-Brauns: Meine Damen und Herren! Der Herr Bundeskanzler hat 
vorhin in seiner großen Rede zu Recht Günter Grass und dessen Selbstisolierung in 
Fragen der Bewältigung erwähnt. Man sollte vielleicht noch den Namen Stefan Heym 
hinzufügen. 

(Vereinzelt Beifall) 

Meine Damen und Herren, es wäre aber ungerecht, wenn wir auf der anderen Seite die 
große Leistung einer Auseinandersetzung hier unerwähnt ließen, die im Moment 
innerhalb der deutschen Schriftsteller vonstatten geht. Ich nenne den Namen Wolf 
Biermann und dessen Entblößung des Herrn Anderson als Spitzel. Ich bedauere es, 
daß die Politik - auch die unserer Partei - sich in diese Debatte bisher zuwenig 
eingeklinkt hat. Ich bedauere auch, daß die Medien sich bei dieser Debatte zunächst 
an Formulierungen von Herrn Biermann störten, statt sich auf die Verdorbenheit eines 
Teils unserer Gesellschaft zu konzentrieren. 

(Vereinzelt Beifall) 

Der Berliner Wissenschaftssenator steht, soweit ich sehe, im Moment in seiner 
Auseinandersetzung mit dem Rektor der Humboldt-Universität auch allein. In dieser 
Auseinandersetzung geht es um dasselbe. 

(Vereinzelt Beifall) 

Meine Damen und Herren, das zeigt, daß auch die westliche Seite unseres 
Vaterlandes noch ein gestörtes Verhältnis zur Vergangenheit hat. Ich sehe insofern die 
Pflicht und die Chance für unsere Partei, sich auf die Seite derer zu stellen, die nicht 
erst seit heute Mut und Zivilcourage beweisen, um die Aufarbeitung voranzutreiben. 
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Ich nenne hier neben Wolf Biermann deshalb Jürgen Fuchs, Hans-Joachim Schädlich, 
Lutz Rathenow, Freya Klier, Monika Maron und Hans-Christoph Buch, um nur ein paar 
zu nennen, die gegen ein nicht ungefährliches Konglomerat aus Lüge, aus Trotz, aus 
Verharmlosung und aus Verdrängung stehen. Es ist richtig, Parteibeschlüsse über die 
Konflikte dieser Gesellschaft zu fassen. Wir müssen aber noch viel mehr tun, meine 
Damen und Herren. Dieser Parteitag darf sich nicht damit begnügen, daß morgen das 
Forum 5 stattfindet. Die Diskussion muß weitergeführt werden. Wenn die Partei dies 
nicht tut, müssen wir uns an Foren beteiligen, die in ähnlicher Weise der Aufarbeitung 
dienen. 

(Vereinzelt Beifall) 

Ich komme auf ein weiteres Hindernis für die innere Einheit zu sprechen. Ich meine 
den gutsherrlichen Umgang, den viele Westler noch immer gegenüber vielen Ostlern 
pflegen. Jeder kennt - spätestens seit der Prämierung - den Begriff des Besserwessi. 
Jeder kennt auch Beispiele dafür. Wir in Berlin erleben diesen Umgang von oben 
herab gerade im Kulturbereich: West verdrängt Ost. Es ist sicher richtig: Das soziale, 
das wirtschaftliche, das fortschrittsorientierte, das offene System der westlichen 
Demokratie hat sich gegenüber dem realen Sozialismus als überlegen erwiesen. Es ist 
auch richtig, daß eine sogenannte DDR-Identität heute vielleicht individuell erlebt 
wird, jedoch keinen moralischen Anspruch auf Bestand reklamieren kann. Dazu war 
die DDR von Staats und Partei wegen zu verdorben. 

Vergessen wir aber die Menschen nicht. Die Leute in der DDR hatten sich weder Herrn 
Ulbricht noch Herrn Honecker ausgesucht. Sie konnten sich auch nicht auf den 
Zeitpunkt der Beendigung dieses Systems vorbereiten, das eine totale Veränderung 
ihrer individuellen und gesellschaftlichen Verhältnisse mit sich gebracht hat. Im 
Vergleich zu den Lebensbedingungen der Menschen in der DDR - ich will von 
Osteuropa ganz schweigen - war das Leben bei uns im Westen Deutschlands, im 
zweit- oder drittreichsten Land der Welt, doch ein Zuckerschlecken. Auch deshalb 
besteht zu Überheblichkeit von West in Richtung Ost kein Anlaß. Wir müssen uns 
gerade in Dresden klarmachen, daß sich auch viele von uns in der Zeit vor 1989 vor 
den DDR-Oberen gekrümmt haben, ohne daß ihnen Sippenhaft, ohne daß ihnen 
Gefängnis, ohne daß ihnen Kontaktsperre und ihren Kindern Studienverbot drohte. 

Die Sozialdemokraten - allen voran die Herren Gaus, Bahr und Lafontaine - haben sich 
dabei als Vorturner einer Anpassungsgymnastik erwiesen und sich für alle Zeiten 
einen Platz im Guinness-Buch der negativen Rekorde erkämpft. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, deshalb bestreite ich diesen das Recht, sich heute auch 
gegenüber unserer Partei moralisch aufzuplustern. 

Zum Schluß noch ein Wort an die Adresse von Generalsekretär Rühe. Ich sage Ihnen dies 
vielleicht nachher auch noch privat, denn Sie haben offenbar nicht die Möglichkeit, jetzt 
hier zu sein. Ich möchte eine Bitte an Sie richten: Vermeiden Sie Mißverständnisse. Ich 
unterstütze Ihren Wunsch nach moralischer Erneuerung unseres Landes und unserer 
Partei, aber dieser Wunsch hat nicht nur eine ostdeutsche Adresse. 

(Beifall) 

Er muß vielmehr an uns alle gerichtet sein. Geben Sie bitte den ostdeutschen 
Landesverbänden auch in Zukunft keine Kandidaten mehr vor. Sie tun das ja auch bei 
den westdeutschen Landesverbänden nicht. 

(Beifall) 
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Lassen Sie sie selbst herausfinden, was gut für sie ist. Die Unterscheidung zwischen 
alt und neu in der CDU trägt nicht. Sie ist zu grob. Sie ist im Grunde genommen eine 
Leerformel und hat keine Genauigkeit und keine Tiefe. Minister Zeh hat vorhin - wie ich 
meine - in eindrucksvoller Weise eine Reihe von Kriterien genannt, die dafür viel 
probater wären. Auch das Ossi-Wessi-Denken ist ein auslaufendes Modell. Meine 
Damen und Herren, in der Bewältigungsdebatte gibt es schon längst andere Fronten 
als die der Himmelsrichtungen. Es geht schon wieder um ideologische Vorgaben. 

Meine Damen und Herren, ich halte es deshalb persönlich für einen Glücksfall für 
dieses Land und auch für Sachsen, daß Kurt Biedenkopf hier Verantwortung 
übernommen hat. Ebenso halte ich die Wahl Ulf Finks in Brandenburg für ein Ereignis, 
das der CDU-Brandenburg die reale Chance eröffnet, eine Regierungspartei zu 
werden. 

(Beifall) 

Hier liegen Verklammerungen vor, die ein Stück innere Einheit geschaffen haben. 
Meine Damen und Herren, ich bin sicher, über kurz oder lang wird es vielleicht auch in 
Nordrhein-Westfalen einen Vorsitzenden aus Brandenburg geben. 

Meine Damen und Herren, zum Schluß dies: Akzeptieren wir einen geschichtlichen 
Vorgang, der immer schon - der Bundeskanzler hat mit Recht Jakob Kaiser und Ernst 
Lemmer erwähnt - das Herzstück der CDU-Politik war. Kommen wir aus unserer 
Westecke heraus und reihen wir uns ein. Versuchen wir, in der Tat vorzuleben, was 
Einheit der Nation in Freiheit und Frieden in Europa bedeuten kann. - Ich danke Ihnen 
vielmals. 

(Beifall) 

Barbara Schäfer, Tagungspräsidium: Das Wort erteile ich jetzt dem Bundesvorsit­
zenden des RCDS, Herrn Christian Schneller. 

Christian Schneller (mit Beifall begrüßt): Frau Präsidentin! Herr Vorsitzender! Meine 
Damen und Herren! Gut ein Jahr nach der Wiedervereinigung wird die politische 
Diskussion in Deutschland vor allem von der Ausgestaltung der inneren Einheit 
bestimmt. Wir sind uns bewußt, daß in vielen Bereichen unserer Politik der 
Einigungsprozeß enorme Chancen zur Verbesserung und Neugestaltung bietet. Dies 
gilt auch und gerade für die Bildungspolitik, in der seit Jahren kaum noch innovativ 
gestaltet wird, sondern zunehmend Mängel verwaltet werden. 

Der oft zitierte Profilverlust der Union mag dahingestellt sein. Für die Bildungspolitik, 
befürchte ich, müssen wir jedoch konstatieren, daß die Union hier ihre Meinungsfüh­
rerschaft und vielleicht auch manchmal das Interesse an bildungspolitischen Inhalten 
verloren hat. Die Zeit, in der die Union Schüler und Eltern gegen eine verfehlte 
Bildungspolitik der Sozialdemokraten auf die Straße brachte, ist jedenfalls vorbei. 
Dies ist ein beunruhigendes Zeichen, ein Zeichen, das wir zum Anlaß nehmen sollten, 
in Fragen wie z.B. der Länge der Ausbildungszeiten, der Überlastung der Hochschu­
len, aber auch etwa der Zukunft des dualen Ausbildungssystems neue Konzepte und 
Antworten gemeinsam zu finden. 

Die SPD, meine Damen und Herren, wird auf diese Fragen wohl kaum passende 
Antworten geben können. Die Konzeptions- und Verantwortungslosigkeit, mit der die 
SPD die Herausforderungen der Bildungspolitik behandelt, dokumentiert die Äuße­
rung des hessischen Kultusministers Holzapfel, der die 34000 Schulstunden, die in 
Hessen Woche für Woche ausfallen, mit der schlichten Bemerkung kommentierte, 
das sei immer noch besser, als man erwartet habe. Während die CDU in den östlichen 
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Bundesländern mit dem Beschluß von 1981 endlich Ernst macht, die Gymnaslalzeit 
auf acht Jahre zu verkürzen, Ist In Nordrheln-Westfalen der Schulbetrieb inzwischen in 
einem so desolaten Zustand, daß die Zahl der dort tatsächlich erteilten Stunden auch 
in elf statt in dreizehn Jahren erreicht werden könnte. 

(Vereinzelt Beifall) 

Leider, meine Damen und Herren, sieht es an den Hochschulen nicht besser aus. 1,8 
Millionen Studenten teilen sich derzeit 850 000 Studienplätze. Immer mehr Fächer 
werden mit NC-Regelungen versehen. Die zunehmende Überfrachtung der Studlen-
und Prüfungsordnungen einerseits sowie eine hemmungslose inhaltliche Ausdehnung 
der Abschlußarbeiten zum Diplom, Examen oder etwa Magister andererseits verlän­
gern das Studium in Deutschland immer weitfer. Gleichzeitig allerdings sinkt die Zahl 
derjenigen, die Interesse an einer Lehre, an einer berufsbezogenen Ausbildung haben. 

Gemeinsam mit Ihnen, Herr Bundeskanzler, haben wir auf dem Studentenforum des 
RCDS in Jena festgestellt, daß das Gelingen der deutschen Einheit und unser 
Hineinwachsen In Europa gesellschaftliches Verantwortungsbewußtsein und wirt­
schaftliche Leistungsfähigkeit voraussetzen. Ich halte es derzeit ehrlich gesagt für 
äußerst fraglich, ob unsere Hochschulen, die hier in einer besonderen Verantwortung 
stehen, diesen Anforderungen auch in Zukunft gerecht werden können, ob sie ihnen 
tatsächlich gewachsen sind. 

Was brauchen die Hochschulen? Sie brauchen erstens die Entrümpelung der Studien­
pläne, zweitens eine größere Selbständigkeit der einzelnen Hochschulen in finanziellen 
und Venwaltungsfragen im Sinne unseres Subsidiaritätsprinzips, und sie brauchen 
drittens die Verbesserung und Aufwertung der akademischen Lehre. Eben hier, bei der 
Verbesserung der Hochschullehre, setzt der RCDS In diesen Tagen den Hebel an. Mit 
einer bundesweiten Befragung von annähernd 7 000 Studenten und Hochschullehrern 
an über 100 Fakultäten ermitteln wir derzeit, welche Möglichkeiten es gibt, zu verhindern, 
daß Professoren nur und ausschließlich als Forscher zu Geld und Ehre kommen, die 
akademische Lehre, d.h. die Ausbildung der Studenten, jedoch brachliegt. 

Wenn Lehrstühle zu Gutachtenfabriken werden, wenn Studenten darüber klagen, daß 
Professoren zentrale Veranstaltungen an Assistenten abschieben oder einfach 
schlecht vorbereitet in die Vorlesung kommen, dann stimmt einfach die Gewichtung 
von Forschung und Lehre an unseren Hochschulen nicht mehr, und dann brauchen 
wir uns auch nicht zu wundern, wenn vorgesehene und tatsächliche Studienzeiten 
unweigerlich Immer weiter auseinanderdriften. 

Ich habe versucht, Ihnen hier einige der zentralen bildungspolitischen Anliegen In aller 
Kürze aufzuzeigen. Die Stärke dieser Partei, ihr Gestaltungswille und ihre Kompetenz 
sollten auch in der Bildungs- und Hochschulpolitik wieder zum Ausdruck kommen. 
Deshalb begrüßt der RCDS ausdrücklich die Idee, die hier auch In einem Antrag zum 
Ausdruck kommt, im kommenden Jahr einen bildungspolitischen Kongreß der 
Bundespartei durchzuführen. Ich darf Ihnen versichern, daß der RCDS bei dieser 
Aufgabe seihen Beitrag leisten wird. - Ich danke ihnen. 

(Beifall) 

Barbara Schäfer, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Schneller. 

Das Wort erteile ich jetzt unserem Freund, Bundesminister Dr. Norbert Blüm. 

Dr. Norbert Blüm (mit Beifall begrüßt): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Ich glaube, dies ist wirklich der erste Wiedervereinigungsparteitag. In Hamburg war es 
Hochzeit, Flitterwochen, jetzt: auf Gedeih und Verderb verheiratet. 
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Ich möchte zu Beginn meinen großen Respekt vor dem Selbstbehauptungswillen 
unserer Landsleute in den neuen Bundesländern ausdrücken. 

(Beifall) 

Damit einmal ein paar Wessis vom Roß herunterkommen: In zwei Jahren sind mehr als 
3 Millionen Arbeitsplätze verlorengegangen. Das ist so viel, als wären im Westen 10 
Millionen Arbeitsplätze in zwei Jahren weggefallen. Kann sich da einmal jemand 
vorstellen, was da losgewesen wäre? Wie haben die Bürger, die Arbeitnehmer 
geantwortet? 900000 sind in Umschulung, Fortbildung gegangen, die sind also nicht 
auf dem Sofa sitzen geblieben, 400 000 sind in ABM gegangen, die sind also nicht in 
der Hängematte liegengeblieben. Das wäre ungefähr so, als wenn sich im Westen bei 
10 Millionen verlorenen Arbeitsplätzen'S Millionen auf den Weg zur Umschulung und 
Fortbildung gemacht hätten. Deshalb mein großer Respekt vor der Kraft, diesen 
Umsturz zum Besseren zu gestalten. 

Ich kann mich an dieser Vergangenheitsdiskussion nicht beteiligen. Ich habe nie im 
Regen des Sozialismus gestanden. Ich bin vorsichtig. Aber auch hier würde ich doch 
meinen: So war die Welt nicht aufgeteilt, daß im Westen die Helden der Menschen­
rechte und im Osten unseres Vaterlandes die Anpasser gewesen wären. Ich kenne 
eine Menge Leute aus dem Westen, die haben mit Honecker diniert und diniert und 
antichambriert, 

(Beifall) 

und die haben alle gesagt, das sei notwendig, um Schlimmeres zu verhüten. Recht 
haben sie gehabt. Aber wenn das notwendig war, dann kann ich auch verstehen, daß 
man sich, um in der DDR zu überleben, irgendwo in Nischen einrichten mußte und 
durchkrauchen mußte. 

So war das mit dem heldenhaften Westen für die Menschenrechte auch nicht. Herr 
Bundeskanzler, ich habe schon gehört, daß der Protest in Südafrika nicht ganz so 
energisch war, wenn unsere Geschäfte gefährdet wurden. Ich habe schon gehört, daß 
der Pinochet nicht nur attackiert wurde, sondern bis in unsere Parteikreise hinein als 
ein Hüter der Ordnung mit ein paar Folterschreien hingenommen wurde. Ganz so war 
das nicht, als seien im Westen die Helden und Im Osten die Anpasser gewesen. 

Bei Waffengeschäften war die Moral auch geringer als das Geschäftsinteresse. Auch 
das gehört doch zur Selbstbesinnung und zur Wahrheit. Ich habe noch in Erinnerung: 
Die Putschisten im August in der Sowjetunion hatten sich an ihren Schreibtischen 
noch nicht richtig niedergelassen, da habe ich schon aus der Wirtschaft gehört, das 
sei ein innersowjetischer Vorgang und berühre die Geschäftsbeziehungen nicht. So 
heldenhaft war der Westen nicht. 

Aber was kann man daraus lernen? Liebe Freunde, laßt uns, die CDU - nicht im Sinne 
eines Monopols - , die Partei der Menschenrechte sein, ohne jede Opportunität. 

(Beifall) 

Ich sage nicht, daß wir es nur allein wären. Aber haben die Menschenrechte nicht 
bewiesen, welche Kraft sie haben? Wer hat denn die Welt umgepflügt? Doch nicht die 
Kanonen und die Raketen. 

Umgepflügt hat die Welt die Sehnsucht der Menschen nach Freiheit. Das ist doch der 
Triumph einer Idee, die Widerlegung des Zynismus aller Mächtigen. 

Haben Christen nicht auch etwas zu dieser Idee beizutragen? Kant hat sie begründet: 
Der Mensch ist kein Mittel, sondern Selbstzweck. Warum? Karl Marx hat erklärt: Der 
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